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Der Widerruf ist zu richten an die VOLKSWOHL BUND Sachversicherung AG, 
Südwall 37 - 41, 44137 Dortmund.
Bei einem Widerruf per Telefax ist der Widerruf an folgende Faxnummer 
zu richten: 0231/54 33–490.

Bei einem Widerruf per Mail ist der Widerruf an folgende E-Mail-Adresse 
zur richten: vertragvbs@volkswohl-bund.de

Widerrufsfolgen:
Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz 
und wir erstatten Ihnen den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs 
entfallenden Teil der Prämien, wenn Sie zugestimmt haben, dass der 
Versicherungsschutz vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. Den 
Teil der Prämie, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs ent-
fällt, dürfen wir in diesem Fall einbehalten. Dabei handelt es sich bei 
jährlicher Zahlungsweise um 1/360, halbjährlicher Zahlungsweise um 
1/180, bei vierteljährlicher Zahlungsweise um 1/90 und bei monatlicher 
Zahlungsweise um 1/30 des im Antrag angegebenen Beitrags gemäß 
Zahlungsweise pro Tag. Die Erstattung zurückzuzahlender Beträge 
erfolgt unverzüglich, spätestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs. 
Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, 
hat der wirksame Widerruf zur Folge, dass empfangene Leistungen 
zurückzugewähren und gezogene Nutzungen (z. B. Zinsen) herauszu-
geben sind.

Haben Sie Ihr Widerrufsrecht nach § 8 des Versicherungsvertragsgesetzes
wirksam ausgeübt, sind Sie auch an einen mit dem Versicherungsvertrag 
zusammenhängenden Vertrag nicht mehr gebunden. Ein zusammen-
hängender Vertrag liegt vor, wenn er einen Bezug zu dem widerrufenen 
Vertrag aufweist und eine Dienstleistung des Versicherers oder eines 
Dritten auf der Grundlage einer Vereinbarung zwischen dem Dritten 
und dem Versicherer betrifft. Eine Vertragsstrafe darf weder vereinbart 
noch verlangt werden.

Besondere Hinweise:
Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrücklichen 
Wunsch sowohl von Ihnen als auch von uns vollständig erfüllt ist, bevor 
Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben.

Widerrufen Sie eine Vertragserklärung im Rahmen eines Ersatzvertrages,
so läuft Ihr ursprünglicher Versicherungsvertrag weiter. Das Widerrufs-
recht besteht nicht bei Verträgen mit einer Laufzeit von weniger als 
einem Monat.

Laufzeit des Vertrags
Angaben über die Laufzeit des vorgeschlagenen Versicherungsvertrags
finden Sie in Ihrem Vorschlag, im Produktinformationsblatt, auf dem 
Antrags-/Anfrageformular oder im Versicherungsschein.

Vertragliche Kündigungsbedingungen
Sie haben die Möglichkeit, den Versicherungsvertrag in Textform (z. B. 
E-Mail, Telefax oder Brief) zu kündigen. Die einzuhaltenden Fristen 
und sonstigen vertraglichen Regelungen finden Sie in den Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen.

Anwendbares Recht und Sprache
Auf das Vertragsverhältnis findet das Recht der Bundesrepublik Deutsch-
land Anwendung. Die Vertragsbedingungen einschließlich sämtlicher 
Informationen sowie die Kommunikation während der Laufzeit des 
Vertrags erfolgen in deutscher Sprache.

Im Folgenden erhalten Sie weitere Informationen zur vorgeschlagenen
Versicherung. Bitte lesen Sie die unten stehenden Informationen vor 
Abgabe Ihrer Vertragserklärung.

1. Informationen zum Versicherer

Ihr Vertragspartner
VOLKSWOHL BUND Sachversicherung AG,
Südwall 37 - 41, 44137 Dortmund
Vorstand: Dr. Joachim Maas (Vors.), Dietmar Bläsing, Axel-Rainer Hoffmann
Vorsitzender des Aufsichtsrates: Rainer Isringhaus
Sitz des Unternehmens: Dortmund
Registergericht: Amtsgericht Dortmund, HRB 3134

Hauptgeschäftstätigkeit
Wir betreiben folgende Versicherungsarten: Unfall-, Haftpflicht-, Kraft-
fahrt-, Sachversicherungen, Beistandsversicherung, sonstige Schaden-
versicherung.

2. Informationen zur Leistung

Dem Vertrag liegen entweder der Antrag oder die vorgeschlagene Ver-
sicherung (bei einer Anfrage) sowie die beigefügten Versicherungs-
bedingungen, sofern Sie den entsprechenden Versicherungsschutz 
beantragen, zugrunde.

Beitrag
Die Höhe des Gesamtbeitrags gemäß Ihrer gewünschten Zahlungsweise 
finden Sie in Ihrem Vorschlag, im Produktinformationsblatt, auf dem von 
Ihrem Ansprechpartner ausgefüllten Antragsformular oder im Versiche-
rungsschein. Im Beitrag ist die gesetzliche Versicherungssteuer enthalten.

Gültigkeitsdauer von Informationen
Wir weisen darauf hin, dass die zur Verfügung gestellten Informationen 
(Vorschlag, Produktinformationsblatt, Antrags/Anfrageformular sowie 
unser Angebot bei Ihrer Anfrage) nicht unbefristet gültig sind. Beispiels-
weise können gesetzliche Änderungen dazu führen, dass diese 
Informationen nicht mehr aktuell sind.

3. Informationen zum Vertrag

Zustandekommen des Vertrags
Nach der Übermittlung werden wir Ihren Antrag prüfen und Ihnen ggf. 
den Versicherungsschein – ersatzweise eine Annahmeerklärung – 
zusenden. Mit deren Zugang bei Ihnen ist der Versicherungsvertrag 
abgeschlossen. Bei einer Anfrage wird mit Zugang Ihrer unterschrie-
benen Vertragsannahmeerklärung bei uns der Versicherungsvertrag 
abgeschlossen.

Auf eine Frist, während der Sie an Ihren Antrag gebunden wären, ver-
zichten wir.

Widerrufsbelehrung

Widerrufsrecht:
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe 
von Gründen in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) wider-
rufen. Die Frist beginnt, nachdem Sie den Versicherungsschein, die 
Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Versicherungs-
bedingungen, die weiteren Informationen nach § 7 Abs. 1 und 2 des 
Versicherungsvertragsgesetzes in Verbindung mit den §§ 1 bis 4 
VVGInformationspflichtenverordnung und diese Belehrung jeweils in 
Textform (z. B. Brief, Fax, Mail) erhalten haben. Zur Wahrung der 
Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs.
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lich relevanten Bestimmungen des Versicherungsvertragsgesetzes 
(VVG), der europäischen Datenschutzgrundverordnung (DSGVO),  
des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) sowie aller weiteren maß-
geblichen Gesetze streng einzuhalten, sondern auch darüber hinaus 
weitere Maßnahmen zur Förderung des Datenschutzes zu ergreifen. 
Erläuterungen dazu können Sie den Verhaltensregeln entnehmen, 
die Sie im Internet unter www.volkswohl-bund.de abrufen können. 
Ebenfalls im Internet abrufen können Sie Listen der Unternehmen 
unserer Gruppe, die an einer zentralisierten Datenverarbeitung teilneh-
men sowie Listen der Auftragnehmer und der Dienstleister, zu denen 
nicht nur vorübergehende Geschäftsbeziehungen bestehen. Auf 
Wunsch händigen wir Ihnen auch gern einen Ausdruck dieser Listen 
oder der Verhaltensregeln aus oder übersenden ihn auf Wunsch per 
Post. Bitte wenden Sie sich dafür an:

VOLKSWOHL BUND Sachversicherung AG
Vertrag VBS
Südwall 37 - 41
44137 Dortmund
E-Mail: vertragvbs@volkswohl-bund.de
Telefon: 0231 5433 - 151, Telefax: 0231 5433 - 490

Sie können Auskunft über die zu Ihrer Person gespeicherten Daten 
beantragen. Darüber hinaus können Sie die Berichtigung Ihrer Daten 
verlangen, wenn diese unrichtig oder unvollständig sind. Ansprüche 
auf Löschung oder Sperrung Ihrer Daten können bestehen, wenn deren 
Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung sich als unzulässig oder nicht 
mehr erforderlich erweist. Diese Rechte können Sie ebenfalls bei der 
oben genannten Stelle geltend machen. Genauere Informationen zu 
Ihren Rechten und den rechtlichen Grundlagen der Datenverarbeitung 
können Sie unter www.volkswohl-bund.de abrufen.

4. Außergerichtliche Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren

Für Fragen steht Ihnen gerne der Vermittler dieses Vertrags zur 
Verfügung. Falls Sie einmal eine Beschwerde haben sollten, werden 
wir alles versuchen, Sie zufrieden zu stellen. Sollte wider Erwarten eine 
Einigung nicht möglich sein, können Sie sich darüber hinaus auch an die 
zuständige Aufsichtsbehörde wenden:

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
(Bereich Versicherungen), Graurheindorfer Straße 108, 
53117 Bonn; Postfach 1308, 53003 Bonn.

Wir sind Mitglied im Versicherungsombudsmann e.V., Leipziger 
Straße 121, 10117 Berlin; Postfach 080632, 10006 Berlin 
(www.versicherungsombudsmann.de), einer Schlichtungsstelle im Sinne 
des Verbraucherstreitbeilegungsgesetztes (VSBG), und nehmen an des-
sen Streitbeilegungsverfahren teil. Bei dem Ombudsmann können Sie bei 
Streitigkeiten über Ansprüche aus Ihrem Vertrag eine Streitschlichtung 
beantragen, nachdem Sie uns zunächst die Möglichkeit gegeben haben, 
unsere Entscheidung zu überprüfen. 

5. Information zur Verwendung Ihrer Daten

Zur Einschätzung des zu versichernden Risikos vor dem Abschluss des 
Versicherungsvertrags und zur Abwicklung des Vertragsverhältnisses, 
insbesondere im Leistungsfall, benötigen wir personenbezogene 
Daten von Ihnen. Die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung dieser 
Daten ist grundsätzlich gesetzlich geregelt. Die deutsche Versiche-
rungswirtschaft hat sich in den Verhaltensregeln der deutschen 
Versicherungswirtschaft verpflichtet, nicht nur die datenschutzrecht-



Umfang des Versicherungsschutzes

1. Gegenstand der Versicherung, Versicherungsfall

1.1 Versicherungsschutz besteht im Rahmen des versicherten 
Risikos für den Fall, dass der Versicherungsnehmer wegen 
eines während der Wirksamkeit der Versicherung eingetre-
tenen Schadenereignisses (Versicherungsfall), das einen Per-
sonen-, Sach- oder sich daraus ergebenden Vermögensscha-
den zur Folge hatte, aufgrund

g e s e t z l i c h e r   H a f t p f l i c h t -
b e s t i m m u n g e n   p r i v a t -

r e c h t l i c h e n I n h a l t s

 von einem Dritten auf Schadensersatz in Anspruch genom-
men wird.

 Schadenereignis ist das Ereignis, als dessen Folge die Schä-
digung des Dritten unmittelbar entstanden ist. Auf den Zeit-
punkt der Schadenverursachung, die zum Schadenereignis 
geführt hat, kommt es nicht an.

1.2 Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche, auch wenn 
es sich um gesetzliche Ansprüche handelt,

 (1) auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, aus Selbst-
vornahme, Rücktritt, Minderung, auf Schadensersatz 
statt der Leistung;

 (2) wegen Schäden, die verursacht werden, um die Nacher-
füllung durchführen zu können;

 (3) wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsgegenstan-
des oder wegen des Ausbleibens des mit der Vertrags-
leistung geschuldeten Erfolges;

 (4) auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrauen auf 
ordnungsgemäße Vertragserfüllung;

 (5) auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzögerung 
der Leistung;

 (6) wegen anderer an die Stelle der Erfüllung tretender Ersatz-
leistungen.

2. Vermögensschaden, Abhandenkommen von Sachen

 Dieser Versicherungsschutz kann durch besondere Vereinba-
rung erweitert werden auf die gesetzliche Haftpflicht privat-
rechtlichen Inhalts des Versicherungsnehmers wegen

2.1 Vermögensschäden, die weder durch Personen- noch durch 
Sachschäden entstanden sind;

2.2 Schäden durch Abhandenkommen von Sachen; hierauf 
finden dann die Bestimmungen über Sachschäden Anwen-
dung.

3. Versichertes Risiko

3.1 Der Versicherungsschutz umfasst die gesetzliche Haftpflicht

 (1) aus den im Versicherungsschein und seinen Nachträgen 
angegebenen Risiken des Versicherungsnehmers,

Allgemeine Versicherungsbedingungen für die
Haftpflichtversicherung (AHB) – Fassung Januar 2008
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 (2)  aus Erhöhungen oder Erweiterungen der im Versiche-
rungsschein und seinen Nachträgen angegebenen Risiken. 
Dies gilt nicht für Risiken aus dem Halten oder Gebrauch 
von versicherungspflichtigen Kraft-, Luft- oder Wasser-
fahrzeugen sowie für sonstige Risiken, die der Versiche-
rungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unterliegen,

 (3)  aus Risiken, die für den Versicherungsnehmer nach Ab-
schluss der Versicherung neu entstehen (Vorsorgever-
sicherung) und die in Ziff. 4 näher geregelt sind.

3.2 Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Erhöhungen 
des versicherten Risikos durch Änderung bestehender oder 
Erlass neuer Rechtsvorschriften. Der Versicherer kann den 
Vertrag jedoch unter den Voraussetzungen von Ziff. 21 kün-
digen.

4. Vorsorgeversicherung

4.1 Risiken, die nach Abschluss des Versicherungsvertrages neu 
entstehen, sind im Rahmen des bestehenden Vertrages so-
fort versichert.

 (1) Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Aufforde-
rung des Versicherers jedes neue Risiko innerhalb eines 
Monats anzuzeigen. Die Aufforderung kann auch mit der 
Beitragsrechnung erfolgen. Unterlässt der Versicherungs-
nehmer die rechtzeitige Anzeige, entfällt der Versiche-
rungsschutz für das neue Risiko rückwirkend ab dessen 
Entstehung.

  Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko 
angezeigt wurde, so hat der Versicherungsnehmer zu 
beweisen, dass das neue Risiko erst nach Abschluss der 
Versicherung und zu einem Zeitpunkt hinzugekommen 
ist, zu dem die Anzeigefrist noch nicht verstrichen war.

 (2) Der Versicherer ist berechtigt, für das neue Risiko einen an-
gemessenen Beitrag zu verlangen. Kommt eine Einigung 
über die Höhe dieses Beitrages innerhalb eines Monats 
nach Eingang der Anzeige nicht zustande, entfällt der Ver-
sicherungsschutz für das neue Risiko rückwirkend ab des-
sen Entstehung.

4.2 Der Versicherungsschutz für neue Risiken ist von ihrer Ent-
stehung bis zur Einigung i. S. von Ziff. 4.1 (2) auf den halben 
Betrag der im Versicherungsschein jeweils genannten Ver-
sicherungssummen begrenzt, sofern nicht andere Verein-
barungen getroffen wurden.

4.3 Die Regelung der Vorsorgeversicherung gilt nicht für Risiken

 (1) aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder Führen eines 
Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugs, soweit diese Fahr-
zeuge der Zulassungs-, Führerschein- oder Versiche-
rungspflicht unterliegen;

 (2) aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder Führen von Bahnen;

 (3) die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht un-
terliegen;

 (4) die kürzer als ein Jahr bestehen werden und deshalb im 
Rahmen von kurzfristigen Versicherungsverträgen zu 
versichern sind.

5.  Leistungen der Versicherung / 
 Vollmacht des Versicherers

5.1  Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der Haft-
pflichtfrage, die Abwehr unberechtigter Schadensersatzan-
sprüche und die Freistellung des Versicherungsnehmers von 
berechtigten Schadensersatzverpflichtungen.

 Berechtigt sind Schadensersatzverpflichtungen dann, wenn 
der Versicherungsnehmer aufgrund Gesetzes, rechtskräfti-
gen Urteils, Anerkenntnisses oder Vergleiches zur Entschädi-
gung verpflichtet ist und der Versicherer hierdurch gebunden 
ist. Anerkenntnisse und Vergleiche, die vom Versicherungs-
nehmer ohne Zustimmung des Versicherers abgegeben oder 
geschlossen worden sind, binden den Versicherer nur, so-
weit der Anspruch auch ohne Anerkenntnis oder Vergleich 
bestanden hätte.

 Ist die Schadensersatzverpflichtung des Versicherungsneh-
mers mit bindender Wirkung für den Versicherer festgestellt, 
hat der Versicherer den Versicherungsnehmer binnen zwei 
Wochen vom Anspruch des Dritten freizustellen.

5.2 Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Abwicklung 
des Schadens oder Abwehr der Schadensersatzansprüche 
zweckmäßig erscheinenden Erklärungen im Namen des Ver-
sicherungsnehmers abzugeben.

 Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Rechtsstreit 
über Schadensersatzansprüche gegen den Versicherungs-
nehmer, ist der Versicherer zur Prozessführung bevollmäch-
tigt. Er führt den Rechtsstreit im Namen des Versicherungs-
nehmers auf seine Kosten.

5.3 Wird in einem Strafverfahren wegen eines Schadensereignis-
ses, das einen unter den Versicherungsschutz fallenden Haft-
pflichtanspruch zur Folge haben kann, die Bestellung eines 
Verteidigers für den Versicherungsnehmer von dem Versiche-
rer gewünscht oder genehmigt, so trägt der Versicherer die 
gebührenordnungsmäßigen oder die mit ihm besonders ver-
einbarten höheren Kosten des Verteidigers.

5.4 Erlangt der Versicherungsnehmer oder ein Mitversicherter 
das Recht, die Aufhebung oder Minderung einer zu zahlen-
den Rente zu fordern, so ist der Versicherer zur Ausübung 
dieses Rechts bevollmächtigt.

6.  Begrenzung der Leistungen

6.1 Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei jedem 
Versicherungsfall auf die vereinbarten Versicherungssum-
men begrenzt. Dies gilt auch dann, wenn sich der Versiche-
rungsschutz auf mehrere entschädigungspflichtige Personen 
erstreckt.

6.2 Sofern nicht etwas anderes vereinbart wurde, sind die Ent-
schädigungsleistungen des Versicherers für alle Versiche-
rungsfälle eines Versicherungsjahres auf das Zweifache der 
vereinbarten Versicherungssummen begrenzt.

6.3 Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintre-
tende Versicherungsfälle gelten als ein Versicherungsfall, der 
im Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungsfälle eingetre-
ten ist, wenn diese

 – auf derselben Ursache,
 – auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere sach-

lichem und zeitlichem, Zusammenhang oder
 – auf der Lieferung von Waren mit gleichen Mängeln
 beruhen.

6.4 Falls besonders vereinbart, beteiligt sich der Versicherungs-
nehmer bei jedem Versicherungsfall mit einem im Versiche-
rungsschein festgelegten Betrag an der Schadensersatzleis-
tung (Selbstbehalt). Soweit nicht etwas anderes vereinbart 
wurde, ist der Versicherer auch in diesen Fällen zur Abwehr 
unberechtigter Schadensersatzansprüche verpflichtet.

6.5 Die Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden nicht 
auf die Versicherungssummen angerechnet.
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6.6 Übersteigen die begründeten Haftpflichtansprüche aus einem 
Versicherungsfall die Versicherungssumme, trägt der Ver-
sicherer die Prozesskosten im Verhältnis der Versicherungs-
summe zur Gesamthöhe dieser Ansprüche.

6.7 Hat der Versicherungsnehmer an den Geschädigten Renten-
zahlungen zu leisten und übersteigt der Kapitalwert der Ren-
te die Versicherungssumme oder den nach Abzug etwaiger 
sonstiger Leistungen aus dem Versicherungsfall noch verblei-
benden Restbetrag der Versicherungssumme, so wird die zu 
leistende Rente nur im Verhältnis der Versicherungssumme 
bzw. ihres Restbetrages zum Kapitalwert der Rente vom Ver-
sicherer erstattet.

 Für die Berechnung des Rentenwertes gilt die entsprechen-
de Vorschrift der Verordnung über den Versicherungsschutz 
in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung in der jeweils 
gültigen Fassung zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles.

 Bei der Berechnung des Betrages, mit dem sich der Ver-
sicherungsnehmer an laufenden Rentenzahlungen beteiligen 
muss, wenn der Kapitalwert der Rente die Versicherungssum-
me oder die nach Abzug sonstiger Leistungen verbleibende 
Restversicherungssumme übersteigt, werden die sonstigen 
Leistungen mit ihrem vollen Betrag von der Versicherungs-
summe abgesetzt.

6.8 Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung eines 
Haftpflichtanspruchs durch Anerkenntnis, Befriedigung oder 
Vergleich am Verhalten des Versicherungsnehmers scheitert, 
hat der Versicherer für den von der Weigerung an entste-
henden Mehraufwand an Entschädigungsleistung, Zinsen 
und Kosten nicht aufzukommen.

7.  Ausschlüsse

 Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen nicht 
ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, sind von der Ver-
sicherung ausgeschlossen:

7.1 Versicherungsansprüche aller Personen, die den Schaden vor-
sätzlich herbeigeführt haben.

7.2  Versicherungsansprüche aller Personen, die den Schaden 
dadurch verursacht haben, dass sie in Kenntnis von deren 
Mangelhaftigkeit oder Schädlichkeit

 – Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder
 – Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht haben.

7.3 Haftpflichtansprüche, soweit sie auf Grund Vertrags oder 
Zusagen über den Umfang der gesetzlichen Haftpflicht des 
Versicherungsnehmers hinausgehen.

7.4 Haftpflichtansprüche

 (1) des Versicherungsnehmers selbst oder der in Ziff. 7.5 be-
nannten Personen gegen die Mitversicherten,

 (2) zwischen mehreren Versicherungsnehmern desselben 
Versicherungsvertrages,

 (3) zwischen mehreren Mitversicherten desselben Versiche-
rungsvertrages.

7.5  Haftpflichtansprüche gegen den Versicherungsnehmer

 (1) aus Schadenfällen seiner Angehörigen, die mit ihm in 
häuslicher Gemeinschaft leben oder die zu den im Ver-
sicherungsvertrag mitversicherten Personen gehören;

  Als Angehörige gelten Ehegatten, Lebenspartner im Sin-
ne des Lebenspartnerschaftsgesetzes oder vergleichbarer 
Partnerschaften nach dem Recht anderer Staaten, Eltern 
und Kinder, Adoptiveltern und -kinder, Schwiegereltern 

und -kinder, Stiefeltern und -kinder, Großeltern und En-
kel, Geschwister sowie Pflegeeltern und -kinder (Perso-
nen, die durch ein familienähnliches, auf längere Dauer 
angelegtes Verhältnis wie Eltern und Kinder miteinander 
verbunden sind).

 (2) von seinen gesetzlichen Vertretern oder Betreuern, wenn 
der Versicherungsnehmer eine geschäftsunfähige, be-
schränkt geschäftsfähige oder betreute Person ist;

 (3) von seinen gesetzlichen Vertretern, wenn der Versiche-
rungsnehmer eine juristische Person des privaten oder 
öffentlichen Rechts oder ein nicht rechtsfähiger Verein ist;

 (4) von seinen unbeschränkt persönlich haftenden Gesell-
schaftern, wenn der Versicherungsnehmer eine Offene 
Handelsgesellschaft, Kommanditgesellschaft oder Ge-
sellschaft bürgerlichen Rechts ist;

 (5) von seinen Partnern, wenn der Versicherungsnehmer 
eine eingetragene Partnerschaftsgesellschaft ist;

 (6) von seinen Liquidatoren, Zwangs- und Insolvenzverwal-
tern;

zu Ziff. 7.4 und Ziff. 7.5:

Die Ausschlüsse unter Ziff. 7.4 und Ziff. 7.5 (2) bis (6) erstrecken sich 
auch auf Haftpflichtansprüche von Angehörigen der dort genann-
ten Personen, die mit diesen in häuslicher Gemeinschaft leben.

7.6 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden Sachen und 
allen sich daraus ergebenden Vermögensschäden, wenn der 
Versicherungsnehmer diese Sachen gemietet, geleast, gepach-
tet, geliehen, durch verbotene Eigenmacht erlangt hat oder sie 
Gegenstand eines besonderen Verwahrungsvertrages sind.

7.7 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden Sachen 
und allen sich daraus ergebenden Vermögensschäden, wenn

 (1) die Schäden durch eine gewerbliche oder berufliche 
Tätigkeit des Versicherungsnehmer an diesen Sachen 
(Bearbeitung, Reparatur, Beförderung, Prüfung und dgl.) 
entstanden sind; bei unbeweglichen Sachen gilt dieser 
Ausschluss nur insoweit, als diese Sachen oder Teile von 
ihnen unmittelbar von der Tätigkeit betroffen waren;

 (2) die Schäden dadurch entstanden sind, dass der Versiche-
rungsnehmer diese Sachen zur Durchführung seiner ge-
werblichen oder beruflichen Tätigkeiten (als Werkzeug, 
Hilfsmittel, Materialablagefläche und dgl.) benutzt hat; 
bei unbeweglichen Sachen gilt dieser Ausschluss nur 
insoweit, als diese Sachen oder Teile von ihnen unmittel-
bar von der Benutzung betroffen waren;

 (3) die Schäden durch eine gewerbliche oder berufliche 
Tätigkeit des Versicherungsnehmer entstanden sind und 
sich diese Sachen oder – sofern es sich um unbewegliche 
Sachen handelt – deren Teile im unmittelbaren Einwir-
kungsbereich der Tätigkeit befunden haben; dieser Aus-
schluss gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer be-
weist, dass er zum Zeitpunkt der Tätigkeit offensichtlich 
notwendige Schutzvorkehrungen zur Vermeidung von 
Schäden getroffen hatte.

zu Ziff. 7.6 und Ziff. 7.7:

Sind die Voraussetzungen der Ausschlüsse in Ziff. 7.6 und Ziff. 
7.7 in der Person von Angestellten, Arbeitern, Bediensteten, Be-
vollmächtigten oder Beauftragten des Versicherungsnehmers ge-
geben, so entfällt gleichfalls der Versicherungsschutz, und zwar 
sowohl für den Versicherungsnehmer als auch für die durch den 
Versicherungsvertrag etwa mitversicherten Personen.
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7.12 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die in unmittelbarem 
oder mittelbarem Zusammenhang stehen mit energiereichen 
ionisierenden Strahlen (z. B. Strahlen von radioaktiven Stof-
fen oder Röntgenstrahlen).

7.13 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die zurückzuführen 
sind auf

 (1) gentechnische Arbeiten,

 (2) gentechnisch veränderte Organismen (GVO),

 (3) Erzeugnisse, die
  – Bestandteile aus GVO enthalten,
  – aus oder mit Hilfe von GVO hergestellt wurden.

7.14 Haftpflichtansprüche aus Sachschäden, welche entstehen durch

 (1) Abwässer, soweit es sich nicht um häusliche Abwässer 
handelt,

 (2) Senkungen von Grundstücken oder Erdrutschungen,

 (3) Überschwemmungen stehender oder fließender Gewässer.

7.15 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus dem Austausch, 
der Übermittlung und der Bereitstellung elektronischer 
Daten, soweit es sich handelt um Schäden aus

 (1) Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung oder 
Veränderung von Daten,

 (2) Nichterfassen oder fehlerhaftem Speichern von Daten,

 (3) Störung des Zugangs zum elektronischen Datenaustausch,

 (4) Übermittlung vertraulicher Daten oder Informationen.

7.16 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Persönlichkeits- 
oder Namensrechtsverletzungen.

7.17  Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Anfeindung, 
Schikane, Belästigung, Ungleichbehandlung oder sonstigen 
Diskriminierungen.

7.18 Haftpflichtansprüche wegen Personenschäden, die aus der 
Übertragung einer Krankheit des Versicherungsnehmers re-
sultieren. Das Gleiche gilt für Sachschäden, die durch Krank-
heit der dem Versicherungsnehmer gehörenden, von ihm 
gehaltenen oder veräußerten Tiere entstanden sind. In bei-
den Fällen besteht Versicherungsschutz, wenn der Versiche-
rungsnehmer beweist, dass er weder vorsätzlich noch grob 
fahrlässig gehandelt hat.

Beginn des Versicherungsschutzes /
Beitragszahlung

8. Beginn des Versicherungsschutzes / 
 Beitrag und Versicherungsteuer

 Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungs-
schein angegebenen Zeitpunkt, wenn der Versicherungsneh-
mer den ersten oder einmaligen Beitrag rechtzeitig im Sinne 
von Ziff. 9.1 zahlt. Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält 
die Versicherungsteuer, die der Versicherungsnehmer in der 
jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe zu entrichten hat.

9. Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung / erster oder 
einmaliger Beitrag

9.1 Der erste oder einmalige Beitrag unverzüglich nach Abschluss 
des Vertrages fällig, jedoch nicht vor dem vereinbarten, im 
Versicherungsschein angegebenen Versicherungsbeginn. 

 Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, gilt als 
erster Beitrag nur die erste Rate des ersten Jahresbeitrags.

7.8 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an vom Versicherungs-
nehmer hergestellten oder gelieferten Sachen, Arbeiten oder 
sonstigen Leistungen infolge einer in der Herstellung, Liefe-
rung oder Leistung liegenden Ursache und alle sich daraus 
ergebenden Vermögensschäden. Dies gilt auch dann, wenn 
die Schadenursache in einem mangelhaften Einzelteil der Sa-
che oder in einer mangelhaften Teilleistung liegt und zur Be-
schädigung oder Vernichtung der Sache oder Leistung führt.

 Dieser Ausschluss findet auch dann Anwendung, wenn Drit-
te im Auftrag oder für Rechnung des Versicherungsnehmers 
die Herstellung oder Lieferung der Sachen oder die Arbeiten 
oder sonstigen Leistungen übernommen haben.

7.9 Haftpflichtansprüche aus im Ausland vorkommenden Schaden.
ereignissen; Ansprüche aus § 110 Sozialgesetzbuch VII sind 
jedoch mitversichert.

7.10 (a)  Ansprüche, die gegen den Versicherungsnehmer wegen 
Umweltschäden gemäß Umweltschadensgesetz oder ande-
rer auf der EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) ba-
sierenden nationalen Umsetzungsgesetzen geltend gemacht 
werden. Dies gilt auch dann, wenn der Versicherungsneh-
mer von einem Dritten aufgrund gesetzlicher Haftpflicht-
bestimmungen privatrechtlichen Inhalts auf Erstattung der 
durch solche Umweltschäden entstandenen Kosten in An-
spruch genommen wird.

 Der Versicherungsschutz bleibt aber für solche Ansprüche 
erhalten, die auch ohne Bestehen des Umweltschadensge-
setzes oder anderer auf der EU- Umwelthaftungsrichtlinie 
(2004/35/EG) basierender nationaler Umsetzungsgesetze 
bereits aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen 
privatrechtlichen Inhalts gegen den Versicherungsnehmer 
geltend gemacht werden könnten.

 Dieser Ausschluss gilt nicht im Rahmen der Versicherung 
privater Haftpflichtrisiken.

7.10 (b)  Haftpflichtansprüche wegen Schäden durch Umweltein-
wirkung.

 Dieser Ausschluss gilt nicht

 (1) im Rahmen der Versicherung privater Haftpflichtrisiken 
oder

 (2) für Schäden, die durch vom Versicherungsnehmer her-
gestellte oder gelieferte Erzeugnisse (auch Abfälle), durch 
Arbeiten oder sonstige Leistungen nach Ausführung der 
Leistung oder nach Abschluss der Arbeiten entstehen 
(Produkthaftpflicht).

  Kein Versicherungsschutz besteht jedoch für Schäden 
durch Umwelteinwirkung, die aus der Planung, Herstel-
lung, Lieferung, Montage, Demontage, Instandhaltung 
oder Wartung von

  – Anlagen, die bestimmt sind, gewässerschädliche Stof-
fe herzustellen, zu verarbeiten, zu lagern, abzulagern, 
zu befördern oder wegzuleiten (WHG-Anlagen);

  – Anlagen gem. Anhang 1 oder 2 zum Umwelthaftungs-
gesetz (UmweltHG-Anlagen);

  – Anlagen, die nach dem Umweltschutz dienenden 
Bestimmungen einer Genehmigungs- oder Anzeige-
pflicht unterliegen;

  – Abwasseranlagen
  oder Teilen resultieren, die ersichtlich für solche Anlagen 

bestimmt sind.

7.11 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die auf Asbest, asbest-
haltige Substanzen oder Erzeugnisse zurückzuführen sind.
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 Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der 
Versicherungsnehmer die Einzugsermächtigung widerrufen 
hat, oder hat der Versicherungsnehmer aus anderen Grün-
den zu vertreten, dass der Beitrag nicht eingezogen werden 
kann, ist der Versicherer berechtigt, künftig Zahlung außer-
halb des Lastschriftverfahrens zu verlangen. Der Versiche-
rungsnehmer ist zur Übermittlung des Beitrags erst verpflich-
tet, wenn er vom Versicherer hierzu in Textform (z. B. E-Mail, 
Telefax oder Brief) aufgefordert worden ist.

12. Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung

 Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, sind 
die noch ausstehenden Raten sofort fällig, wenn der Ver-
sicherungsnehmer mit der Zahlung einer Rate im Verzug ist.

 Ferner kann der Versicherer für die Zukunft jährliche Bei-
tragszahlung verlangen.

13.  Beitragsregulierung

13.1 Der Versicherungsnehmer hat nach Aufforderung mitzu-
teilen, ob und welche Änderungen des versicherten Risikos 
gegenüber den früheren Angaben eingetreten sind. Diese 
Aufforderung kann auch durch einen Hinweis auf der Bei-
tragsrechnung erfolgen. Die Angaben sind innerhalb eines 
Monats nach Zugang der Aufforderung zu machen und auf 
Wunsch des Versicherers nachzuweisen. Bei unrichtigen An-
gaben zum Nachteil des Versicherers kann dieser vom Ver-
sicherungsnehmer eine Vertragsstrafe in dreifacher Höhe 
des festgestellten Beitragsunterschiedes verlangen. Dies gilt 
nicht, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass ihn an 
der Unrichtigkeit der Angaben kein Verschulden trifft.

13.2 Aufgrund der Änderungsmitteilung des Versicherungsneh-
mers oder sonstiger Feststellungen wird der Beitrag ab dem 
Zeitpunkt der Veränderung berichtigt (Beitragsregulierung), 
beim Wegfall versicherter Risiken jedoch erst ab dem Zeit-
punkt des Eingangs der Mitteilung beim Versicherer. Der 
vertraglich vereinbarte Mindestbeitrag darf dadurch nicht 
unterschritten werden. Alle entsprechend Ziff. 15.1 nach 
dem Versicherungsabschluss eingetretenen Erhöhungen und 
Ermäßigungen des Mindestbeitrags werden berücksichtigt.

13.3 Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige Mittei-
lung, kann der Versicherer für den Zeitraum, für den die An-
gaben zu machen waren, eine Nachzahlung in Höhe des für 
diesen Zeitraum bereits in Rechnung gestellten Beitrages ver-
langen. Werden die Angaben nachträglich gemacht, findet 
eine Beitragsregulierung statt. Ein vom Versicherungsneh-
mer zuviel gezahlter Beitrag wird nur zurückerstattet, wenn 
die Angaben innerhalb von zwei Monaten nach Zugang der 
Mitteilung des erhöhten Beitrages erfolgten.

13.4 Die vorstehenden Bestimmungen finden auch Anwendung 
auf Versicherungen mit Beitragsvorauszahlung für mehrere 
Jahre.

14. Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

 Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der Versiche-
rer, soweit durch Gesetz nicht etwas anderes bestimmt ist, 
nur Anspruch auf den Teil des Beitrages, der dem Zeitraum 
entspricht, in dem Versicherungsschutz bestanden hat.

15. Beitragsangleichung

15.1 Die Versicherungsbeiträge unterliegen der Beitragsanglei-
chung. Soweit die Beiträge nach Lohn-, Bau- oder Umsatz-
summe berechnet werden, findet keine Beitragsangleichung 
statt. Mindestbeiträge unterliegen unabhängig von der Art 
der Beitragsberechnung der Beitragsangleichung.

9.2 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen 
Beitrag nicht rechtzeitig, sondern zu einem späteren Zeit-
punkt, beginnt der Versicherungsschutz erst ab diesem Zeit-
punkt. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. Für 
Versicherungsfälle, die bis zur Zahlung des Beitrags eintre-
ten, ist der Versicherer nur dann nicht zur Leistung verpflich-
tet, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte 
Mitteilung in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) oder 
durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf 
diese Rechtsfolge der Nichtzahlung des Beitrags aufmerksam 
gemacht hat.

9.3 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen 
Beitrag nicht rechtzeitig, kann der Versicherer vom Vertrag zu-
rücktreten, solange der Beitrag nicht gezahlt ist. Der Versiche-
rer kann nicht zurücktreten, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

10. Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung / Folgebeitrag

10.1 Die Folgebeiträge sind, soweit nicht etwas anderes bestimmt 
ist, am Monatsersten des vereinbarten Beitragszeitraums fällig.

 Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im Versi-
cherungsschein oder in der Beitragsrechnung angegebenen 
Zeitpunkt erfolgt.

10.2 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Ver-
sicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, 
dass er die verspätete Zahlung nicht zu vertreten hat.

 Der Versicherer wird ihn schriftlich zur Zahlung auffordern 
und eine Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen setzen.

 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der 
Versicherer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in 
Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) eine Zahlungsfrist 
bestimmen, die mindestens zwei Wochen betragen muss. 
Die Bestimmung ist nur wirksam, wenn sie die rückständi-
gen Beträge des Beitrags, Zinsen und Kosten im Einzelnen 
beziffert und die Rechtsfolgen angibt, die nach den Ziff. 10.3 
und 10.4 mit dem Fristablauf verbunden sind.

10.3 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungs-
frist noch mit der Zahlung in Verzug, besteht ab diesem Zeit-
punkt bis zur Zahlung kein Versicherungsschutz, wenn er 
mit der Zahlungsaufforderung nach Ziff. 10.2 Abs. 3 darauf 
hingewiesen wurde.

10.4 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungs-
frist noch mit der Zahlung in Verzug, kann der Versicherer 
den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn er 
den Versicherungsnehmer mit der Zahlungsaufforderung 
nach Ziff. 10.2 Abs. 3 darauf hingewiesen hat.

 Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt der Versicherungs-
nehmer danach innerhalb eines Monats den angemahnten 
Betrag, besteht der Vertrag fort. Für Versicherungsfälle, die 
zwischen dem Zugang der Kündigung und der Zahlung ein-
getreten sind, besteht jedoch kein Versicherungsschutz.

11. Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschriftermächtigung

 Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, 
gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zum Fällig-
keitstag eingezogen werden kann und der Versicherungs-
nehmer einer berechtigten Einziehung nicht widerspricht.

 Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versiche-
rungsnehmers vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist 
die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüg-
lich nach einer in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) 
abgegebenen Zahlungsaufforderung des Versicherers erfolgt.
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18. Kündigung nach Beitragsangleichung

Erhöht sich der Beitrag aufgrund der Beitragsangleichung
gemäß Ziff. 15.3, ohne dass sich der Umfang des Versiche-
rungsschutzes ändert, kann der Versicherungsnehmer den
Versicherungsvertrag innerhalb eines Monats nach Zugang
der Mitteilung des Versicherers mit sofortiger Wirkung, frü-
hestens jedoch zu dem Zeitpunkt kündigen, in dem die Bei-
tragserhöhung wirksam werden sollte. Die Kündigung muss
dem Vertragspartner in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder
Brief) zugegangen sein.

Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der Mittei-
lung auf das Kündigungsrecht hinzuweisen. Die Mitteilung
muss dem Versicherungsnehmer spätestens einen Monat vor
dem Wirksamwerden der Beitragserhöhung zugehen.

Eine Erhöhung der Versicherungsteuer begründet kein Kün-
digungsrecht.

19. Kündigung nach Versicherungsfall

19.1 Das Versicherungsverhältnis kann gekündigt werden, wenn

– vom Versicherer eine Schadensersatzzahlung geleistet
wurde oder

– dem Versicherungsnehmer eine Klage über einen unter
den Versicherungsschutz fallenden Haftpflichtanspruch
gerichtlich zugestellt wird.

Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Textform (z. B. 
E-Mail, Telefax oder Brief) spätestens einen Monat nach der
Schadensersatzzahlung oder der Zustellung der Klage zuge-
gangen sein.

19.2 Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung 
sofort nach ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der 
Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die Kün-
digung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch zum 
Ende der laufenden Versicherungsperiode, wirksam wird.

Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach 
ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam.

20. Kündigung nach Veräußerung versicherter Unternehmen

20.1 Wird ein Unternehmen, für das eine Haftpflichtversicherung 
besteht, an einen Dritten veräußert, tritt dieser an Stelle des 
Versicherungsnehmers in die während der Dauer seines Eigen-
tums sich aus dem Versicherungsverhältnis sich ergebenden 
Rechte und Pflichten ein.

Dies gilt auch, wenn ein Unternehmen aufgrund eines Nieß-
brauchs, eines Pachtvertrages oder eines ähnlichen Verhält-
nisses von einem Dritten übernommen wird.

20.2 Das Versicherungsverhältnis kann in diesem Falle

– durch den Versicherer dem Dritten gegenüber mit einer
Frist von einem Monat,

– durch den Dritten dem Versicherer gegenüber mit sofor-
tiger Wirkung oder auf den Schluss der laufenden Ver-
sicherungsperiode

in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) gekündigt werden.

20.3 Das Kündigungsrecht erlischt, wenn

– der Versicherer es nicht innerhalb eines Monats von dem
Zeitpunkt an ausübt, in welchem er vom Übergang auf
den Dritten Kenntnis erlangt;

– der Dritte es nicht innerhalb eines Monats nach dem
Übergang ausübt, wobei das Kündigungsrecht bis zum
Ablauf eines Monats von dem Zeitpunkt an bestehen
bleibt, in dem der Dritte von der Versicherung Kenntnis
erlangt.

15.2 Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt jährlich mit Wirkung 
für die ab dem 1. Juli fälligen Beiträge, um welchen Pro-
zentsatz sich im vergangenen Kalenderjahr der Durchschnitt 
der Schadenzahlungen aller zum Betrieb der Allgemeinen 
Haftpflichtversicherung zugelassenen Versicherer gegenüber 
dem vorvergangenen Jahr erhöht oder vermindert hat. Den 
ermittelten Prozentsatz rundet er auf die nächst niedrigere, 
durch fünf teilbare ganze Zahl ab. Als Schadenzahlungen 
gelten dabei auch die speziell durch den einzelnen Schaden-
fall veranlassten Ausgaben für die Ermittlung von Grund und 
Höhe der Versicherungsleistungen.

Durchschnitt der Schadenzahlungen eines Kalenderjahres ist 
die Summe der in diesem Jahr geleisteten Schadenzahlun-
gen geteilt durch die Anzahl der im gleichen Zeitraum neu 
angemeldeten Schadenfälle.

15.3 Im Falle einer Erhöhung ist der Versicherer berechtigt, im 
Falle einer Verminderung verpflichtet, den Folgejahresbei-
trag um den sich aus Ziff. 15.2 ergebenden Prozentsatz zu 
verändern (Beitragsangleichung). Der veränderte Folgejah-
resbeitrag wird dem Versicherungsnehmer mit der nächsten 
Beitragsrechnung bekannt gegeben.

Hat sich der Durchschnitt der Schadenzahlungen des Ver-
sicherers in jedem der letzten fünf Kalenderjahre um einen 
geringeren Prozentsatz als denjenigen erhöht, den der Treu-
händer jeweils für diese Jahre nach Ziff. 15.2 ermittelt hat, 
so darf der Versicherer den Folgejahresbeitrag nur um den 
Prozentsatz erhöhen, um den sich der Durchschnitt seiner 
Schadenzahlungen nach seinen unternehmenseigenen Zah-
len im letzten Kalenderjahr erhöht hat; diese Erhöhung darf 
diejenige nicht überschreiten, die sich nach dem vorstehen-
den Absatz ergeben würde.

15.4 Liegt die Veränderung nach Ziff. 15.2 oder 15.3 unter 5 Pro-
zent, entfällt eine Beitragsangleichung. Diese Veränderung 
ist jedoch in den folgenden Jahren zu berücksichtigen.

Dauer und Ende des Vertrages / Kündigung

16. Dauer und Ende des Vertrages

16.1 Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene 
Zeit abgeschlossen.

16.2 Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlän-
gert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht dem 
Vertragspartner spätestens drei Monate vor dem Ablauf des 
jeweiligen Versicherungsjahres eine Kündigung in Textform  
(z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) zugegangen ist.

16.3 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet 
der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum vor-
gesehenen Zeitpunkt.

16.4 Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der 
Vertrag vom Versicherungsnehmer schon zum Ablauf 
des dritten Jahres oder jedes darauffolgenden Jahres 
gekündigt werden; die Kündigung muss dem 
Vertragspartner in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder 
Brief) spätestens drei Monate vor dem Ablauf des 
jeweiligen Versicherungsjahres zugegangen sein.

17. Wegfall des versicherten Interesses

Wenn versicherte Risiken vollständig und dauerhaft weg-
fallen, so erlischt die Versicherung bezüglich dieser Risiken.
Dem Versicherer steht der Beitrag zu, den er hätte erhe-
ben können, wenn die Versicherung dieser Risiken nur bis
zu dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu dem er vom
Wegfall Kenntnis erlangt.
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Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet sind, auf den 
Entschluss des Versicherers Einfluss auszuüben, den Vertrag 
überhaupt oder mit dem vereinbarten Inhalt abzuschließen.

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsneh-
mers geschlossen und kennt dieser den gefahrerheblichen 
Umstand, muss sich der Versicherungsnehmer so behandeln 
lassen, als habe er selbst davon Kenntnis gehabt oder dies 
arglistig verschwiegen.

23.2 Rücktritt

(1) Unvollständige und unrichtige Angaben zu den gefahr-
erheblichen Umständen berechtigen den Versicherer,
vom Versicherungsvertrag zurückzutreten. Dies gilt auch
dann, wenn ein Umstand nicht oder unrichtig angezeigt
wurde, weil sich der Versicherungsnehmer der Kenntnis
der Wahrheit arglistig entzogen hat.

Der Rücktritt kann nur innerhalb eines Monats erfolgen.
Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Versi-
cherer von der Verletzung der Anzeigepflicht Kenntnis
erlangt. Der Rücktritt erfolgt durch Erklärung gegenüber
dem Versicherungsnehmer.

(2) Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass er oder sein Vertreter
die unrichtigen oder unvollständigen Angaben weder
vorsätzlich noch grob fahrlässig gemacht hat.

Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrläs-
siger Verletzung der Anzeigepflicht besteht nicht, wenn
der Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versiche-
rer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten
Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, ge-
schlossen hätte.

(3) Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz.

Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalls
zurück, darf er den Versicherungsschutz nicht versagen,
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass der un-
vollständig oder unrichtig angezeigte Umstand weder für
den Eintritt des Versicherungsfalls noch für die Feststel-
lung oder den Umfang der Leistung ursächlich war. Auch
in diesem Fall besteht aber kein Versicherungsschutz,
wenn der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht arg-
listig verletzt hat.

Dem Versicherer steht der Teil des Beitrages zu, der der
bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abge-
laufenen Vertragszeit entspricht.

23.3 Beitragsänderung oder Kündigungsrecht

Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, weil 
die Verletzung einer Anzeigepflicht weder auf Vorsatz noch 
auf grober Fahrlässigkeit beruhte, kann der Versicherer 
den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem 
Monat in Schriftform kündigen.

Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag 
auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn 
auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte.

Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündigen, 
weil er den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeig-
ten Umstände, aber zu anderen Bedingungen, geschlossen 
hätte, werden die anderen Bedingungen auf Verlangen des 
Versicherers rückwirkend Vertragsbestandteil. Hat der Ver-
sicherungsnehmer die Pflichtverletzung nicht zu vertreten, 
werden die anderen Bedingungen ab der laufenden Ver-
sicherungsperiode Vertragsbestandteil.

20.4 Erfolgt der Übergang auf den Dritten während einer laufen-
den Versicherungsperiode und wird das Versicherungsver-
hältnis nicht gekündigt, haften der bisherige Versicherungs-
nehmer und der Dritte für den Versicherungsbeitrag dieser 
Periode als Gesamtschuldner.

20.5 Der Übergang eines Unternehmens ist dem Versicherer 
durch den bisherigen Versicherungsnehmer oder den Dritten 
unverzüglich anzuzeigen.

Bei einer schuldhaften Verletzung der Anzeigepflicht besteht 
kein Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsfall spä-
ter als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, in dem die 
Anzeige dem Versicherer hätte zugehen müssen, und der 
Versicherer den mit dem Veräußerer bestehenden Vertrag 
mit dem Erwerber nicht geschlossen hätte.

Der Versicherungsschutz lebt wieder auf und besteht für alle 
Versicherungsfälle, die frühestens einen Monat nach dem 
Zeitpunkt eintreten, in dem der Versicherer von der Veräu-
ßerung Kenntnis erlangt. Dies gilt nur, wenn der Versicherer 
in diesem Monat von seinem Kündigungsrecht keinen Ge-
brauch gemacht hat.

Der Versicherungsschutz fällt trotz Verletzung der Anzeige-
pflicht nicht weg, wenn dem Versicherer die Veräußerung in 
dem Zeitpunkt bekannt war, in dem ihm die Anzeige hätte 
zugehen müssen.

21. Kündigung nach Risikoerhöhung aufgrund Änderung
oder Erlass von Rechtsvorschriften

Bei Erhöhungen des versicherten Risikos durch Änderung
bestehender oder Erlass neuer Rechtsvorschriften ist der
Versicherer berechtigt, das Versicherungsverhältnis unter
Einhaltung einer Frist von einem Monat zu kündigen. Das
Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Mo-
nats von dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, in welchem der
Versicherer von der Erhöhung Kenntnis erlangt hat.

22. Mehrfachversicherung

22.1 Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn das Risiko in 
mehreren Versicherungsverträgen versichert ist.

22.2 Wenn die Mehrfachversicherung zustande gekommen ist, 
ohne dass der Versicherungsnehmer dies wusste, kann er die 
Aufhebung des später geschlossenen Vertrages verlangen.

22.3 Das Recht auf Aufhebung erlischt, wenn der Versicherungs-
nehmer es nicht innerhalb eines Monats geltend macht, nach-
dem er von der Mehrfachversicherung Kenntnis erlangt hat. 
Die Aufhebung wird zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die 
Erklärung, mit der sie verlangt wird, dem Versicherer zugeht.

Obliegenheiten des Versicherungsnehmers

23. Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungs-
nehmers

23.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über 
 gefahrerhebliche Umstände

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Ver-
tragserklärung dem Versicherer alle ihm bekannten Gefah-
rumstände anzuzeigen, nach denen der Versicherer in Text-
form (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) gefragt hat und die für 
den Entschluss des Versicherers erheblich sind, den Vertrag 
mit dem vereinbarten Inhalt zu schließen. Der Versicherungs-
nehmer ist auch insoweit zur Anzeige verpflichtet, als nach 
seiner Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme der 
Versicherer in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) Fra-
gen im Sinne des Satzes 1 stellt.
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25.5 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflichtan-
spruch gerichtlich geltend gemacht, hat er die Führung des 
Verfahrens dem Versicherer zu überlassen. Der Versiche-
rer beauftragt im Namen des Versicherungsnehmers einen 
Rechtsanwalt. Der Versicherungsnehmer muss dem Rechts-
anwalt Vollmacht sowie alle erforderlichen Auskünfte ertei-
len und die angeforderten Unterlagen zur Verfügung stellen.

26. Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten

26.1 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus die-
sem Vertrag, die er vor Eintritt des Versicherungsfalles zu er-
füllen hat, kann der Versicherer den Vertrag innerhalb eines 
Monats ab Kenntnis von der Obliegenheitsverletzung fristlos 
kündigen. Der Versicherer hat kein Kündigungsrecht, wenn 
der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Obliegenheits-
verletzung weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit 
beruhte.

26.2 Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich ver-
letzt, verliert der Versicherungsnehmer seinen Versicherungs-
schutz. Bei grob fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit 
ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der 
Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers ent-
sprechenden Verhältnis zu kürzen.

 Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versicherungs-
schutzes hat bei Verletzung einer nach Eintritt des Ver-
sicherungsfalls bestehenden Auskunfts- oder Aufklärungs-
obliegenheit zur Voraussetzung, dass der Versicherer den 
Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Text-
form (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) auf diese Rechtsfolge 
hingewiesen hat.

 Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Obliegen-
heit nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versiche-
rungsschutz bestehen.

 Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der 
Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des 
Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den Um-
fang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich 
war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die Ob-
liegenheit arglistig verletzt hat.

 Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig davon, 
ob der Versicherer ein ihm nach Ziff. 26.1 zustehendes Kün-
digungsrecht ausübt.

Weitere Bestimmungen

27. Mitversicherte Personen

27.1 Erstreckt sich die Versicherung auch auf Haftpflichtansprüche 
gegen andere Personen als den Versicherungsnehmer selbst, 
sind alle für ihn geltenden Bestimmungen auf die Mitver-
sicherten entsprechend anzuwenden. Die Bestimmungen 
über die Vorsorgeversicherung (Ziff. 4.) gelten nicht, wenn das 
neue Risiko nur in der Person eines Mitversicherten entsteht.

27.2 Die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsvertrag 
steht ausschließlich dem Versicherungsnehmer zu. Er ist ne-
ben den Mitversicherten für die Erfüllung der Obliegenheiten 
verantwortlich.

28. Abtretungsverbot

 Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgültigen Fest-
stellung ohne Zustimmung des Versicherers weder abgetre-
ten noch verpfändet werden. Eine Abtretung an den geschä-
digten Dritten ist zulässig.

 Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um 
mehr als 10 % oder schließt der Versicherer die Gefahrabsi-
cherung für den nicht angezeigten Umstand aus, kann der 
Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats 
nach Zugang der Mitteilung des Versicherers fristlos in Text-
form (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) kündigen.

 Der Versicherer muss die ihm nach Ziff. 23.2 und 3 zuste-
henden Rechte innerhalb eines Monats schriftlich geltend 
machen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem er von 
der Verletzung der Anzeigepflicht, die das von ihm geltend 
gemachte Recht begründet, Kenntnis erlangt. Er hat die 
Umstände anzugeben, auf die er seine Erklärung stützt; er 
darf nachträglich weitere Umstände zur Begründung seiner 
Erklärung abgeben, wenn für diese die Monatsfrist nicht ver-
strichen ist.

 Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Ziff. 23.2 und 
23.3 nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch ge-
sonderte Mitteilung in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder 
Brief) auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung hinge-
wiesen hat.

 Der Versicherer kann sich auf die in den Ziff. 23.2 und 23.3 
genannten Rechte nicht berufen, wenn er den nicht ange-
zeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige 
kannte.

23.4 Anfechtung

 Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger 
Täuschung anzufechten, bleibt unberührt. Im Fall der An-
fechtung steht dem Versicherer der Teil des Beitrages zu, der 
der bis zum Wirksamwerden der Anfechtungserklärung ab-
gelaufenen Vertragszeit entspricht.

24. Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles

 Besonders gefahrdrohende Umstände hat der Versiche-
rungsnehmer auf Verlangen des Versicherers innerhalb an-
gemessener Frist zu beseitigen. Dies gilt nicht, soweit die 
Beseitigung unter Abwägung der beiderseitigen Interessen 
unzumutbar ist. Ein Umstand, der zu einem Schaden geführt 
hat, gilt ohne weiteres als besonders gefahrdrohend.

25. Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalles

25.1 Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer unverzüglich an-
zuzeigen, auch wenn noch keine Schadensersatzansprüche 
erhoben wurden.

25.2 Der Versicherungsnehmer muss nach Möglichkeit für die Ab-
wendung und Minderung des Schadens sorgen. Weisungen 
des Versicherers sind dabei zu befolgen, soweit es für den 
Versicherungsnehmer zumutbar ist. Er hat dem Versicherer 
ausführliche und wahrheitsgemäße Schadenberichte zu er-
statten und ihn bei der Schadenermittlung und -regulierung 
zu unterstützen. Alle Umstände, die nach Ansicht des Ver-
sicherers für die Bearbeitung des Schadens wichtig sind, 
müssen mitgeteilt sowie alle dafür angeforderten Schrift-
stücke übersandt werden.

25.3 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflichtan-
spruch erhoben, ein staatsanwaltschaftliches, behördliches 
oder gerichtliches Verfahren eingeleitet, ein Mahnbescheid 
erlassen oder ihm gerichtlich der Streit verkündet, hat er dies 
ebenfalls unverzüglich anzuzeigen.

25.4 Gegen einen Mahnbescheid oder eine Verfügung von 
Verwaltungsbehörden auf Schadensersatz muss der Ver-
sicherungsnehmer fristgemäß Widerspruch oder die sonst 
erforderlichen Rechtsbehelfe einlegen. Einer Weisung des 
Versicherers bedarf es nicht.
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31. Zuständiges Gericht

31.1 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Ver-
sicherer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach 
dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versicherungs-
vertrag zuständigen Niederlassung. Ist der Versicherungs-
nehmer eine natürliche Person, ist auch das Gericht örtlich 
zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur 
Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz oder, in Ermange-
lung eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.

31.2 Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, müssen 
Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen ihn bei dem 
Gericht erhoben werden, das für seinen Wohnsitz oder, in 
Ermangelung eines solchen, den Ort seines gewöhnlichen 
Aufenthalts zuständig ist. Ist der Versicherungsnehmer eine 
juristische Person, bestimmt sich das zuständige Gericht auch 
nach dem Sitz oder der Niederlassung des Versicherungs-
nehmers. Das gleiche gilt, wenn der Versicherungsnehmer 
eine Offene Handelsgesellschaft, Kommanditgesellschaft, 
Gesellschaft bürgerlichen Rechts oder eine eingetragene 
Partnergesellschaft ist.

31.3 Verlegt der Versicherungsnehmer seinen Wohnsitz in einen 
Staat außerhalb der Europäischen Gemeinschaft, Islands, 
Norwegens oder der Schweiz, sind die Gerichte des Staates 
zuständig, in dem der Versicherer seinen Sitz hat.

32. Anzuwendendes Recht

 Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.

29. Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderung

29.1 Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärun-
gen sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers oder an 
die im Versicherungsschein oder in dessen Nachträgen als 
zuständig bezeichnete Stelle gerichtet werden.

29.2 Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift 
dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenser-
klärung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber abzuge-
ben ist, die Absendung eines eingeschriebenen Briefes an die 
letzte dem Versicherer bekannte Anschrift. Die Erklärung gilt 
drei Tage nach der Absendung des Briefes als zugegangen. 
Dies gilt entsprechend für den Fall einer Namensänderung des 
Versicherungsnehmers.

29.3 Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für seinen 
Gewerbebetrieb abgeschlossen, finden bei einer Verlegung 
der gewerblichen Niederlassung die Bestimmungen der Ziff. 
29.2 entsprechende Anwendung.

30. Verjährung

30.1 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in 
drei Jahren. Die Fristberechnung richtet sich nach den allge-
meinen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches.

30.2 Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem 
Versicherer angemeldet worden, ist die Verjährung von der 
Anmeldung bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem die Ent-
scheidung des Versicherers dem Anspruchsteller in Textform 
(z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) zugeht.
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Umfang des Versicherungsschutzes 

 

1  Gegenstand der Versicherung 
 

1.1  Versichert ist die gesetzliche Pflicht öffentlich-rechtlichen Inhalts des Versicherungsnehmers gemäß Umweltschadens-

gesetz zur Sanierung von Umweltschäden. Umweltschaden ist eine 
  

-  Schädigung von geschützten Arten und natürlichen Lebensräumen,  

-  Schädigung der Gewässer,  

-  Schädigung des Bodens. 
 

Versicherungsschutz besteht auch dann, wenn der Versicherungsnehmer von einer Behörde oder einem sonstigen 

Dritten auf Erstattung der Kosten für Sanierungsmaßnahmen / Pflichten der oben genannten Art in Anspruch genom-

men wird. Dabei kommt es nicht darauf an, ob der Versicherungsnehmer auf öffentlich-rechtlicher oder privatrechtlicher 

Grundlage in Anspruch genommen wird. 
 

Ausgenommen vom Versicherungsschutz bleiben jedoch solche gegen den Versicherungsnehmer gerichteten Ansprü-

che, die auch ohne das Bestehen des Umweltschadensgesetzes oder anderer auf der EU-Umwelthaftungsrichtlinie 

(2004/35/EG) basierender nationaler Umsetzungsgesetze bereits aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen pri-

vatrechtlichen Inhalts gegen den Versicherungsnehmer geltend gemacht werden könnten. Versicherungsschutz für 

derartige Ansprüche kann ausschließlich über eine Betriebs-, Berufs- oder Umwelt-Haftpflichtversicherung vereinbart 

werden. 
 

Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf folgende Risiken und Tätigkeiten: 
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1.1.1 Anlagen, Betriebseinrichtungen, Tätigkeiten auf eigenen oder fremden Grundstücken, sofern sie nicht unter die Ziff. 2.1 

bis 2.5 fallen, 

 

1.1.2 Herstellung oder Lieferung von Erzeugnissen, die nicht von Ziff. 1.1.3 umfasst sind, nach Inverkehrbringen, 
 

1.1.3 Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, Demontage, Instandhaltung  und Wartung von Anlagen gemäß Ziff. 2.1 bis 

2.5 oder Teilen, die ersichtlich für derartige Anlagen bestimmt sind, wenn der Versicherungsnehmer nicht selbst Inha-

ber der Anlagen ist.  
 

1.1.4 Mitversichert ist - abweichend von Ziff. 2.1 und 2.4 – die gesetzliche Haftpflicht aus der Lagerung umweltgefährdender 

Stoffe für den versicherten Betrieb, sofern das Fassungsvermögen des einzelnen Behältnisses nicht mehr als 100 Liter 

/ Kilogramm beträgt, das Gesamtfassungsvermögen aller vorhandenen Einzelbehältnisse 1.000 Liter / Kilogramm nicht 

übersteigt und es sich um branchenübliche Stoffe handelt. 
 

1.2  Mitversichert ist die gleichartige gesetzliche Pflicht  
 

1.2.1  der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers und solcher Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichtigung 

des versicherten Betriebes oder eines Teiles desselben angestellt hat, in dieser Eigenschaft. 
 

1.2.2  sämtlicher übrigen Betriebsangehörigen für Schäden, die sie in Ausführung ihrer dienstlichen Verrichtungen für den 

Versicherungsnehmer verursachen. 
 

1.3  Mitversichert ist die gesetzliche Pflicht aus dem Gebrauch von folgenden nicht versicherungspflichtigen Kfz:  
 

-  Kfz und Anhänger ohne Rücksicht auf eine Höchstgeschwindigkeit, die nur auf nicht öffentlichen Wegen und Plät-

zen verkehren; 

-   Kfz mit nicht mehr als 6 km/h Höchstgeschwindigkeit; 

-   selbst fahrende Arbeitsmaschinen mit nicht mehr als 20 km/h Höchstgeschwindigkeit. Selbst fahrende Arbeitsma-

schinen sind Fahrzeuge, die nach ihrer Bauart und ihren besonderen, mit dem Fahrzeug fest verbundenen Einrich-

tungen zur Leistung von Arbeit, nicht zur Beförderung von Personen oder Gütern bestimmt und geeignet sind und 

die zu einer vom Bundesminister für Verkehr bestimmten Art solcher Fahrzeuge gehören. 
 

Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer gebraucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit 

Wissen und Willen des Verfügungsberechtigten gebrauchen darf. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu 

sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem unberechtigten Fahrer gebraucht wird.  
 

Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen Wegen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrer-

laubnis benutzen. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem Fah-

rer benutzt wird, der nicht die erforderliche Fahrerlaubnis hat. 

 

2 Risikobegrenzung 
 

Nicht versichert sind Pflichten oder Ansprüche wegen Umweltschäden aus 
 

2.1 Anlagen des Versicherungsnehmers, die bestimmt sind, gewässerschädliche Stoffe herzustellen, zu verarbeiten, zu 

lagern, abzulagern, zu befördern oder wegzuleiten (WHG-Anlagen). 
 

2.2 Anlagen des Versicherungsnehmers gemäß Anhang 1 zum UHG (UHG-Anlagen). 
 

2.3 Anlagen des Versicherungsnehmers, die nach dem Umweltschutz dienenden Bestimmungen einer Genehmigungs- 

oder Anzeigepflicht unterliegen, soweit es sich nicht um WHG- oder UHG-Anlagen handelt (sonstige deklarierungs-

pflichtige Anlagen).  
   

2.4 Abwasseranlagen des Versicherungsnehmers oder Einbringen oder Einleiten von Stoffen in ein Gewässer oder Einwir-

ken auf ein Gewässer derart, dass die physikalische, chemische oder biologische Beschaffenheit des Wassers verän-

dert wird, durch den Versicherungsnehmer (Abwasseranlagen- und Einwirkungsrisiko). 
 

2.5 Anlagen des Versicherungsnehmers gemäß Anhang 2 zum UHG (UHG-Anlagen).  

 

3  Betriebsstörung 
 

3.1 Versicherungsschutz besteht ausschließlich für Umweltschäden, die unmittelbare Folge einer plötzlichen und unfallarti-

gen, während der Wirksamkeit des Versicherungsvertrages eingetretenen Störung des bestimmungsgemäßen Betrie-

bes des Versicherungsnehmers oder des Dritten sind (Betriebsstörung).  
 

3.2 Auch ohne Vorliegen einer Betriebsstörung  besteht im Rahmen der Ziff. 1.1.2 Versicherungsschutz für Umweltschä-

den durch hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse. Das Gleiche gilt im Rahmen der Ziff. 1.1.1 für Umweltschäden 

durch Lagerung, Verwendung oder anderen Umgang  von oder mit Erzeugnissen Dritter i. S. v. Ziff. 1.1.2. Versiche-

rungsschutz besteht in den Fällen der Sätze 1 und 2 ausschließlich dann, wenn der Umweltschaden auf einen Kon-

struktions-, Produktions- oder Instruktionsfehler dieser Erzeugnisse zurückzuführen ist. Jedoch besteht kein Versiche-

rungsschutz, wenn der Fehler im Zeitpunkt des Inverkehrbringens der Erzeugnisse nach dem Stand von Wissenschaft 

und  Technik nicht hätte erkannt werden können (Entwicklungsrisiko). 

 

4 Leistungen der Versicherung  
 

4.1 Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der gesetzlichen Verpflichtung, die Abwehr unberechtigter Inanspruch-

nahme und die Freistellung des Versicherungsnehmers von berechtigten Sanierungs- und Kostentragungsverpflichtun-

gen gegenüber der Behörde oder einem sonstigen Dritten.  
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 Berechtigt sind Sanierungs- und Kostentragungsverpflichtungen dann, wenn der Versicherungsnehmer aufgrund Ge-

setzes, rechtskräftigen Urteils, Anerkenntnisses oder Vergleiches zur Sanierung- und Kostentragung verpflichtet ist und 

der Versicherer hierdurch gebunden ist. Anerkenntnisse oder Vergleiche, die vom Versicherungsnehmer ohne Zustim-

mung des Versicherers abgegeben oder geschlossen worden sind, binden den Versicherer nur, soweit der Anspruch 

auch ohne Anerkenntnis oder Vergleich bestanden hätte. 
 

 Ist die Sanierungs- und Kostentragungsverpflichtung des Versicherungsnehmers mit bindender Wirkung für den Ver-

sicherer festgestellt, hat der Versicherer den Versicherungsnehmer binnen zwei Wochen vom Anspruch des Dritten 

freizustellen. 
 

4.2  Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Abwicklung des Schadens oder der Abwehr unberechtigter Inanspruch-

nahme durch die Behörde oder einen sonstigen Dritten zweckmäßig erscheinenden Erklärungen im Namen des Ver-

sicherungsnehmers abzugeben. 
 

 Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Verwaltungsverfahren oder Rechtsstreit über Sanierungs- oder Kosten-

tragungsverpflichtungen gegen den Versicherungsnehmer, ist der Versicherer zur Verfahrens- und Prozessführung be-

vollmächtigt. Er führt das Verwaltungsverfahren oder den Rechtsstreit im Namen des Versicherungsnehmers. 
 

4.3 Wird in einem Strafverfahren wegen eines Umweltschadens / Umweltdeliktes, der / das eine unter den Versicherungs-

schutz fallende Sanierungs- und Kostentragungsverpflichtung zur Folge haben kann, die Bestellung eines Verteidigers 

für den Versicherungsnehmer von dem Versicherer gewünscht oder genehmigt, so trägt der Versicherer die gebühren-

ordnungsmäßigen oder die mit ihm besonders vereinbarten höheren Kosten des Verteidigers. 

 

5 Versicherte Kosten  
 

Versichert sind im Rahmen des in Ziff. 4.1 geregelten Leistungsumfangs nachfolgende Kosten einschließlich notwendi-

ger Gutachter-, Sachverständigen-, Anwalts-, Zeugen-, Verwaltungsverfahrens- und Gerichtskosten   
 

5.1 für die Sanierung von Schäden an geschützten Arten, natürlichen Lebensräumen oder Gewässern  
 

5.1.1 die Kosten für die „primäre Sanierung“, d. h. für Sanierungsmaßnahmen, die die geschädigten natürlichen Ressourcen 

und/oder beeinträchtigten Funktionen ganz oder annähernd in den Ausgangszustand zurückversetzen; 
 

5.1.2  die Kosten für die „ergänzende Sanierung“, d.h. für Sanierungsmaßnahmen in Bezug auf die natürlichen Ressourcen 

und/oder Funktionen, mit denen der Umstand ausgeglichen werden soll, dass die primäre Sanierung nicht zu einer 

vollständigen Wiederherstellung der geschädigten natürlichen Ressourcen und/oder Funktionen führt;  
 

5.1.3 die Kosten für die „Ausgleichssanierung“, d.h. für die Tätigkeiten zum Ausgleich zwischenzeitlicher Verluste natürlicher 

Ressourcen und/oder Funktionen, die vom Zeitpunkt des Eintretens des Schadens bis zu dem Zeitpunkt entstehen, in 

dem die primäre Sanierung ihre Wirkung vollständig entfaltet hat. „Zwischenzeitliche Verluste“ sind Verluste, die darauf 

zurückzuführen sind, dass die geschädigten natürlichen Ressourcen und/oder Funktionen ihre ökologischen Aufgaben 

oder ihre Funktionen für andere natürliche Ressourcen nicht erfüllen können, solange die Maßnahmen der primären 

bzw. der ergänzenden Sanierung ihre Wirkung nicht entfaltet haben. 
 

Die Kosten für die Ausgleichssanierung werden im Rahmen der vereinbarten Versicherungssumme und der Jahres-

höchstersatzleistung bis zu einem Gesamtbetrag von 10 % der vereinbarten Versicherungssumme ersetzt. 
 

5.2 für die Sanierung von Schädigungen des Bodens: die Kosten für die erforderlichen Maßnahmen, die zumindest sicher-

stellen, dass die betreffenden Schadstoffe beseitigt, kontrolliert, eingedämmt oder vermindert werden, so dass der ge-

schädigte Boden unter Berücksichtigung seiner zum Zeitpunkt der Schädigung gegebenen gegenwärtigen oder zuge-

lassenen zukünftigen Nutzung kein erhebliches Risiko einer Beeinträchtigung der menschlichen Gesundheit mehr dar-

stellt.  
 

5.3 Die unter Ziff. 5.1 und Ziff. 5.2 genannten Kosten für Umweltschäden, die auf Grundstücken des Versicherungsneh-

mers gemäß Ziff. 10.1 oder am Grundwasser gemäß  Ziff. 10.2 eintreten, sind nur nach besonderer Vereinbarung ver-

sichert. 

 

6  Erhöhungen und Erweiterungen  
 

6.1 Für Risiken der Ziff. 1.1.4 besteht kein Versicherungsschutz für Erhöhungen und Erweiterungen. Der Versicherungs-

schutz umfasst aber die gesetzliche Haftpflicht aus mengenmäßigen Veränderungen von Stoffen innerhalb der unter 

Ziff. 1.1.4 versicherten Risiken.  
 

6.2  Für Risiken gemäß Ziff. 1.1.1 bis Ziff. 1.1.3 umfasst der Versicherungsschutz Erhöhungen oder Erweiterungen der im 

Versicherungsschein und seinen Nachträgen angegebenen Risiken. Dies gilt nicht für Risiken aus dem Halten oder 

Gebrauch von versicherungspflichtigen Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugen sowie für sonstige Risiken, die der Ver-

sicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unterliegen. 
 

6.3  Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Erhöhungen des versicherten Risikos durch Änderung bestehender 

oder Erlass neuer Rechtsvorschriften, soweit es sich hierbei um Rechtsvorschriften auf der Grundlage der EU-

Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) handelt und diese nicht Vorschriften zur Versicherungs- oder Deckungsvorsor-

gepflicht zum Gegenstand haben. Der Versicherer kann den Vertrag jedoch unter den Voraussetzungen von Ziff. 25 

kündigen. 
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7  Neue Risiken  
 

7.1 Für Risiken gemäß Ziff. 1.1.1 bis 1.1.3, die nach Abschluss des Vertrages neu entstehen, besteht Versicherungsschutz 

im Rahmen des Vertrages sofort bis zur Höhe gemäß Ziff. 7.4. 
 

7.2 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Aufforderung des Versicherers jedes neue Risiko innerhalb eines  

Monats anzuzeigen. Die Aufforderung kann auch mit der Beitragsrechnung erfolgen. 
 

Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko angezeigt wurde, so hat der Versicherungsnehmer zu beweisen, 

dass das neue Risiko erst nach Abschluss der Versicherung und zu einem Zeitpunkt hinzugekommen ist, zu dem die 

Anzeigefrist noch nicht verstrichen war. 
 

7.3  Der Versicherer ist berechtigt, für das neue Risiko einen angemessenen Beitrag zu verlangen. Kommt eine Einigung 

über die Höhe des Beitrags innerhalb einer Frist von einem Monat nach Eingang der Anzeige nicht zustande, entfällt 

der Versicherungsschutz für das neue Risiko rückwirkend ab dessen Entstehung. 
 

7.4  Der Versicherungsschutz für neue Risiken ist von ihrer Entstehung bis zur Einigung i. S. v. Ziff. 7.3 auf die Hälfte der 

Versicherungssummen gemäß Ziff. 11.1 begrenzt. 
 

7.5   Die Regelung der Versicherung neuer Risiken gemäß Ziff. 7.1 gilt nicht für Risiken 
 

(1)  aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder Führen eines Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugs, soweit diese Fahrzeuge 

der Zulassungs-, Führerschein- oder Versicherungspflicht unterliegen; 
 

(2) aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder Führen von Bahnen; 
 

(3) die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unterliegen; 
 

(4) die kürzer als ein Jahr bestehen werden und deshalb im Rahmen von kurzfristigen Versicherungsverträgen zu ver-

sichern sind. 

 

8  Versicherungsfall 
 

Versicherungsfall ist die nachprüfbare erste Feststellung des Umweltschadens durch den Versicherungsnehmer, die 

zuständige Behörde oder einen sonstigen Dritten. Der Versicherungsfall muss während der Wirksamkeit der Versiche-

rung eingetreten sein. Hierbei kommt es nicht darauf an, ob zu diesem Zeitpunkt bereits Ursache oder Umfang des 

Schadens oder eine Pflicht zur Vornahme von Sanierungsmaßnahmen erkennbar war.  

 

9   Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles 
 

9.1  Der Versicherer ersetzt, auch ohne dass ein Versicherungsfall eingetreten ist, 
 

(1) für die Versicherung nach Ziff. 1.1.1 nach einer Betriebsstörung beim Versicherungsnehmer oder Dritten - in den 

Fällen der Ziff. 3.2 auch nach behördlicher Anordnung ohne Vorliegen einer Betriebsstörung;  

(2) für die Versicherung nach Ziff. 1.1.2 nach einer Betriebsstörung bei Dritten – in den Fällen der Ziff. 3.2 auch nach 

behördlicher Anordnung ohne Vorliegen einer Betriebsstörung; 

(3) für die Versicherung nach Ziff. 1.1.3 nach einer Betriebsstörung bei Dritten; 
 

Aufwendungen des Versicherungsnehmers – oder soweit versichert des Dritten gemäß (1) bis (3) – für Maßnahmen zur 

Abwendung oder Minderung eines sonst unvermeidbar eintretenden Umweltschadens. Die Feststellung der Betriebs-

störung oder die behördliche Anordnung müssen in die Wirksamkeit der Versicherung fallen, wobei maßgeblich der 

frühere Zeitpunkt ist. 
 

9.2  Aufwendungen aufgrund von Betriebsstörungen oder behördlichen Anordnungen i. S. d. Ziff. 9.1 werden unter den dort 

genannten Voraussetzungen unbeschadet der Tatsache übernommen, dass die Maßnahmen durch den Versiche-

rungsnehmer oder im Wege der Ersatzvornahme durch die Behörde ausgeführt werden. 
 

9.3 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet,  
 

9.3.1 dem Versicherer die Feststellung einer derartigen Störung des Betriebes oder eine behördliche Anordnung unverzüg-

lich anzuzeigen und  
 

 alles zu tun, was erforderlich ist, die Aufwendungen auf den Umfang zu begrenzen, der notwendig und objektiv geeig-

net ist, den Schadeneintritt zu verhindern oder den Schadenumfang zu mindern und 
 

 auf Verlangen des Versicherers fristgemäß Widerspruch gegen behördliche Anordnungen einzulegen  
 

 oder 
 

9.3.2  sich mit dem Versicherer über die Maßnahmen abzustimmen.   
 

9.4 Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziff. 9.3 genannten Obliegenheiten vorsätzlich, so werden ihm im Rah-

men des für Aufwendungen gem. Ziff. 9 vereinbarten Gesamtbetrages nur die notwendigen und objektiv geeigneten 

Aufwendungen ersetzt. 
 

Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziff. 9.3 genannten Obliegenheiten grob fahrlässig, so ist der Versicherer 

berechtigt, etwaige über die notwendigen und objektiv geeigneten Aufwendungen hinausgehende Aufwendungen in ei-

nem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die Beweislast 

für das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer.  
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Abweichend von Abs. 1 und 2 bleibt der Versicherer zum Ersatz etwaiger über die notwendigen und objektiv geeigne-

ten Aufwendungen hinausgehender Aufwendungen verpflichtet, soweit die Verletzung der Obliegenheit nicht für den 

Umfang der Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist. 
 

9.5  Aufwendungen werden im Rahmen der vereinbarten Versicherungssumme und der Jahreshöchstersatzleistung bis    

10 % der vereinbarten Versicherungssumme je Störung des Betriebes oder behördlicher Anordnung, pro Versiche-

rungsjahr jedoch nur bis 20 % der vereinbarten Versicherungssumme, ersetzt. 
 

Der Versicherungsnehmer hat von den Aufwendungen 5.000 EUR selbst zu tragen. 
 

Kommt es trotz Durchführung der Maßnahme zu einem Schaden, so werden die vom Versicherer ersetzten Aufwen-

dungen auf die für den Versicherungsfall maßgebende Versicherungssumme angerechnet, es sei denn, dass der      

Ersatz dieser Aufwendungen im Rahmen der Jahreshöchstersatzleistung eines früheren Versicherungsjahres die Er-

satzleistung für Versicherungsfälle tatsächlich gemindert hat. 
 

9.6  Nicht ersatzfähig sind in jedem Fall Aufwendungen – auch soweit sie sich mit Aufwendungen i. S. v. Ziff. 9.1 decken – 

zur Erhaltung, Reparatur, Nachrüstung, Sicherung oder Sanierung von Betriebseinrichtungen, Grundstücken oder Sa-

chen (auch gemietete, gepachtete, geleaste und dgl.) des Versicherungsnehmers; auch für solche, die früher im Eigen-

tum oder Besitz des Versicherungsnehmers standen, auch für solche, die der Versicherungsnehmer hergestellt oder 

geliefert hat 
 

Ersetzt werden jedoch solche Aufwendungen zur Abwehr oder Minderung eines sonst unvermeidbar eintretenden ver-

sicherten Umweltschadens, falls Betriebseinrichtungen, Grundstücke oder Sachen des Versicherungsnehmers, die von 

einer Umwelteinwirkung nicht betroffen sind, beeinträchtigt werden müssen. Eintretende Wertverbesserungen sind ab-

zuziehen.  

 

10  Nicht versicherte Tatbestände  
 

Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, gilt: 
 

Nicht versichert sind Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden, unabhängig davon, ob diese bereits erhebliche nach-

teilige Auswirkungen auf den Erhaltungszustand von Arten und natürlichen Lebensräumen oder Gewässer haben oder 

eine Gefahr für die menschliche Gesundheit darstellen, 
 

10.1  die auf Grundstücken (an Böden oder an Gewässern) des Versicherungsnehmers eintreten, die im Eigentum des 

Versicherungsnehmers stehen, standen oder von ihm gemietet, geleast, gepachtet, geliehen sind oder durch verbotene 

Eigenmacht erlangt wurden. Dies gilt auch, soweit es sich um dort befindliche geschützte Arten oder natürliche Lebens-

räume handelt.  
 

10.2  am Grundwasser. 
 

10.3  infolge der Veränderung der Lagerstätte des Grundwassers oder seines Fließverhaltens. 
 

10.4  die vor Beginn des Versicherungsvertrages eingetreten sind.  
 

10.5 die sich daraus ergeben, dass der Versicherungsnehmer nach Beginn des Versicherungsverhältnisses Grundstücke 

erwirbt oder in Besitz nimmt, die zu diesem Zeitpunkt bereits kontaminiert waren.  
 

10.6 die im Ausland eintreten.  
 

10.7  die dadurch entstehen oder entstanden sind, dass beim Umgang mit Stoffen diese Stoffe verschüttet werden, abtrop-

fen, ablaufen, verdampfen, verdunsten oder durch ähnliche Vorgänge in den Boden, in ein Gewässer oder in die Luft 

gelangen. Dies gilt nicht, soweit solche Vorgänge auf einer Betriebsstörung beruhen. 
 

10.8  die durch betriebsbedingt unvermeidbare, notwendige oder in Kauf genommene Einwirkungen auf die Umwelt entste-

hen.  
 

10.9 durch die Herstellung, Lieferung, Verwendung oder Freisetzung von Klärschlamm, Jauche, Gülle, festem Stalldung, 

Pflanzenschutz-, Dünge- oder Schädlingsbekämpfungsmitteln, es sei denn, dass diese Stoffe durch plötzliche und    

unfallartige Ereignisse bestimmungswidrig und unbeabsichtigt in die Umwelt gelangen, diese Stoffe durch Niederschlä-

ge plötzlich abgeschwemmt werden oder in andere Grundstücke abdriften, die nicht im Besitz des Versicherungsneh-

mers stehen. 
 

10.10  die auf Asbest, asbesthaltige Substanzen oder Erzeugnisse zurückzuführen sind.  
 

10.11  die zurückzuführen sind auf  
 

(1) gentechnische Arbeiten, 
 

(2) gentechnisch veränderte Organismen (GVO), 
 

(3) Erzeugnisse, die 

- Bestandteile aus GVO enthalten 

- aus oder mit Hilfe von GVO hergestellt wurden. 
 

10.12 infolge Zwischen-, Endablagerung oder anderweitiger Entsorgung von Abfällen ohne die dafür erforderliche behördliche 

Genehmigung, unter fehlerhafter oder unzureichender Deklaration oder an einem Ort, der nicht im erforderlichen     

Umfang dafür behördlich genehmigt ist.  
 

10.13 aus Eigentum, Besitz oder Betrieb von Anlagen oder Einrichtungen zur Endablagerung von Abfällen. 
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10.14  die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den 

Gebrauch eines Kraftfahrzeuges oder Kraftfahrzeuganhängers verursachen. 
 

Nicht versichert sind Ansprüche wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von 

ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den Gebrauch eines Wasserfahrzeuges verursachen oder für die sie als 

Halter oder Besitzer eines Wasserfahrzeuges in Anspruch genommen werden. 
 

Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten (Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versiche-

rungsschutz, so gilt das auch für alle anderen Versicherten. 

Eine Tätigkeit der in Abs. 1 und Abs. 2 genannten Personen an einem Kraftfahrzeug, Kraftfahrzeuganhänger und Was-

serfahrzeug ist kein Gebrauch i. S. dieser Bestimmung, wenn keine dieser Personen Halter oder Besitzer des Fahrzeu-

ges ist und wenn das Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird. 
 

Falls im Rahmen und Umfang dieses Vertrages eine abweichende Regelung getroffen wurde, gilt dieser Ausschluss in-

soweit nicht. 
 

10.15  die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den 

Gebrauch eines Luft- oder Raumfahrzeuges verursachen oder für die sie als Halter oder Besitzer eines Luft- oder 

Raumfahrzeuges in Anspruch genommen werden.  
 

Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten (Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versiche-

rungsschutz, so gilt das auch für alle anderen Versicherten. 
 

Nicht versichert sind Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden durch Luft- oder Raumfahrzeuge aus  
 

-  der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lieferung von Luft- oder Raumfahrzeugen oder Teilen für Luft- oder 

Raumfahrzeuge, soweit die Teile ersichtlich für den Bau von Luft- oder Raumfahrzeugen oder den Einbau in Luft-    

oder Raumfahrzeuge bestimmt waren;  
 

-  Tätigkeiten (z.B. Montage, Wartung, Inspektion, Überholung, Reparatur, Beförderung) an Luft- oder Raumfahrzeugen 

oder deren Teilen. 
 

10.16  soweit sich diese Pflichten oder Ansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten) 

richten, die den Schaden dadurch verursachen, dass sie bewusst von Gesetzen, Verordnungen oder an den Versiche-

rungsnehmer gerichteten behördlichen Anordnungen oder Verfügungen, die dem Umweltschutz dienen, abweichen.  
 

10.17 soweit sich diese Pflichten oder Ansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten) 

richten, die den Schaden dadurch verursachen, dass sie es bewusst unterlassen, die vom Hersteller gegebenen oder 

nach dem Stand der Technik einzuhaltenden Richtlinien oder Gebrauchsanweisungen für Anwendung, regelmäßige 

Kontrollen, Inspektionen oder Wartungen zu befolgen oder notwendige Reparaturen bewusst nicht ausführen.  
 

10.18 durch Bergbaubetrieb i. S. d. Bundesberggesetz. 
 

10.19  die nachweislich auf Kriegsereignissen, anderen feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Generalstreik, 

illegalem Streik oder unmittelbar auf Verfügungen oder Maßnahmen von hoher Hand beruhen; das Gleiche gilt für 

Schäden durch höhere Gewalt, soweit sich elementare Naturkräfte ausgewirkt haben.  
 

10.20  soweit sich diese Pflichten oder Ansprüche gegen die Personen richten, die den Schaden vorsätzlich herbeigeführt 

haben.  
  

10.21  soweit sich diese Pflichten oder Ansprüche gegen die Personen richten, die den Schaden dadurch verursacht haben, 

dass sie in Kenntnis von deren Mangelhaftigkeit oder Schädlichkeit 
 

-  Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder 

-  Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht haben. 
 

10.22 soweit diese Pflichten oder Ansprüche auf Grund vertraglicher Vereinbarung oder Zusage über die gesetzliche Ver-

pflichtung des Versicherungsnehmers hinausgehen.  
 

10.23  die durch Krankheit der dem Versicherungsnehmer gehörenden, von ihm gehaltenen oder veräußerten Tiere entstan-

den sind. Es besteht Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass er weder vorsätzlich noch 

grob fahrlässig gehandelt hat.  
 

10.24  durch den Betrieb von Kernenergieanlagen. 

 

11  Versicherungssummen / Maximierung / Serienschadenklausel / Selbstbehalt 
 

11.1  Versicherungsschutz besteht bis zur Höhe der im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen ausgewiesenen Ver-

sicherungssumme. 
  

Diese Versicherungssumme bildet auch die Höchstersatzleistung des Versicherers für alle Versicherungsfälle eines 

Versicherungsjahres.  
 

11.2 Für den Umfang der Leistung des Versicherers bildet die angegebene Versicherungssumme die Höchstgrenze bei 

jedem Versicherungsfall. Dies gilt auch dann, wenn sich der Versicherungsschutz auf mehrere entschädigungs- oder 

ersatzpflichtige Personen erstreckt. Sämtliche Kosten gemäß Ziff. 5 werden auf die Versicherungssumme angerechnet. 
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 Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintretende Versicherungsfälle  
  

- dieselbe Einwirkung auf die Umwelt, 

- mehrere unmittelbar auf derselben Ursache beruhende Einwirkungen auf die Umwelt, 

- mehrere unmittelbar auf den gleichen Ursachen beruhende Einwirkungen auf die Umwelt, wenn zwischen den glei-

chen Ursachen ein innerer, insbesondere sachlicher und zeitlicher Zusammenhang besteht, oder 

- die Lieferung von Erzeugnissen mit gleichen Mängeln 
 

gelten unabhängig von ihrem tatsächlichen Eintritt als ein Versicherungsfall, der im Zeitpunkt des ersten dieser Ver-

sicherungsfälle als eingetreten gilt.  

 
 

11.3 Beruhen mehrere Versicherungsfälle 
 

- auf derselben Ursache oder 

- auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere sachlichen und zeitlichen Zusammenhang oder 

- auf der Lieferung von Waren mit gleichen Mängeln 
 

 und besteht Versicherungsschutz für diese Versicherungsfälle im Rahmen verschiedener Abschnitte dieses Vertrages 

oder sowohl im Rahmen dieses Vertrages als auch eines anderen Haftpflichtversicherungsvertrages bei der Volkswohl 

Bund Sachversicherung AG, so steht für diese Versicherungsfälle nicht der Gesamtbetrag kumulativ aus den verschie-

denen Versicherungssummen, sondern bei gleichen Versicherungssummen höchstens eine Versicherungssumme, an-

sonsten maximal die höhere Versicherungssumme zur Verfügung. 
 

 Für die Festlegung der höchsten Versicherungssumme ist der Zeitpunkt maßgebend, in dem der erste Versicherungs-

fall eingetreten ist. 
 

11.4  Der Versicherungsnehmer hat bei jedem Versicherungsfall von den gemäß Ziff. 5 versicherten Kosten 5.000 EUR 

selbst zu tragen. Der Versicherer ist auch in diesen Fällen zur Prüfung der gesetzlichen Verpflichtung und zur Abwehr 

unberechtigter Inanspruchnahme verpflichtet. 
 

11.5  Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung eines Anspruchs durch Anerkenntnis, Befriedigung oder Vergleich 

am Verhalten des Versicherungsnehmers scheitert, hat der Versicherer für den von der Weigerung an entstehenden 

Mehraufwand an Kosten gemäß Ziff. 5 und Zinsen nicht aufzukommen. 

 

12 Nachhaftung 
 

12.1  Endet das Versicherungsverhältnis wegen des vollständigen oder dauernden Wegfalls des versicherten Risikos oder 

durch Kündigung des Versicherers oder des Versicherungsnehmers, so besteht der Versicherungsschutz für solche 

Umweltschäden weiter, die während der Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sind, aber zum Zeitpunkt der Been-

digung des Versicherungsverhältnisses noch nicht festgestellt waren, mit folgender Maßgabe: 
 

- Der Versicherungsschutz gilt für die Dauer von 3 Jahren vom Zeitpunkt der Beendigung des Versicherungsverhält-

nisses an gerechnet. 

- Der Versicherungsschutz besteht für die gesamte Nachhaftungszeit im Rahmen des bei Beendigung des Versiche-

rungsverhältnisses geltenden Versicherungsumfanges, und zwar in Höhe des unverbrauchten Teils der Versiche-

rungssumme des Versicherungsjahres, in dem das Versicherungsverhältnis endet.  
 

12.2 Die Regelung der Ziff. 12.1 gilt für den Fall entsprechend, dass während der Laufzeit des Versicherungsverhältnisses 

ein versichertes Risiko teilweise wegfällt, mit der Maßgabe,  dass auf den Zeitpunkt des Wegfalls des versicherten 

Risikos abzustellen ist. 

 

13 Versicherungsfälle im Ausland  
 

13.1  Versichert sind abweichend von Ziff. 10.6 im Umfang dieses Versicherungsvertrages im Geltungsbereich der EU-

Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) eintretende Versicherungsfälle,  
 

- die auf den Betrieb einer im Inland gelegenen Anlage oder eine Tätigkeit im Inland i. S. d. Ziff. 1.1.1 bis 1.1.4 zu-

rückzuführen sind. Dies gilt für Tätigkeiten i. S. d. Ziff. 1.1.2 und 1.1.3 nur, wenn die Anlagen oder Teile oder       

Erzeugnisse nicht ersichtlich für das Ausland bestimmt waren;  

- aus Anlass von Geschäftsreisen oder aus der Teilnahme an Ausstellungen und Messen, gem. Ziff. 1.1.1. 
 

Versicherungsschutz besteht insoweit abweichend von Ziff. 1.1 auch für Pflichten oder Ansprüche gemäß nationalen 

Umsetzungsgesetzen anderer EU-Mitgliedstaaten, sofern diese Pflichten oder Ansprüche den Umfang der o. g.  

EU-Richtlinie nicht überschreiten.  
 

13.2 Nur aufgrund ausdrücklicher Vereinbarung sind versichert im Umfang dieses Versicherungsvertrages im Geltungsbe-

reich der EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) eintretende Versicherungsfälle,  
 

13.2.1 die auf die Planung, Herstellung oder Lieferung von Anlagen oder Teilen i. S. v. Ziff. 1.1.3 oder Erzeugnisse i. S. v.  

Ziff. 1.1.2 zurückzuführen sind, wenn die Anlagen oder Teile oder Erzeugnisse ersichtlich für das Ausland bestimmt wa-

ren; 
 

13.2.2 die auf die Montage, Demontage, Instandhaltung oder Wartung von Anlagen oder Teilen i. S. v. Ziff. 1.1.3 zurückzufüh-

ren sind, wenn diese Tätigkeiten im Ausland erfolgen; 
 

13.2.3 die auf die sonstige Montage, Demontage, Instandhaltung, Wartung oder sonstige Tätigkeiten gemäß Ziff. 1.1.1    

zurückzuführen sind, wenn diese Tätigkeiten im Ausland erfolgen. 
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13.3 Besonderer Vereinbarung bedarf die Versicherung für im Ausland gelegener Anlagen oder Betriebsstätten, z.B. Pro-

duktions- oder Vertriebsniederlassungen, Läger und dgl. 
 

13.4 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäischen 

Währungsunion angehören, liegt, gelten die Verpflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der 

Euro-Betrag bei einem in der Europäischen Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen ist. 

 

Beginn des Versicherungsschutzes / Beitragszahlung 
 

14  Beginn des Versicherungsschutzes 

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt, wenn der Versicherungs-

nehmer den ersten oder einmaligen Beitrag rechtzeitig i. S. v. Ziff. 15.1 zahlt.  Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält 

die Versicherungssteuer, die der Versicherungsnehmer in der jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe zu entrichten hat. 
 

15  Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung / erster oder einmaliger Beitrag  
 

15.1  Der erste oder einmalige Beitrag unverzüglich nach Abschluss des Vertrages fällig, jedoch nicht vor dem vereinbarten, 

im Versicherungsschein angegebenen Versicherungsbeginn. 
 

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, gilt als erster Beitrag nur die erste Rate des ersten Jahresbei-

trags. 
 

15.2  Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, sondern zu einem späteren Zeit-

punkt, beginnt der Versicherungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer 

nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. Für Versicherungsfälle, die bis zur Zahlung des Beitrags 

eintreten, ist der Versicherer nur dann nicht zur Leistung verpflichtet, wenn er den Versicherungsnehmer durch geson-

derte Mitteilung in Textform (z.B. E-Mail, Telefax oder Brief) oder durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungs-

schein auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung des Beitrags aufmerksam gemacht hat. 
 

15.3  Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, kann der Versicherer vom Vertrag 

zurücktreten, solange der Beitrag nicht gezahlt ist. Der Versicherer kann nicht zurücktreten, wenn der Versicherungs-

nehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat 

 

16  Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung / Folgebeitrag  
 

16.1  Die Folgebeiträge sind, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist, am Monatsersten des vereinbarten Beitragszeitraums 

fällig. 
 

Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im Versicherungsschein oder in der Beitragsrechnung angegebenen 

Zeitpunkt erfolgt. 
 

16.2  Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, 

dass er die verspätete Zahlung nicht zu vertreten hat. 
 

Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den Verzug entstandenen Schadens zu verlangen. 
 

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versicherer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in 

Textform (z.B. E-Mail, Telefax oder Brief) eine Zahlungsfrist bestimmen, die mindestens zwei Wochen betragen muss. 

Die Bestimmung ist nur wirksam, wenn sie die rückständigen Beträge des Beitrags, Zinsen und Kosten im Einzelnen 

beziffert und die Rechtsfolgen angibt, die nach den Ziff. 16.3 und 16.4 mit dem Fristablauf verbunden sind. 
 

16.3  Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, besteht ab diesem 

Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Versicherungsschutz, wenn er mit der Zahlungsaufforderung nach Ziff. 16.2 Abs. 3 da-

rauf hingewiesen wurde. 
 

16.4  Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, kann der Versicherer 

den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn er den Versicherungsnehmer mit der Zahlungsaufforderung 

nach Ziff. 16.2 Abs. 3 darauf hingewiesen hat. 
 

Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt der Versicherungsnehmer danach innerhalb eines Monats den angemahnten 

Betrag, besteht der Vertrag fort. Für Versicherungsfälle, die zwischen dem Zugang der Kündigung und der Zahlung 

eingetreten sind, besteht jedoch kein Versicherungsschutz. 

 

17 Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschriftermächtigung  
 

Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zum Fäl-

ligkeitstag eingezogen werden kann und der Versicherungsnehmer einer berechtigten Einziehung nicht widerspricht. 
 

Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungsnehmers vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist 

die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach einer in Textform (z.B. E-Mail, Telefax oder Brief) 

abgegebenen Zahlungsaufforderung des Versicherers erfolgt.  
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Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der Versicherungsnehmer die Einzugsermächtigung widerrufen 

hat, oder hat der Versicherungsnehmer aus anderen Gründen zu vertreten, dass der Beitrag nicht eingezogen werden 

kann, ist der Versicherer berechtigt, künftig Zahlung außerhalb des Lastschriftverfahrens zu verlangen. Der Versiche-

rungsnehmer ist zur Übermittlung des Beitrags erst verpflichtet, wenn er vom Versicherer hierzu in Textform (z.B.  

E-Mail, Telefax oder Brief) aufgefordert worden ist. 

 

18  Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung 
 

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, sind die noch ausstehenden Raten sofort fällig, wenn der Ver-

sicherungsnehmer mit der Zahlung einer Rate im Verzug ist. 
 

Ferner kann der Versicherer für die Zukunft jährliche Beitragszahlung verlangen. 

 

19  Beitragsregulierung  
 

19.1  Der Versicherungsnehmer hat nach Aufforderung mitzuteilen, ob und welche Änderungen des versicherten Risikos 

gegenüber den früheren Angaben eingetreten sind. Diese Aufforderung kann auch durch einen Hinweis auf der Bei-

tragsrechnung erfolgen. Die Angaben sind innerhalb eines Monats nach Zugang der Aufforderung zu machen und auf 

Wunsch des Versicherers nachzuweisen. Bei unrichtigen Angaben zum Nachteil des Versicherers kann dieser vom 

Versicherungsnehmer eine Vertragsstrafe in dreifacher Höhe des festgestellten Beitragsunterschiedes verlangen. Dies 

gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass ihn an der Unrichtigkeit der Angaben kein Verschulden trifft. 
 

19.2  Aufgrund der Änderungsmitteilung des Versicherungsnehmers oder sonstiger Feststellungen wird der Beitrag ab dem 

Zeitpunkt der Veränderung berichtigt (Beitragsregulierung), beim Wegfall versicherter Risiken jedoch erst ab dem Zeit-

punkt des Eingangs der Mitteilung beim Versicherer. Der vertraglich vereinbarte Mindestbeitrag darf dadurch nicht un-

terschritten werden.  
 

19.3  Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige Mitteilung, kann der Versicherer für den Zeitraum, für den die 

Angaben zu machen waren, eine Nachzahlung in Höhe des für diesen Zeitraum bereits in Rechnung gestellten Beitra-

ges verlangen. Werden die Angaben nachträglich gemacht, findet eine Beitragsregulierung statt. Ein vom Versiche-

rungsnehmer zuviel gezahlter Beitrag wird nur zurückerstattet, wenn die Angaben innerhalb von zwei Monaten nach 

Zugang der Mitteilung des erhöhten Beitrages erfolgten. 
 

19.4  Die vorstehenden Bestimmungen finden auch Anwendung auf Versicherungen mit Beitragsvorauszahlung für mehrere 

Jahre.  

 

20  Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 
 

Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der Versicherer, soweit durch Gesetz nicht etwas anderes bestimmt ist, 

nur Anspruch auf den Teil des Beitrages, der dem Zeitraum entspricht, in dem Versicherungsschutz bestanden hat. 

 

Dauer und Ende des Vertrages / Kündigung 
 

21 Dauer und Ende des Vertrages 
 

21.1  Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene Zeit abgeschlossen. 
 

21.2  Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht dem 

Vertragspartner spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres eine Kündigung in Text-

form (z.B. E-Mail, Telefax oder Brief) zugegangen ist. 
 

21.3  Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum 

vorgesehenen Zeitpunkt. 
 

21.4  Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der Vertrag schon zum Ablauf des dritten Jahres oder jedes 

darauf folgenden Jahres gekündigt werden; die Kündigung muss dem Vertragspartner spätestens drei Monate vor dem 

Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres in Textform (z.B. E-Mail, Telefax oder Brief) zugegangen sein. 

 

22  Wegfall des versicherten Risikos 
 

Wenn versicherte Risiken vollständig und dauerhaft wegfallen, so erlischt die Versicherung bezüglich dieser Risiken. 

Dem Versicherer steht der Beitrag zu, den er hätte erheben können, wenn die Versicherung dieser Risiken nur bis zu 

dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu dem er vom Wegfall Kenntnis erlangt. 

 

23  Kündigung nach Versicherungsfall  
 

23.1  Das Versicherungsverhältnis kann gekündigt werden, wenn 
 

-  vom Versicherer eine Zahlung von Sanierungskosten geleistet wurde oder 
 

-  dem Versicherungsnehmer eine Klage über einen unter den Versicherungsschutz fallenden Anspruch auf Erstat-

tung der Kosten für Sanierungsmaßnahmen/Pflichten gerichtlich zugestellt wird. 
 

Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Textform (z.B. E-Mail, Telefax oder Brief) spätestens einen Monat nach 

der Zahlung von Sanierungskosten oder der Zustellung der Klage zugegangen sein.  
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23.2  Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung sofort nach ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der 

Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch 

zum Ende der laufenden Versicherungsperiode, wirksam wird. 
 

Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam. 

 

24  Kündigung nach Veräußerung versicherter Unternehmen 
 

24.1  Wird ein Unternehmen, für das eine Umweltschadens-Basisversicherung besteht, an einen Dritten veräußert, tritt dieser 

an Stelle des Versicherungsnehmers in die während der Dauer seines Eigentums sich aus dem Versicherungsverhält-

nis ergebenden Rechte und Pflichten ein. 
 

Dies gilt auch, wenn ein Unternehmen aufgrund eines Nießbrauchs, eines Pachtvertrages oder eines ähnlichen Ver-

hältnisses von einem Dritten übernommen wird. 

 
 

24.2  Das Versicherungsverhältnis kann in diesem Falle 
 

-  durch den Versicherer dem Dritten gegenüber mit einer Frist von einem Monat, 

-  durch den Dritten dem Versicherer gegenüber mit sofortiger Wirkung oder auf den Schluss 

   der laufenden Versicherungsperiode  

in Textform (z.B. E-Mail, Telefax oder Brief) gekündigt werden. 
 

24.3  Das Kündigungsrecht erlischt, wenn 
 

-  der Versicherer es nicht innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt an ausübt, in welchem er vom Übergang auf 

den Dritten Kenntnis erlangt; 

-  der Dritte es nicht innerhalb eines Monats nach dem Übergang ausübt, wobei das Kündigungsrecht bis zum Ablauf 

eines Monats von dem Zeitpunkt an bestehen bleibt, in dem der Dritte von der Versicherung Kenntnis erlangt. 
 

24.4  Erfolgt der Übergang auf den Dritten während einer laufenden Versicherungsperiode und wird das Versicherungsver-

hältnis nicht gekündigt, haften der bisherige Versicherungsnehmer und der Dritte für den Versicherungsbeitrag dieser 

Periode als Gesamtschuldner. 
 

24.5  Der Übergang eines Unternehmens ist dem Versicherer durch den bisherigen Versicherungsnehmer oder den Dritten 

unverzüglich anzuzeigen.  
 

Bei einer schuldhaften Verletzung der Anzeigepflicht besteht kein Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsfall 

später als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, in dem die Anzeige dem Versicherer hätte zugehen müssen, und 

der Versicherer den mit dem Veräußerer bestehenden Vertrag mit dem Erwerber nicht geschlossen hätte. 
 

Der Versicherungsschutz lebt wieder auf und besteht für alle Versicherungsfälle, die frühestens einen Monat nach dem 

Zeitpunkt eintreten, in dem der Versicherer von der Veräußerung Kenntnis erlangt. Dies gilt nur, wenn der Versicherer 

in diesem Monat von seinem Kündigungsrecht keinen Gebrauch gemacht hat. 
 

Der Versicherungsschutz fällt trotz Verletzung der Anzeigepflicht nicht weg, wenn dem Versicherer die Veräußerung in 

dem Zeitpunkt bekannt war, in dem ihm die Anzeige hätte zugehen müssen. 

 

25  Kündigung nach Risikoerhöhung aufgrund Änderung oder Erlass von Rechtsvorschriften 
 

Bei Erhöhungen des versicherten Risikos durch Änderung bestehender oder Erlass neuer Rechtsvorschriften (s. Ziff. 

6.3) ist der Versicherer berechtigt, das Versicherungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist von einem Monat zu kündi-

gen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, in wel-

chem der Versicherer von der Erhöhung Kenntnis erlangt hat. 

 

26  Mehrfachversicherung 
 

26.1  Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn das Risiko in mehreren Versicherungsverträgen versichert ist. 
 

26.2  Wenn die Mehrfachversicherung zustande gekommen ist, ohne dass der Versicherungsnehmer dies wusste, kann er 

die Aufhebung des später geschlossenen Vertrages verlangen. 
 

26.3  Das Recht auf Aufhebung erlischt, wenn der Versicherungsnehmer es nicht innerhalb eines Monats geltend macht, 

nachdem er von der Mehrfachversicherung Kenntnis erlangt hat. Die Aufhebung wird zu dem Zeitpunkt wirksam, zu 

dem die Erklärung, mit der sie verlangt wird, dem Versicherer zugeht. 
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Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 
 

27  Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers  
 

27.1  Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über gefahrerhebliche Umstände 
 

 Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklärung dem Versicherer alle ihm bekannten Gefahr-

umstände anzuzeigen, nach denen der Versicherer in Textform (z.B. E-Mail, Telefax oder Brief) gefragt hat und die für 

den Entschluss des Versicherers erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu schließen. Der Versiche-

rungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige verpflichtet, als nach seiner Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme 

der Versicherer in Textform (z.B. E-Mail, Telefax oder Brief) Fragen i. S. d. Satzes 1 stellt. 

 Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet sind, auf den Entschluss des Versicherers Einfluss auszuüben, den 

Vertrag überhaupt oder mit dem vereinbarten Inhalt abzuschließen. 
 

 Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers geschlossen und kennt dieser den gefahrerheblichen 

Umstand, muss sich der Versicherungsnehmer so behandeln lassen, als habe er selbst davon Kenntnis gehabt oder 

dies arglistig verschwiegen. 

 

27.2  Rücktritt 
 

(1)  Unvollständige und unrichtige Angaben zu den gefahrerheblichen Umständen berechtigen den Versicherer, vom 

Versicherungsvertrag zurückzutreten. 
 

(2)  Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er oder sein Vertreter die 

unrichtigen oder unvollständigen Angaben weder vorsätzlich noch grob fahrlässig gemacht hat. 
 

Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht besteht nicht, wenn der 

Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Um-

stände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte. 
 

(3) Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. 
 

Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalles zurück, darf er den Versicherungsschutz nicht versagen, 

wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass der unvollständig oder unrichtig angezeigte Umstand weder für 

den Eintritt des Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistung ursächlich war. Auch 

in diesem Fall besteht aber kein Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig 

verletzt hat. 
 

Dem Versicherer steht der Teil des Beitrages zu, der der bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelau-

fenen Vertragszeit entspricht. 

 

27.3 Beitragsänderung oder Kündigungsrecht 
 

Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, weil die Verletzung einer Anzeigepflicht weder auf Vorsatz 

noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte, kann der Versicherer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat 

in Textform (z.B. E-Mail, Telefax oder Brief) kündigen. 
 

Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Ver-

trag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte. 
 

Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündigen, weil er den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten 

Umstände, aber zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte, werden die anderen Bedingungen auf Verlangen des 

Versicherers rückwirkend Vertragsbestandteil. Hat der Versicherungsnehmer die Pflichtverletzung nicht zu vertreten, 

werden die anderen Bedingungen ab der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil. 
 

Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um mehr als 10 % oder schließt der Versicherer die Gefahrab-

sicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats 

nach Zugang der Mitteilung des Versicherers fristlos kündigen. 
 

Der Versicherer muss die ihm nach Ziff. 27.2 und 27.3 zustehenden Rechte innerhalb eines Monats schriftlich geltend 

machen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem er von der Verletzung der Anzeigepflicht, die das von ihm geltend 

gemachte Recht begründet, Kenntnis erlangt. Er hat die Umstände anzugeben, auf die er seine Erklärung stützt; er darf 

nachträglich weitere Umstände zur Begründung seiner Erklärung abgeben, wenn für diese die Monatsfrist nicht verstri-

chen ist. 
 

Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Ziff. 27.2 und 27.3 nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch ge-

sonderte Mitteilung in Textform (z.B. E-Mail, Telefax oder Brief) auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung hingewie-

sen hat. 
 

Der Versicherer kann sich auf die in den Ziff. 27.2 und 27.3 genannten Rechte nicht berufen, wenn er den nicht ange-

zeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannte. 

 

27.4  Anfechtung 
 

Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung anzufechten, bleibt unberührt. Im Fall der An-

fechtung steht dem Versicherer der Teil des Beitrages zu, der der bis zum Wirksamwerden der Anfechtungserklärung 

abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 
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28  Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles 
 

Besonders gefahrdrohende Umstände hat der Versicherungsnehmer auf Verlangen des Versicherers innerhalb ange-

messener Frist zu beseitigen. Dies gilt nicht, soweit die Beseitigung unter Abwägung der beiderseitigen Interessen un-

zumutbar ist. Ein Umstand, der zu einem Schaden geführt hat, gilt ohne weiteres als besonders gefahrdrohend. 

 

29 Obliegenheiten bei unmittelbarer Gefahr eines Umweltschadens und nach Eintritt eines solchen 
 

29.1  Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer unverzüglich nach Kenntnis durch den Versicherungsnehmer anzuzeigen, 

auch wenn noch keine Sanierungs- oder Kostentragungsansprüche erhoben wurden. 
 

29.2 Dem Versicherungsnehmer obliegt es ferner, den Versicherer jeweils unverzüglich und umfassend zu informieren über: 
 

- seine ihm gemäß § 4 Umweltschadensgesetz obliegende Information an die zuständige Behörde, 

- behördliches Tätigwerden wegen der Vermeidung oder Sanierung eines Umweltschadens gegenüber dem Ver-

sicherungsnehmer, 

- die Erhebung von Ansprüchen auf Ersatz der einem Dritten entstandenen Aufwendungen zur Vermeidung, Begren-

zung oder Sanierung eines Umweltschadens, 

- den Erlass eines Mahnbescheids, 

- eine gerichtliche Streitverkündung, 

- die Einleitung eines staatsanwaltlichen, behördlichen oder gerichtlichen Verfahrens. 
 

29.3 Der Versicherungsnehmer muss nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des Schadens sorgen. Weisun-

gen des Versicherers sind zu befolgen, soweit es für den Versicherungsnehmer zumutbar ist. Er hat dem Versicherer 

ausführliche und wahrheitsgemäße Schadenberichte zu erstatten und ihn bei der Schadenermittlung und -regulierung 

zu unterstützen. Alle Umstände, die nach Ansicht des Versicherers für die Bearbeitung des Schadens wichtig sind, 

müssen mitgeteilt sowie alle dafür angeforderten Schriftstücke übersandt werden. 
 

29.4 Maßnahmen und Pflichten im Zusammenhang mit Umweltschäden sind unverzüglich mit dem Versicherer abzustim-

men.   
 

29.5 Gegen einen Mahnbescheid oder einen Verwaltungsakt im Zusammenhang mit Umweltschäden muss der Versiche-

rungsnehmer fristgemäß Widerspruch oder die sonst erforderlichen Rechtsbehelfe einlegen. Einer Weisung des Ver-

sicherers bedarf es nicht.  
 

29.6  Im Widerspruchsverfahren oder einem gerichtlichen Verfahren wegen eines Umweltschadens hat der Versicherungs-

nehmer dem Versicherer die Führung des Verfahrens zu überlassen. Im Falle des gerichtlichen Verfahrens beauftragt 

der Versicherer einen Rechtsanwalt im Namen des Versicherungsnehmers. Der Versicherungsnehmer muss dem 

Rechtsanwalt Vollmacht sowie alle erforderlichen Auskünfte erteilen und die angeforderten Unterlagen zur Verfügung 

stellen. 

 

30  Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten 
 

30.1 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus diesem Vertrag, die er vor Eintritt des Versicherungsfalles zu 

erfüllen hat, kann der Versicherer den Vertrag innerhalb eines Monats ab Kenntnis von der Obliegenheitsverletzung 

fristlos kündigen. Der Versicherer hat kein Kündigungsrecht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Ob-

liegenheitsverletzung weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte. 
 

30.2  Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich verletzt, verliert der Versicherungsnehmer seinen Versiche-

rungsschutz. Bei grob fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem 

der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen.         
 

Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versicherungsschutzes hat bei Verletzung einer nach Eintritt des Versiche-

rungsfalles bestehenden Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur Voraussetzung, dass der Versicherer den Ver-

sicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform (z.B. E-Mail, Telefax oder Brief) auf diese Rechtsfolge hin-

gewiesen hat. 
 

Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Obliegenheit nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versiche-

rungsschutz bestehen. 
 

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der 

Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder den 

Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die 

Obliegenheit arglistig verletzt hat. 
  

Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig davon, ob der Versicherer ein ihm nach Ziff. 30.1 zustehendes 

Kündigungsrecht ausübt. 
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Weitere Bestimmungen 
 

31  Mitversicherte Personen  
 

31.1 Erstreckt sich die Versicherung auch auf Ansprüche gegen andere Personen als den Versicherungsnehmer selbst, sind 

alle für ihn geltenden Bestimmungen auf die Versicherten entsprechend anzuwenden. Die Bestimmungen der Ziff. 7 

gelten nicht, wenn das neue Risiko nur in der Person eines Versicherten entsteht. 
 

31.2  Die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsvertrag steht ausschließlich dem Versicherungsnehmer zu. Er ist 

neben den Versicherten für die Erfüllung der Obliegenheiten verantwortlich. 

 

32  Abtretungsverbot 
 

Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgültigen Feststellung ohne Zustimmung des Versicherers weder abgetre-

ten noch verpfändet werden. Eine Abtretung an den geschädigten Dritten ist zulässig. 

 

33  Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderung 
  

33.1  Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärungen sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers oder 

an die im Versicherungsschein oder in dessen Nachträgen als zuständig bezeichnete Stelle gerichtet werden. 
 

33.2  Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Wil-

lenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebenen Brie-

fes an die letzte dem Versicherer bekannte Anschrift. Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung des Briefes als 

zugegangen. Dies gilt entsprechend für den Fall einer Namensänderung des Versicherungsnehmers. 
 

33.3  Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für seinen Gewerbebetrieb abgeschlossen, finden bei einer Verlegung 

der gewerblichen Niederlassung die Bestimmungen der Ziff. 33.2 entsprechende Anwendung. 

 

34  Verjährung 
 

34.1  Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jahren. Die Fristberechnung richtet sich nach den 

allgemeinen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches. 
 

34.2  Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versicherer angemeldet worden, ist die Verjährung von der 

Anmeldung bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem die Entscheidung des Versicherers dem Anspruchsteller in Text-

form (z.B. E-Mail, Telefax oder Brief) zugeht. 

 

35  Zuständiges Gericht  
 

35.1  Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach 

dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung. Ist der Versiche-

rungsnehmer eine natürliche Person, ist auch das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer 

zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 
 

35.2  Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, müssen Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen ihn bei 

dem Gericht erhoben werden, das für seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort seines gewöhnli-

chen Aufenthalts zuständig ist. Ist der Versicherungsnehmer eine juristische Person, bestimmt sich das zuständige Ge-

richt auch nach dem Sitz oder der Niederlassung des Versicherungsnehmers. Das gleiche gilt, wenn der Versiche-

rungsnehmer eine Offene Handelsgesellschaft, Kommanditgesellschaft, Gesellschaft bürgerlichen Rechts oder eine 

eingetragene Partnergesellschaft ist. 
 

35.3 Verlegt der Versicherungsnehmer seinen Wohnsitz in einen Staat außerhalb der Europäischen Gemeinschaft, Islands, 

Norwegens oder der Schweiz, sind die Gerichte des Staates zuständig, in dem der Versicherer seinen Sitz hat. 

 

36  Anzuwendendes Recht  
 

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 
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1. Umfang des Versicherungsschutzes

 Versichert ist im Rahmen der Allgemeinen Versicherungs-Be-
dingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB) die gesetz-
liche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus dem im Versi-
cherungsschein und seinen Nachträgen angegebenen Betrieb 
mit seinen Eigenschaften, Rechtsverhältnissen oder Tätigkei-
ten bzw. aus der Ausübung der im Versicherungsschein und 
seinen Nachträgen beschriebenen beruflichen Tätigkeit.

 Von der Versicherung ausgeschlossen und besonders zu ver-
sichern ist, was nicht gemäß Antrag / Deckungsaufgabe aus-
drücklich in Versicherung gegeben oder nach den nachfol-
genden Bedingungen beitragsfrei eingeschlossen ist, insbe-
sondere die Haftpflicht aus Tätigkeiten, die dem versicherten 
Risiko nicht zuzurechnen sind.

 Versicherungsschutz besteht nur für die im Versicherungs-
schein und seinen Nachträgen genannte Betriebsbeschrei-
bung. Bei der Aufnahme zusätzlicher Tätigkeiten handelt es 
sich um Risiken, die im Rahmen der Vorsorgeversicherung 
(Ziff. 4 AHB) versichert sind. Der Versicherungsnehmer ist 
verpflichtet, nach Aufforderung des Versicherers jedes neue 
Risiko innerhalb eines Monats anzuzeigen. Dies gilt auch für 
Tätigkeiten, die er bei Vertragsabschluss zwar beim Gewerbe-
amt angemeldet, aber zu diesem Zeitpunkt noch nicht ausge-
übt hat.

2. Mitversicherte Personen

 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht

2.1  der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers und sol-
cher Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichtigung des 
versicherten Betriebes oder eines Teils desselben angestellt 
hat, in dieser Eigenschaft;
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2.2  sämtlicher übrigen Betriebsangehörigen für Schäden, die sie 
in Ausführung ihrer dienstlichen Verrichtungen verursachen.

 Zu Ziffer 2.1 bis 2.2:
 Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Personenschäden, bei 

denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im 
Betrieb des Versicherungsnehmers gemäß dem Sozialgesetz-
buch VII handelt. Das Gleiche gilt für solche Dienstunfälle ge-
mäß den beamtenrechtlichen Vorschriften, die in Ausübung 
oder infolge des Dienstes Angehörigen derselben Dienststelle 
zugefügt werden.

3. Mitversicherte Risiken und Deckungserweiterungen

3.1  Besondere Bedingung für den Einschluss von Schäden 
durch Abbruch- und Einreißarbeiten

 Mitversichert sind Haftpflichtansprüche aus Anlass von Ab-
bruch- und Einreißarbeiten an Bauwerken sowie von Spren-
gungen, sofern diese Tätigkeiten ausdrücklich im Versiche-
rungsschein und seinen Nachträgen dokumentiert wurden 
und / oder im Zusammenhang mit versicherten bauhand-
werklichen Tätigkeiten stehen. Abbruch- / Einreißarbeiten mit 
Baggern, Abrissbirne etc. sind nicht mitversichert.

 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Sachschä-
den und allen sich daraus ergebenden Vermögensschäden, 
die entstehen 

 – bei Abbruch- und Einreißarbeiten: in einem Umkreis, des-
sen Radius der Höhe des einzureißenden Bauwerks ent-
spricht;

 – bei Sprengungen: an Immobilien in einem Umkreis von we-
niger als 150 m.

 Ziff. 7.10 (b) AHB bleibt unberührt

3.2  Besondere Bedingung für den Einschluss von Sachschä-
den durch allmähliche Einwirkung und Abwässer in die 
Betriebshaftpflichtversicherung

 Eingeschlossen sind – in teilweiser Abweichung von Ziff. 7.14 
(1) AHB – Haftpflichtansprüche aus Sachschaden, der ent-
steht durch

 – allmähliche Einwirkung der Temperatur, von Gasen, Dämp-
fen oder Feuchtigkeit und von Niederschlägen (Rauch, Ruß, 
Staub u. dgl.);

 – Abwässer. 

 Ausgeschlossen bleiben jedoch Schäden an Entwässerungs-
leitungen durch Verschmutzungen und Verstopfungen und 
alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden.

 Ziff. 7.10 (b) AHB bleibt unberührt

3.3 Ansprüche gesetzlicher Vertreter des Versicherungs-
nehmers

 Eingeschlossen sind – abweichend von Ziff. 7.4 (1) AHB – auch 
Ansprüche der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsneh-
mers und ihrer Angehörigen, wenn der Schaden durch einen 
Umstand verursacht wird, der nicht im Zuständigkeitsbereich 
des betreffenden gesetzlichen Vertreters liegt.

3.4 Ansprüche mitversicherter natürlicher Personen unter-
einander

 In teilweiser Abänderung von Ziff. 7.4 (1) und Ziff. 27 AHB 
sind mitversichert Ansprüche der durch diesen Vertrag versi-
cherten natürlichen Personen untereinander, so weit es sich 
um Sachschäden handelt.

 Ausgeschlossen bleiben Ansprüche wegen Schäden an Kraft-
fahrzeugen sowie gegenseitige Ansprüche solcher Personen, 
deren Haftpflichtansprüche gegen den Versicherungsnehmer 
gem. Ziff. 7.5 AHB vom Versicherungsschutz ausgeschlossen 
sind.

 Ausgeschlossen bleiben ferner Ansprüche des Versicherungs-
nehmers und seiner gesetzlichen Vertreter gegen mitversi-
cherte Personen.

3.5 Arbeiten auf fremden Grundstücken

 Mitversichert ist im Umfang der AHB und der Besonderen 
Bedingungen die gesetzliche Haftpflicht aus Arbeiten auf 
fremden Grundstücken, d. h. Tätigkeiten außerhalb der Be-
triebsräume und des Betriebsgrundstücks (Montagearbei-
ten, Beratungs- und Verkaufsgespräche, Warenauslieferung, 
Hausbesuche etc.).

 Sofern in der Betriebs- / Tätigkeitsbeschreibung ausdrücklich 
Tätigkeiten ohne Arbeiten auf fremden Grundstücken ge-
nannt werden, gilt folgendes:

 Versichert ist ausschließlich die gesetzliche Haftpflicht aus Tä-
tigkeiten auf dem Betriebsgrundstück. Darüber hinaus bleibt 
versichert die gesetzliche Haftpflicht durch Warenausliefe-
rung und die Durchführung von Beratungs- und Verkaufsge-
sprächen auf fremden Grundstücken.

3.6 Besondere Bedingungen, Risikobeschreibungen und 
Erläuterungen für die Haftpflichtversicherung des ge-
werblichen Bauherrenrisikos

3.6.1 Umfang des Versicherungsschutzes

 Versichert ist im Rahmen der AHB und der nachfolgenden 
Bestimmungen die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers als Bauherr für eigene Bauvorhaben, wenn die Bau-
summe des gesamten Vorhabens einschließlich eventueller    
Eigenleistungen 1.000.000 € nicht übersteigt. Der Grund-
stückswert bleibt dabei unberücksichtigt. Steht bereits bei 
Beginn des Bauvorhabens fest, dass die Bausumme von 
1.000.000 € überschritten wird, so besteht kein Versiche-
rungsschutz für das gesamte Bauvorhaben. Versicherungs-
schutz kann dann nur über eine vom Versicherungsnehmer 
zu beantragende Bauherrenhaftpflichtversicherung erlangt 
werden.

 Versicherungsschutz besteht nur, wenn Planung, Bauleitung 
und Bauausführung an einen Dritten vergeben sind.

3.6.2 Dauer des Versicherungsschutzes

 Der Versicherungsschutz endet mit Beendigung der Bauarbei-
ten, spätestens 2 Jahre nach Beginn des Bauvorhabens.

3.6.3 Versicherungssummen

 Die Gesamtleistung des Versicherers für alle Versicherungs-
fälle während der gesamten Versicherungsdauer ist auf das 
Doppelte der vereinbarten Versicherungssummen begrenzt.

3.6.4  Zusätzliche Einschlüsse

3.6.4.1 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht als Haus- und 
Grundbesitzer für das zu bebauende Grundstück und das zu 
errichtende Bauwerk.

3.6.4.2 Mitversichert ist das allgemeine Umweltrisiko im Rahmen 
der „Besonderen Bedingungen und Risikobeschreibungen 
für die Versicherung der Haftpflicht wegen Schäden durch 
Umwelteinwirkung im Rahmen der Betriebs- und Berufshaft-
pflicht-Versicherung (Umwelthaftpflicht-Basisversicherung)“.

3.6.4.3 Eingeschlossen sind – abweichend von Ziff. 7.14 (2) und Ziff. 
7.10 (b) AHB – Haftpflichtansprüche wegen Senkungen eines 
Grundstücks oder Erdrutschungen.

 Ausgeschlossen bleiben Sachschäden und alle sich daraus er-
gebenden Vermögensschäden am Baugrundstück selbst und / 
oder den darauf befindlichen Gebäuden oder Anlagen.

 Soweit der vorstehende Einschluss auch Schäden durch Um-
welteinwirkung umfasst, besteht kein Versicherungsschutz 
über die Umwelthaftpflicht-Basisversicherung.

3.6.4.4  Eingeschlossen sind – abweichend von Ziff. 7.14 (1) AHB – 
Haftpflichtansprüche aus Sachschaden durch Abwässer. Aus-
geschlossen bleiben jedoch Schäden an Entwässerungsleitun-
gen durch Verschmutzungen und Verstopfungen und alle 
sich daraus ergebenden Vermögensschäden. 

 Ziff. 7.10 (b) AHB bleibt unberührt.
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3.6.5  Kfz, Kfz-Anhänger und Wasserfahrzeuge, Luftfahrzeuge
 
3.6.5.1 Kfz, Kfz-Anhänger und Wasserfahrzeuge
 
3.6.5.1.1  Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die der 

Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen 
bestellte oder beauftragte Person durch den Gebrauch eines 
Kfz oder Kfz-Anhängers verursachen.

 
3.6.5.1.2 Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die der 

Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen 
bestellte oder beauftragte Person durch den Gebrauch eines 
Wasserfahrzeugs verursachen oder für die sie als Halter oder 
Besitzer eines Wasserfahrzeugs in Anspruch genommen wer-
den.

 
3.6.5.1.3 Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten 

(Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versiche-
rungsschutz, so gilt das auch für alle anderen Versicherten

 
3.6.5.1.4 Eine Tätigkeit der in Ziff. 3.6.5.1.1 und 3.6.5.1.2 genannten 

Personen an einem Kfz, Kfz-Anhänger und Wasserfahrzeug 
ist kein Gebrauch im Sinne dieser Bestimmung, wenn keine 
dieser Personen Halter oder Besitzer des Fahrzeugs ist und 
wenn das Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird.

 
3.6.5.2 Luft- / Raumfahrzeuge
 
3.6.5.2.1 Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die der 

Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen 
bestellte oder beauftragte Person durch den Gebrauch eines 
Luft- oder Raumfahrzeugs verursachen oder für die sie als 
Halter oder Besitzer eines Luft- oder Raumfahrzeugs in An-
spruch genommen werden.

 
3.6.5.2.2 Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten 

(Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versiche-
rungsschutz, so gilt das auch für alle anderen Versicherten.

 
3.6.5.2.3 Nicht versichert ist die Haftpflicht aus

 – der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lieferung 
von Luft- oder Raumfahrzeugen oder Teilen von Luft- oder 
Raumfahrzeugen so weit die Teile ersichtlich für den Bau 
von Luft- oder Raumfahrzeugen oder den Einbau in Luft- 
oder Raumfahrzeugen bestimmt waren,

 – Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, Überho-
lung, Reparatur, Beförderung) an Luft- oder Raumfahrzeu-
gen oder deren Teilen, 

 und zwar wegen Schäden an Luft- oder Raumfahrzeugen, der 
mit diesen beförderten Sachen, der Insassen und allen sich 
daraus ergebenden Vermögensschäden sowie wegen sonsti-
ger Schäden durch Luft- oder Raumfahrzeuge.

 
3.6.5.3.1 Versichert ist jedoch die Haftpflicht wegen Schäden, die ver-

ursacht werden durch Gebrauch von
 
3.6.5.3.1.1 allen nur auf nicht öffentlichen Wegen und Plätzen verkeh-

renden Kfz und Anhänger ohne Rücksicht auf eine Höchstge-
schwindigkeit¹;

 
3.6.5.3.1.2 allen Kfz mit nicht mehr als 6 km/h Höchstgeschwindigkeit;
 
3.6.5.3.1.3 allen selbst fahrenden Arbeitsmaschinen mit nicht mehr als 

20 km/h Höchstgeschwindigkeit².
 
3.6.5.3.2 Hierfür gilt:
 
3.6.5.3.2.1 Für diese Kfz gelten nicht die Ausschlüsse in Ziff. 3.1 (2) AHB 

und in Ziff. 4.3 (1) AHB.
 

3.6.5.3.2.2 Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer ge-
braucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug 
mit Wissen und Willen des Verfügungsberechtigten gebrau-
chen darf. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu 
sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem unberechtigten 
Fahrer gebraucht wird. 

 Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen 
Wegen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis 
benutzen. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu 
sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzt 
wird, der nicht die erforderliche Fahrerlaubnis hat.

3.6.5.5.2.3 Die gesetzliche Haftpflicht aus Abhandenkommen, Beschä-
digung oder Vernichtung fremder Arbeitsmaschinen, die 
vom Versicherungsnehmer oder einer mitversicherten Person 
gehalten oder geführt werden, ist im Rahmen der Ziff. 3.28 
mitversichert.

3.6.6  Veränderung der Grundwasserverhältnisse

 Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche aus dem Verän-
dern der Grundwasserverhältnisse.

3.6.7 Bearbeitungsschäden / Tätigkeitsschäden

 Eingeschlossen sind – abweichend von Ziff. 7.7 AHB – Bear-
beitungsschäden / Tätigkeitsschäden in folgendem Umfang:

3.6.7.1 Be- und Entladeschäden

 Eingeschlossen ist die gesetzliche Haftpflicht wegen der Be-
schädigung von Land- und Wasserfahrzeugen, Containern 
durch / oder beim Be- und Entladen und alle sich daraus erge-
benden Vermögensschäden.

 Für Schäden an Containern besteht auch dann Versicherungs-
schutz, wenn diese entstehen beim Abheben von oder Heben 
auf Land- oder Wasserfahrzeuge durch Kräne oder Winden 
zum Zwecke des Be- und Entladens. Dies gilt nicht, wenn die 
Container selbst Gegenstand von Verkehrsverträgen (Fracht-, 
Speditions- oder Lagerverträgen) sind.

 Ausgeschlossen bleiben Ansprüche wegen Beschädigung der 
Ladung von Fahrzeugen und Containern.

3.6.7.2 Leitungsschäden

 Eingeschlossen ist die gesetzliche Haftpflicht wegen Schäden 
an Erdleitungen (Kabel, unterirdische Kanäle,  Wasserleitun-
gen, Gasrohre und andere Leitungen) sowie Frei- und/oder 
Oberleitungen und alle sich daraus ergebenden Vermögens-
schäden.

 Die Regelungen der Ziff. 1.2 AHB (Erfüllungsansprüche) und 
der Ziff. 7.8 AHB (Schäden an hergestellten oder gelieferten 
Arbeiten oder Sachen) bleiben bestehen. 

 Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Scha-
den: 20 %, mindestens 100 €, höchstens 1.000 €.

3.6.7.3 Unterfangungen, Unterfahrungen

 Eingeschlossen ist – teilweise abweichend von Ziff. 7.14 AHB 
und von Ziff. 7.10 AHB – die gesetzliche Haftpflicht wegen 
Sachschäden an den zu unterfangenden und unterfahrenden 
Grundstücken, Gebäuden, Gebäudeteile und Anlagen und 
alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden.

 Soweit der vorstehende Einschluss auch Schäden durch Um-
welteinwirkung umfasst, besteht kein Versicherungsschutz 
über die Umwelthaftpflicht-Basisversicherung. 
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¹ Hinweis: Bei Betriebsgrundstücken und -grundstücksteilen, die Besuchern, Kunden oder Lieferanten zugänglich sind, handelt es sich um sogenannte beschränkt 
öffentliche Verkehrsflächen. Kraftfahrzeuge mit mehr als 6 km/h Höchstgeschwindigkeit und selbst fahrende Arbeitsmaschinen mit einer Höchstgeschwindigkeit von 
mehr als 20 km/h, die ausschließlich oder gelegentlich auf solchen Betriebsgrundstücken oder Baustellen verkehren, sind versicherungspflichtig, mit der Folge, dass eine 
Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung nach Maßgabe der Allgemeinen Bedingungen für die Kraftfahrtversicherung (AKB) abgeschlossen werden muss. Auch bei einer 
behördlicherseits erteilten Befreiung von der Zulassungspflicht – Ausnahmegenehmigung nach § 70 Abs. 1 Ziff. 2 StVZO – bleibt die Versicherungspflicht bestehen.

² Hinweis: Selbst fahrende Arbeitsmaschinen sind Fahrzeuge, die nach ihrer Bauart und ihren besonderen, mit dem Fahrzeug fest verbundenen Einrichtungen zur Leistung 
von Arbeit, nicht zur Beförderung von Personen oder Gütern bestimmt und geeignet sind und die zu einer vom Bundesminister für Verkehr bestimmten Art solcher 
Fahrzeuge gehören. Obwohl nicht zulassungspfl ichtig, müssen Arbeitsmaschinen beim Verkehr auf öffentlichen Straßen amtliche Kennzeichen führen, wenn ihre durch 
die Bauart bestimmte Höchstgeschwindigkeit 20 km/h übersteigt. Diese sind dann ausschließlich nach dem Kraftfahrt-Tarif zu versichern.



 Die Regelungen der Ziff. 1.2 AHB (Erfüllungsansprüche) und 
der Ziff. 7.8 AHB (Schäden an hergestellten oder gelieferten 
Arbeiten oder Sachen) bleiben bestehen.

3.6.7.4 Sonstige Tätigkeits- / Bearbeitungsschäden

 Eingeschlossen ist die gesetzliche Haftpflicht aus Schäden, die 
an fremden Sachen durch eine gewerbliche oder berufliche 
Tätigkeit des Versicherungsnehmers an oder mit diesen Sa-
chen entstanden sind und alle sich daraus ergebenden Ver-
mögensschäden, wenn diese Schäden:

 – durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des Versi-
cherungsnehmers an diesen Sachen entstanden sind;

 – dadurch entstanden sind, dass der Versicherungsnehmer 
diese Sachen zur Durchführung seiner gewerblichen und 
beruflichen Tätigkeit benutzt hat;

 – durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des Ver-
sicherungsnehmers entstanden sind und sich diese Sachen 
im unmittelbaren Einwirkungsbereich der Tätigkeit befun-
den haben. 

 Die Regelungen der Ziff. 1.2 AHB (Erfüllungsansprüche) und 
der Ziff. 7.8 AHB (Schäden an hergestellten oder gelieferten 
Arbeiten oder Sachen) bleiben bestehen.

 Ausgeschlossen bleiben Ansprüche wegen Beschädigung der 
Ladung von Fahrzeugen und Containern durch / oder beim 
Be- und Entladen.

 Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Scha-
den: 20 %, mindestens 100 €, höchstens 1.000 €.

3.6.8 Bei Mitversicherung von Bauen in eigener Leistung (Selbsthilfe 
bei Planung, Bauleitung, Bauausführung)

 Falls besonders vereinbart und im Versicherungsschein und 
seinen Nachträgen ausdrücklich genannt, ist mitversichert im 
Umfang des im Versicherungsschein beschriebenen versicher-
ten Risikos die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsneh-
mers aus dem Bauen mit eigener Leistung. Sofern Planung und 
Bauleitung selbst vorgenommen werden, ist die gesetzliche 
Haftpflicht hieraus nur mitversichert, wenn dies zusätzlich 
ausdrücklich im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen 
genannt wird.

 Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht sämt-
licher mit den Bauarbeitern beschäftigten Personen für Schä-
den, die sie in Ausführung der Baueigenleistung verursachen.

 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschä-
den, bei denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankhei-
ten im Betrieb des Versicherungsnehmers gemäß dem Sozial-
gesetzbuch VII handelt. Das Gleiche gilt für solche Dienst-
unfälle gemäß den beamtenrechtlichen Vorschriften, die in 
Ausübung oder infolge des Dienstes Angehörigen derselben 
Dienststelle zugefügt werden.

3.7 Besondere Bedingung für den Einschluss von Bearbei-
tungsschäden bei Be- und Entladearbeiten

 Eingeschlossen ist die gesetzliche Haftpflicht wegen der Be-
schädigung von Land- und Wasserfahrzeugen, Containern 
durch / oder beim Be- und Entladen und alle sich daraus erge-
benden Vermögensschäden.

 Für Schäden an Containern besteht auch dann Versicherungs-
schutz, wenn diese entstehen beim Abheben von oder Heben 
auf Land- oder Wasserfahrzeuge durch Kräne oder Winden 
zum Zwecke des Be- und Entladens. Dies gilt nicht, wenn die 
Container selbst Gegenstand von Verkehrsverträgen (Fracht-, 
Speditions- oder Lagerverträgen) sind.

 Ausgeschlossen bleiben Ansprüche wegen Beschädigung der 
Ladung von Fahrzeugen und Containern.

3.8 Besondere Bedingung für den Einschluss von Bear-
beitungsschäden / Tätigkeitsschäden (für Kfz-Handel, 
-Werkstätten, -Aufbereitung, -Zubehörhandel, Reifen-
handel / -montage gelten abweichend Ziff. 7.32 bis 7.36 
und für Hufbeschlag Ziff. 7.49) 

 Die nachfolgende Besondere Bedingung gilt nicht für 
Kfz-Handel, Kfz-Werkstätten, Kfz-Dienstleistungen, Kfz-Zu-
behörhandel, Reifenhandel / -montage und Hufbeschlag (sie-
he Ziff. 7.32 bis 7.36 bzw. Ziff. 7.49).

 Eingeschlossen ist die gesetzliche Haftpflicht aus Schäden, die 
an fremden Sachen durch eine gewerbliche oder berufliche 
Tätigkeit des Versicherungsnehmers an oder mit diesen Sachen 
entstanden sind, und alle sich daraus ergebenden Vermögens-
schäden, wenn diese Schäden

 –  durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit  des Ver-
sicherungsnehmers an diesen Sachen entstanden sind;

 –  dadurch entstanden sind, dass der Versicherungsnehmer 
diese Sachen zur Durchführung seiner gewerblichen und 
beruflichen Tätigkeit benutzt hat;

 –  durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des Ver-
sicherungsnehmers entstanden sind und sich diese Sachen 
im unmittelbaren Einwirkungsbereich der Tätigkeit befun-
den haben. 

 Die Regelungen der Ziff. 1.2 AHB (Erfüllungsansprüche) und 
der Ziff. 7.8 AHB (Schäden an hergestellten oder gelieferten 
Arbeiten oder Sachen) bleiben bestehen.

 Ausgeschlossen bleiben Ansprüche wegen Beschädigung der 
Ladung von Fahrzeugen und Containern durch / oder beim 
Be- und Entladen.

 Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Scha-
den: 20 %, mindestens 100 €, höchstens 1.000 €.

3.9 Beschäftigung von Sicherheitsfachkräften

 Eingeschlossen ist im Umfang der AHB und der Besonderen 
Bedingungen die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers aus der Beschäftigung von eigenen Sicherheitsfach-
kräften im Rahmen des Betriebes einschließlich deren persön-
licher gesetzlicher Haftpflicht aus ihren dienstlichen Verrich-
tungen.

3.10 Betreiben von Anschlussgleisen

 Eingeschlossen ist – abweichend von Ziff. 7.3 AHB – die von 
der Deutschen Bahn AG gemäß den Allgemeinen Bedingun-
gen für Privatgleisanschlüsse (PAB) durch Vertrag übernom-
mene gesetzliche Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts (nicht 
jedoch eine darüber hinaus zusätzlich vereinbarte Haftung).

3.11 Betrieb von Fotovoltaikanlagen

 Eingeschlossen ist die gesetzliche Haftpflicht aus dem Besitz 
und Betrieb von Fotovoltaikanlagen auf selbst genutzten Be-
triebsgebäuden bzw. Betriebsgrundstücken zur Einspeisung 
von Elektrizität in das Netz des Örtlichen Energieversorgers.

 Nicht versichert ist die direkte Versorgung von Tarifkunden 
(Endverbraucher) und Sondervertragskunden.

 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht als Haus- und 
Grundbesitzer im Umfang der Ziff. 3.18 sowie als Bauherr 
von Fotovoltaikanlagen im Umfang der Ziff. 3.6, sofern die 
Planung, Bauleitung und Bauausführung an einen Dritten ver-
geben sind.

 Eingeschlossen gelten Regressansprüche der Elektrizitätsver-
sorgungsunternehmen, soweit es sich um Personen- und 
Sachschäden aus Versorgungsstörungen gemäß § 18 der 
Verordnung über Allgemeine Bedingungen für den Netzan-
schluss und dessen Nutzung für die Elektrizitätsversorgung 
in Niederspannung (Niederspannungsanschlussverordnung – 
NAV) handelt.
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3.12 Betrieb von Hoch-, Niederspannungs- und Schwach-
stromanlagen und Transformationsstationen

 Eingeschlossen ist im Umfang der AHB und der Besonderen 
Bedingungen die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers aus dem Betrieb elektrischer Hoch-, Niederspan-
nungs- und Schwachstromanlagen und Transformatoren.

3.13 Besondere Bedingung für die Mitversicherung des Sub-
unternehmerrisikos in der Betriebshaftpflichtversiche-
rung (beitragsfrei bis 25 % des Auftragsvolumens)

3.13.1 Mitversichert ist im Rahmen des Vertrages die gesetzliche 
Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus Ansprüchen we-
gen Schäden, die durch einen von dem Versicherungsnehmer 
ausgewählten/beauftragten Subunternehmer im Zusammen-
hang mit der Ausführung von Verrichtungen im Interesse des 
versicherten Betriebes entstehen, soweit der Versicherungs-
nehmer nicht mehr als 25 % seines Auftragsvolumens pro 
Versicherungsjahr an Subunternehmer weitergibt.

3.13.2 Eine Überschreitung des an Subunternehmer vergebenen 
Auftragsvolumens von mehr als 25 % pro Versicherungsjahr 
stellt eine Erweiterung des versicherten Risikos im Sinne der 
Ziff. 3 AHB dar.

 Sofern das an die Subunternehmer vergebene Auftragsvolu-
men 25 % des gesamten Auftragsvolumens übersteigt, muss 
der Versicherungsnehmer dem Versicherer die gesamte Höhe 
und den Prozentanteil des auf die Subunternehmer entfallen-
den Auftragsvolumens bei der jährlichen Beitragsregulierung 
gemäß Ziff. 13 AHB bekannt geben. Für den übersteigenden 
Betrag ist dann  eine noch zu vereinbarende Mehrprämie zu 
zahlen.

3.13.3 Nicht versichert ist die persönliche Haftpflicht der fremden 
Unternehmen und ihres Personals.

3.13.4.1 Der Versicherungsnehmer hat sich vor Beauftragung eines 
Subunternehmers von diesem einen Nachweis über das Be-
stehen einer Betriebshaftpflichtversicherung in mindestens 
gleichem Umfang erbringen zu lassen. Dieser Nachweis ist 
seinem Versicherer auf Verlangen vorzulegen.

3.13.4.2 Erfolgt die Beauftragung eines Subunternehmers, ohne dass 
eine Betriebshaftpflichtversicherung besteht oder der Nach-
weis über das Bestehen einer solchen Versicherung erbracht 
werden kann, entfällt der Versicherungsschutz bezüglich aller 
Haftpflichtansprüche, die aus der Tätigkeit des Subunterneh-
mers für den Versicherungsnehmer erwachsen.

3.13.5 Bei Arbeitsgemeinschaften ermäßigt sich die Entschädigung 
um den Anteil, der der Beteiligungsquote dieses Subunter-
nehmers an der Arbeitsgemeinschaft entspricht.

3.14 Betrieb von Reklameeinrichtungen

 Eingeschlossen ist im Umfang der AHB und der Besonderen 
Bedingungen die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers aus dem Besitz und Betrieb von Reklameeinrichtun-
gen, sowohl in und an Betriebsgebäuden als auch in oder an 
fremden Gebäuden und eigens zum Zweck der Reklame 
ständig oder zeitweise aufgestellten Einrichtungen (Gerüsten 
u. ä.).

3.15 Betrieb von Sozialeinrichtungen für Mitarbeiter

 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers aus seinen Sozialeinrichtungen für Betriebsangehö-
rige, die ausschließlich für den versicherten Betrieb bestimmt 
sind (z. B. Betriebssportgemeinschaften, Werkskantinen, Bade-
anstalten, Erholungsheime, Kindergärten) und aus dem Vor-
handensein und der Betätigung einer Werks- oder Betriebs-
feuerwehr.

 Nicht versichert ist die persönliche Haftpflicht der Mitglieder 
der Betriebssportgemeinschaft aus Ihrer Betätigung in dieser.

 Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Personenschäden, bei 
denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im 
Betrieb des Versicherungsnehmers gemäß dem Sozialgesetz-
buch VII handelt. Das Gleiche gilt für solche Dienstunfälle ge-
mäß den beamtenrechtlichen Vorschriften, die in Ausübung 
oder infolge des Dienstes Angehörigen derselben Dienststelle 
zugefügt werden.

3.16 Eigentum, Miete, Pacht von betrieblich genutzten Ge-
bäuden und Räumlichkeiten

 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers als Eigentümer, Mieter, Pächter, Leasingnehmer und 
Nutznießer von Grundstücken – nicht jedoch von Luftlande-
plätzen –, Gebäuden oder Räumlichkeiten, die ausschließlich 
für den versicherten Betrieb oder für Wohnzwecke des Ver-
sicherungsnehmers und seiner Betriebsangehörigen benutzt 
werden (Umfang siehe Ziffer 3.18).

 Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Personenschäden, bei 
denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im 
Betrieb des Versicherungsnehmers gemäß dem Sozialgesetz-
buch VII handelt. Das Gleiche gilt für solche Dienstunfälle ge-
mäß den beamtenrechtlichen Vorschriften, die in Ausübung 
oder infolge des Dienstes Angehörigen derselben Dienststelle 
zugefügt werden.

3.17 Besondere Bedingungen für die Versicherung der Haft-
pflicht wegen Vermietung von Grundstücken und Ge-
bäuden an Betriebsfremde

 Eingeschlossen ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers aus der entgeltlichen oder unentgeltlichen 
Überlassung von eigenen Grundstücken und Gebäuden oder 
Gebäudeteilen an Betriebsfremde, wenn die jährliche Einnah-
me aus der Vermietung 25.000 € nicht übersteigt (Umfang 
siehe Ziffer 3.18).

3.18 Besondere Bedingungen zur Mitversicherung der Haus- 
und Grundbesitzerhaftpflichtversicherung

3.18.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers als Haus- und / oder Grundstücksbesitzer, z. B. als 
Eigentümer, Mieter, Pächter, Leasingnehmer oder Nutznie-
ßer, für die unter Ziffer 3.16 und 3.17 genannten Grund-
stücke, Gebäude und Räumlichkeiten.

 Versichert sind hierbei Ansprüche aus der Verletzung von 
Pflichten, die dem Versicherungsnehmer in den oben ge-
nannten Eigenschaften obliegen (z. B. bauliche Instandhal-
tung, Beleuchtung, Reinigung, Streuen und Schneeräumen 
auf Gehwegen).

3.18.2 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht

3.18.2.1 des Versicherungsnehmers als Bauherr oder Unternehmer 
von Bauarbeiten (Neubauten, Umbauten, Reparaturen, Ab-
bruch-, Grabearbeiten) bis zu einer veranschlagten Bausum-
me von 1.000.000 € je Bauvorhaben.

 Wenn dieser Betrag überschritten wird, entfällt die Mitversiche-
rung. Es gelten dann die Bestimmungen über die Vorsorge-
Versicherung (Ziff. 4 AHB);

3.18.2.2 des Versicherungsnehmers als früherer Besitzer aus § 836 
Abs. 2 BGB, wenn die Versicherung bis zum Besitzwechsel 
bestand;

3.18.2.3 der durch Arbeitsvertrag mit der Verwaltung, Reinigung, Be-
leuchtung und sonstigen Betreuung der Grundstücke beauf-
tragten Personen für Ansprüche, die gegen sie aus Anlass der 
Ausführung dieser Verrichtung erhoben werden.

 Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Personenschäden, bei 
denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im 
Betrieb des Versicherungsnehmers gemäß dem Sozialgesetz-
buch VII handelt. Das Gleiche gilt für solche Dienstunfälle ge-
mäß den beamtenrechtlichen Vorschriften, die in Ausübung 
oder infolge des Dienstes Angehörigen derselben Dienststelle 
zugefügt werden.
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3.18.2.4 des Insolvenzverwalters in dieser Eigenschaft.

3.18.3 Eingeschlossen sind – abweichend von Ziff. 7.14 (1) AHB –
Haftpflichtansprüche wegen Sachschäden, die durch Abwäs-
ser aus dem Rückstau des Straßenkanals auftreten.

 Ziff. 7.10 (b) AHB bleibt unberührt.

 Diese Deckungserweiterung findet für die Umwelthaftpflicht-
Basisversicherung keine Anwendung.

3.18.4 Eingeschlossen ist – abweichend von Ziff. 7.3 AHB – die vom 
Versicherungsnehmer als Mieter, Entleiher, Pächter oder Lea-
singnehmer durch Vertrag übernommene gesetzliche Haft-
pflicht des jeweiligen Vertragspartners (Vermieter, Verleiher, 
Verpächter, Leasinggeber) in dieser Eigenschaft.

3.19 Energiemehrkosten

 Eingeschlossen ist im Umfang der AHB und der Besonderen 
Bedingungen für die Versicherung von Vermögensschäden 
die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus 
Energiemehrkosten, die dadurch entstehen, dass ein Auftrag-
geber geltend macht, durch die Tätigkeit des Versicherungs-
nehmers sei ihm während oder nach Abschluss der in Auftrag 
gegebenen Arbeiten ein vermeidbarer Energiemehrbedarf 
entstanden.

3.20 Kosten für Schiedsgerichtsvereinbarungen

 Die Vereinbarung von Schiedsgerichtsverfahren vor Eintritt 
eines Versicherungsfalles beeinträchtigt den Versicherungs-
schutz nicht, wenn das Schiedsgericht folgenden Mindestan-
forderungen entspricht:

 – Das Schiedsgericht besteht aus mindestens drei Schieds-
richtern. Der Vorsitzende muss Jurist sein und soll die Be-
fähigung zum Richteramt haben. Haben die Parteien ihren 
Firmensitz in verschiedenen Ländern, darf er keinem Land 
der Parteien  angehören.

 – Das Schiedsgericht entscheidet nach materiellem Recht und 
nicht lediglich nach billigem Ermessen (ausgenommen im 
Falle eines Vergleichs, sofern dem Versicherer die Mitwir-
kung am Verfahren ermöglicht wurde). Das anzuwendende 
materielle Recht muss bei Abschluss der Schiedsgerichts-
vereinbarung festgelegt sein.

 – Der Schiedsspruch wird schriftlich niedergelegt und be-
gründet. In seiner Begründung sind die die Entscheidung 
tragenden Rechtsnormen anzugeben. 

 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dem Versicherer die 
Einleitung von Schiedsgerichtsverfahren unverzüglich anzu-
zeigen und dem Versicherer die Mitwirkung am Schiedsge-
richtsverfahren entsprechend der Mitwirkung des Versicherers 
an Verfahren des ordentlichen Rechtsweges zu ermöglichen. 
Hinsichtlich der Auswahl des vom Versicherungsnehmer zu 
benennenden Schiedsrichters ist dem Versicherer eine ent-
scheidende Mitwirkung einzuräumen.

3.21 Medienverluste

 Eingeschlossen sind im Umfang der AHB und der Besonderen 
Bedingungen für die Versicherung von Vermögensschäden  
gesetzliche Schadenersatzansprüche, die wegen des Austre-
tens von Flüssigkeiten oder Gasen erhoben werden, weil die 
zur Lagerung oder Beförderung dieser Medien vom Versiche-
rungsnehmer hergestellten oder gelieferten Behältnisse (auch 
Rohrleitungen) mangelhaft sind.

 Der Versicherer verzichtet insoweit auf den Einwand des Abhan-
denkommens und auf den Einwand des Erfüllungsanspruches.

3.22 Besondere Bedingung für die Mitversicherung von Män-
gelbeseitigungsnebenkosten (Nebenansprüche wegen 
Schlechterfüllung, Erfüllungsnebenschäden)

 Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf Schäden, die als 
Folge eines mangelhaften Werkes auftreten, und erfasst in-
soweit auch die Kosten, die erforderlich sind, um die mangel-

hafte Werkleistung zum Zwecke der Schadenbeseitigung zu-
gänglich zu machen und um den vorherigen Zustand wieder 
herzustellen.

 Nicht gedeckt sind diese Kosten, wenn sie nur zur Nachbes-
serung aufgewendet werden, ohne dass ein Folgeschaden 
eingetreten ist. Ferner sind in jedem Falle nicht gedeckt die 
Kosten des Versicherungsnehmers für die Beseitigung des 
Mangels an der Werkleistung selbst.

3.23 Nachhaftung

 Bei Beendigung des Versicherungsverhältnisses allein aus 
Gründen der Produktions- und/oder Betriebseinstellung, nicht 
aus anderen Gründen (z. B. nicht bei Änderung der Rechts-
form, Veräußerung des Unternehmens oder bei Kündigung 
des Vertragsverhältnisses durch den Versicherungsnehmer 
oder den Versicherer) besteht Versicherungsschutz im Um-
fang des Vertrages für die Dauer von bis zu 5 Jahren für Versi-
cherungsfälle, die nach Beendigung des Vertragsverhältnisses 
entstehen, soweit diese Versicherungsfälle aus vor der Been-
digung des Vertragsverhältnisses ausgeführten Lieferungen 
von Erzeugnissen oder Arbeiten resultieren. 

 Auf die besonderen Bestimmungen für die Umwelthaftpflicht-
versicherung gem. Ziff. 4.8 wird hingewiesen. 

 Diese Bestimmungen finden keine Anwendung für die Um-
weltschaden-Basisversicherung.

3.24 Not- und Sonntagsdienste

 Mitversichert ist im Umfang der AHB und der Besonderen Be-
dingungen die gesetzliche Haftpflicht aus der Durchführung 
von Not- und Sonntagsdiensten.

3.25 Planungsrisiko für eigenerstellte Bauten

 Eingeschlossen ist im Umfang der AHB und der Besonderen 
Bedingungen für die Versicherung von Vermögensschäden 
die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus der 
Planung von Objekten, die von ihm selbst erstellt werden.

 Ausgeschossen bleibt die Haftpflicht aus der Planung von Ob-
jekten, die von Dritten erstellt werden.

3.26 Besondere Bedingung für den Einschluss von Mietsach-
schäden in die Betriebs / Berufshaftpflichtversicherung

3.26.1 Eingeschlossen ist – abweichend von Ziff. 7.6 AHB – die ge-
setzliche Haftpflicht wegen Schäden an zu betrieblichen / 
beruflichen Zwecken gemieteten (nicht geleasten) oder ge-
pachteten Gebäuden und/oder Räumen (nicht jedoch an Ein-
richtung, Produktionsanlagen und dgl.) und alle sich daraus 
ergebenden Vermögensschäden.

3.26.2 Ausgeschlossen bleiben Ansprüche

 – von Gesellschaftern des Versicherungsnehmers;
 – von gesetzlichen Vertretern des Versicherungsnehmers 

und solchen Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichti-
gung des versicherten Betriebes oder eines Teiles desselben 
angestellt hat;

 – von Angehörigen (siehe Ziff. 7.5 (1) Abs. 2 AHB) der vor-
genannten Personen, wenn sie mit diesen in häuslicher Ge-
meinschaft leben;

 – von Unternehmen, die mit dem Versicherungsnehmer oder 
seinen Gesellschaftern durch Kapital mehrheitlich verbun-
dene sind und unter einer einheitlichen unternehmerischen 
Leitung stehen.

3.26.3 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen

 a)  Schäden an Heizungs-, Maschinen-, Kessel- und Warmwas-
serbereitungsanlagen sowie an Elektro- und Gasgeräten,

 b)  Glasschäden, so weit sich der Versicherungsnehmer hier-
gegen besonders versichern kann.

3.26.4 Für Schäden, die nicht durch Brand, Explosion, Leitungswas-
ser und / oder durch Abwässer verursacht wurden, gilt: 
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 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen

 a)  Abnutzung, Verschleiß und übermäßiger Beanspruchung,
 b)  Schäden infolge von Schimmelbildung.

3.27 Besondere Bedingung für den Einschluss von Mietsach-
schäden aus Anlass von Dienst- und Geschäftsreisen

3.27.1 Eingeschlossen ist – abweichend von Ziff. 7.6 AHB – die gesetz-
liche Haftpflicht wegen Schäden, die anlässlich von Dienst- 
und Geschäftsreisen an gemieteten Räumen in Gebäuden 
entstehen und alle sich daraus ergebenden Vermögensschä-
den.

3.27.2 Ausgeschlossen bleiben Ansprüche

 – von Gesellschaftern des Versicherungsnehmers;
 – von gesetzlichen Vertretern des Versicherungsnehmers und 

solchen Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichtigung 
des versicherten Betriebes oder eines Teiles desselben an-
gestellt hat;

 – von Angehörigen (siehe Ziff. 7.5 (1) Abs. 2 AHB) der vor-
genannten Personen, wenn sie mit diesen in häuslicher Ge-
meinschaft leben;

 – von Unternehmen, die mit dem Versicherungsnehmer oder 
seinen Gesellschaftern durch Kapital mehrheitlich verbun-
dene sind und unter einer einheitlichen unternehmerischen 
Leitung stehen.

3.28 Besondere Bedingung für den Einschluss von Mietsach-
schäden an mobilen Sachen und nicht versicherungs-
pflichtigen, nicht zulassungspflichtigen Arbeitsmaschi-
nen / Kfz

3.28.1 Eingeschlossen ist – abweichend von Ziff. 7.6 AHB – die ge-
setzliche Haftpflicht aus der Beschädigung gemieteter, gelie-
hener oder in Obhut genommener Sachen und der in Ziff. 
3.33 genannten Arbeitsmaschinen, Kfz und Kfz-Anhänger, 
sofern sie nicht nach Ziff. 3.26 und 3.27 mitversichert ist, und 
alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden.

3.28.2 Falls für den versicherten Schaden ein weiterer Versicherungs-
vertrag besteht (z. B. Maschinenversicherung), wird Versiche-
rungsschutz im Rahmen dieser Betriebs- / Berufshaftpflicht-
versicherung nur dann gewährt, wenn und soweit der an-
dere Versicherer für den Schadenfall nicht eintritt (Subsidia-
ritätshaftung). Ist der andere Versicherer leistungsfrei oder 
bestreitet er seine Leistungspflicht, so kann der Versiche-
rungsnehmer sich direkt an diese Betriebs- / Berufshaftpflicht-
versicherung halten.

3.28.3 Ausgeschlossen bleiben Ansprüche

 – von Gesellschaftern des Versicherungsnehmers;
 – von gesetzlichen Vertretern des Versicherungsnehmers und 

solchen Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichtigung 
des versicherten Betriebes oder eines Teiles desselben an-
gestellt hat;

 – von Angehörigen (siehe Ziff. 7.5 (1) Abs. 2 AHB) der vor-
genannten Personen, wenn sie mit diesen in häuslicher Ge-
meinschaft leben;

 – von Unternehmen, die mit dem Versicherungsnehmer oder 
seinen Gesellschaftern durch Kapital mehrheitlich verbun-
dene sind und unter einer einheitlichen unternehmerischen 
Leitung stehen.

3.28.4 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen

 a)  Schäden an Heizungs-, Maschinen-, Kessel- und Warmwas-
serbereitungsanlagen sowie an Elektro- und Gasgeräten,

 b)  Glasschäden, so weit sich der Versicherungsnehmer hier-
gegen besonders versichern kann;

 c)  Abnutzung, Verschleiß und übermäßiger Beanspruchung,
 d)  Schäden infolge von Schimmelbildung.

3.28.5 Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Scha-
den: 20 %, mindestens 100 €, höchstens 1.000 €.

3.29 Besondere Bedingung für den Einschluss von Schäden 
an Erdleitungen und Frei- und Oberleitungen

 Eingeschlossen ist die gesetzliche Haftpflicht wegen Schäden 
an Erdleitungen (Kabel, unterirdische Kanäle, Wasserleitungen, 
Gasrohre und andere Leitungen) sowie Frei- und/oder Oberlei-
tungen und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden.

 Die Regelungen der Ziff. 1.2 AHB (Erfüllungsansprüche) und 
der Ziff. 7.8 AHB (Schäden an hergestellten oder gelieferten 
Arbeiten oder Sachen) bleiben bestehen.

 Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Scha-
den: 20 %, mindestens 100 €, höchstens 1.000 €.

3.30 Zusatzbedingungen zur Betriebshaftpflichtversicherung 
für die Nutzer von Internet-Technologien

3.30.1 Vertragsgrundlagen

 Grundlagen des Versicherungsschutzes sind

 – die beigefügten Allgemeinen Versicherungsbedingungen
 für die Haftpflichtversicherung (AHB) und

 – die folgenden Bestimmungen.

 Der Versicherungsschutz für das nachfolgend genannte ver-
sicherte Risiko besteht ausschließlich über diesen Zusatzbau-
stein. 

3.30.2 Versichertes Risiko

 Versichert ist – insoweit abweichend von Ziff. 7.7, 7.15 und 
7.16 AHB – die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsneh-
mers wegen 

 Schäden aus dem Austausch, der Übermittlung und der Be-
reitstellung elektronischer Daten, z. B. im Internet, per E-Mail 
oder mittels Datenträger,

 soweit es sich handelt um Schäden aus

3.30.2.1 der Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung oder 
Veränderung von Daten (Datenveränderung) bei Dritten 
durch Computer-Viren und / oder andere Schadprogramme;

3.30.2.2 der Datenveränderung aus sonstigen Gründen sowie der 
Nichterfassung und fehlerhaften Speicherung von Daten bei 
Dritten und zwar wegen

 – sich daraus ergebender Personen- und Sachschäden, nicht 
jedoch weiterer Datenveränderungen sowie

 – der Kosten zur Wiederherstellung der veränderten Daten 
bzw. Erfassung/korrekten Speicherung nicht oder fehler-
haft erfasster Daten;

3.30.2.3  der Störung des Zugangs Dritter zum elektronischen Daten-
austausch;

 Für Ziff. 3.30.2.1 bis 3.30.2.3 gilt: 
 Dem Versicherungsnehmer obliegt es, dass seine auszutau-

schenden, zu übermittelnden, bereitgestellten Daten durch 
Sicherheitsmaßnahmen und/oder -techniken (z. B. Virenscan-
ner, Firewall) gesichert oder geprüft werden bzw. worden 
sind, die dem Stand der Technik entsprechen. Diese Maßnah-
men können auch durch Dritte erfolgen.

 Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, gilt 
Ziff. 26 AHB (Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenhei-
ten).

3.30.2.4 der Verletzung von Persönlichkeitsrechten, insoweit besteht 
auch Versicherungsschutz für immaterielle Schäden, nicht je-
doch aus der Verletzung von Urheberrechten;

3.30.2.5 der Verletzung von Namensrechten, insoweit besteht auch 
Versicherungsschutz für immaterielle Schäden.

 Für Ziff. 3.30.2.4 und 3.30.2.5 gilt:

 In Erweiterung von Ziff. 1.1 AHB ersetzt der Versicherer
 – Gerichts- und Anwaltskosten eines Verfahrens, mit dem der 

Erlass einer einstweiligen Verfügung gegen den Versiche-
rungsnehmer begehrt wird, auch wenn es sich um Ansprü-
che auf Unterlassung oder Widerruf handelt;

 – Gerichts- und Anwaltskosten einer Unterlassungs- oder 
Widerrufsklage gegen den Versicherungsnehmer.
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3.30.3  Mitversicherte Personen

 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht

 – der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers und 
solcher Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichtigung 
des versicherten Betriebes oder eines Teiles desselben an-
gestellt hat, in dieser Eigenschaft;

 – sämtlicher übriger Betriebsangehörige für Schäden, die sie 
in Ausführung ihrer dienstlichen Verrichtungen für den 
Versicherungsnehmer verursachen.

 Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Personenschäden, bei 
denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im 
Betrieb des Versicherungsnehmers gemäß dem Sozialgesetz-
buch VII handelt. Das Gleiche gilt für solche Dienstunfälle ge-
mäß den beamtenrechtlichen Vorschriften, die in Ausübung 
oder infolge des Dienstes Angehörigen derselben Dienststelle 
zugefügt werden.

3.30.4 Versicherungssumme / Sublimit / Serienschaden / Anrechnung 
von Kosten

3.30.4.1  Versicherungsschutz für diese Zusatzversicherung besteht bis 
zur Höhe der im Versicherungsschein / Nachtrag ausgewiese-
nen Versicherungssumme für Schäden durch elektronischen 
Datenaustausch / Internetnutzung. Abweichend von Ziff. 6.2 
AHB stellt diese zugleich die Höchstersatzleistung für alle Ver-
sicherungsfälle eines Versicherungsjahres dar. 

3.30.4.2 Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintre-
tende Versicherungsfälle gelten als ein Versicherungsfall, der 
im Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungsfälle eingetreten 
ist, wenn diese

 – auf derselben Ursache,
 – auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere sachlichem 

und zeitlichem Zusammenhang oder
 – auf dem Austausch, der Übermittlung und Bereitstellung 

elektronischer Daten mit gleichen Mängeln

 beruhen.

 Ziff. 6.3 AHB wird gestrichen. 

3.30.4.3 Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden – abwei-
chend von Ziff. 6.5 AHB – als Leistung auf die Versicherungs-
summe angerechnet.

 Kosten sind:
 Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, 

Aufwendungen zur Abwendung oder Minderung des Scha-
dens bei oder nach Eintritt des Versicherungsfalles sowie 
Schadenermittlungskosten, auch Reisekosten, die dem Ver-
sicherer nicht selbst entstehen. Das gilt auch dann, wenn die 
Kosten auf Weisung des Versicherers entstanden sind.

3.30.5 Auslandsschäden

 Versicherungsschutz besteht – abweichend von Ziff. 7.9 AHB – 
für Versicherungsfälle im Ausland.

 Dies gilt jedoch nur, soweit die versicherten Haftpflichtan-
sprüche in den Ländern der Europäischen Union, Norwegen, 
der Schweiz, Liechtenstein oder Island und nach dem Recht 
europäischer Staaten geltend gemacht werden.

3.30.6 Nicht versicherte Risiken

 Nicht versichert sind Ansprüche aus nachfolgend genannten 
Tätigkeiten und Leistungen:

 – Software-Erstellung, -Handel,-Implementierung, -Pflege;
 – IT-Beratung, -Analyse, -Organisation, -Einweisung, -Schulung;
 – Netzwerkplanung, -installation, -integration, -betrieb, -war-

tung, -pflege;
 – Bereithalten fremder Inhalte, z. B. Access-, Host-, Full-Ser-

vice-Providing;
 – Betrieb von Rechenzentren und Datenbanken;
 – Betrieb von Telekommunikationsnetzen;
 – Anbieten von Zertifizierungsdiensten i. S. d. SigG/SigV;
 – Tätigkeiten, für die eine gesetzliche Pflicht zum Abschluss 

einer Vermögensschadenhaftpflichtversicherung besteht.

3.30.7 Ausschlüsse / Risikoabgrenzungen

 Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz sind ergänzend zu 
Ziff. 7 AHB Ansprüche

3.30.7.1 die im Zusammenhang stehen mit

 – massenhaft versandten, vom Empfänger ungewollten elek-
tronisch übertragenen Informationen (z. B. Spamming),

 – Dateien (z. B. Cookies), mit denen widerrechtlich bestimm-
te Informationen über Internet-Nutzer gesammelt werden 
können 

3.30.7.2 wegen Schäden, die von Unternehmen, die mit dem Versi-
cherungsnehmer oder seinen Gesellschaftern durch Kapital 
mehrheitlich verbunden sind oder unter einer einheitlichen 
Leitung stehen, geltend gemacht werden;

3.30.7.3 gegen den Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten, 
soweit diese den Schaden durch bewusstes Abweichen von 
gesetzlichen oder behördlichen Vorschriften sowie von schrift-
lichen Anweisungen oder Bedingungen des Auftraggebers 
oder durch sonstige bewusste Pflichtverletzungen herbeige-
führt haben;

3.30.7.4 auf Entschädigung mit Strafcharakter (punitive und exem-
plary damages);

3.30.7.5 nach den Artikeln 1792 ff. und 2270 und den damit im Zu-
sammenhang stehenden Regressansprüchen nach Art. 1147 
des französischen Code Civil oder gleichartiger Bestimmun-
gen anderer Länder.

3.31 Besondere Bedingung für den Einschluss von Unterfan-
gungs- und Unterfahrungsschäden 

 Eingeschlossen sind – abweichend von Ziff. 7.14 (2) und 
von Ziff. 7.10 (b) AHB – die gesetzliche Haftpflicht wegen 
Sachschäden an den zu unterfangenden und unterfahrenden 
Grundstücken, Gebäuden, Gebäudeteilen und Anlagen und 
alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden.

 So weit der vorstehende Einschluss auch Schäden durch Um-
welteinwirkung umfasst, besteht kein Versicherungsschutz 
über die Umwelthaftpflicht-Basisversicherung.

 Die Regelungen der Ziff. 1.2 AHB (Erfüllungsansprüche) und 
der Ziff. 7.8 AHB (Schäden an hergestellten oder gelieferten 
Arbeiten oder Sachen) bleiben bestehen.

3.32 Besondere Bedingungen für den Einschluss von Aus-
landsschäden in der Betriebshaftpflichtversicherung

3.32.1  Eingeschlossen ist – abweichend von Ziff. 7.9 AHB – die ge-
setzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers wegen im 
Ausland vorkommender Versicherungsfälle

 – aus Anlass von Geschäftsreisen oder aus der Teilnahme an 
Ausstellungen, Messen und Märkten;

 – durch Erzeugnisse, die ins Ausland gelangt sind, ohne dass 
der Versicherungsnehmer dorthin geliefert hat oder hat lie-
fern lassen. Für Versicherungsfälle in den USA, US-Territo-
rien oder Kanada durch Erzeugnisse, die im Zeitpunkt ihrer 
Auslieferung durch den Versicherungsnehmer oder von 
ihm beauftragte Dritte ersichtlich für eine Lieferung in die 
USA, US-Territorien oder Kanada bestimmt waren, besteht 
Versicherungsschutz nur nach besonderer Vereinbarung;

 – in der Europäischen Union, Norwegen, der Schweiz, Liech-
tenstein und Island aus Handwerks-, Bau-, Montage-, 
Wartungs- und Reparaturarbeiten (auch Inspektion und 
Kundendienst) oder sonstigen Leistungen;

 – in der Europäischen Union, Norwegen, der Schweiz, Liech-
tenstein und Island aus erbrachten Dienstleistungen;

 – durch Erzeugnisse, die der Versicherungsnehmer in die 
Europäische Union, Norwegen, der Schweiz, Liechtenstein 
und Island geliefert hat, hat liefern lassen oder die dorthin 
gelangt sind;
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 Für Betriebe der medizinischen Therapie, Massage und 
Krankengymnastik gilt zusätzlich:

 – aus Anlass von Erste-Hilfe-Leistungen;

 Für Bestattungsunternehmen gilt zusätzlich:
 – aus Organisations-Tätigkeiten für Beerdigungen.

   (Besonderer Vereinbarung bedarf die Versicherung der Haft-
pflicht für im Ausland gelegene Betriebsstätten, z. B. Produk-
tions- oder Vertriebsniederlassungen, Läger u. dgl. sowie eine 
Erweiterung des Export-, Arbeits- oder Leistungsrisikos auf 
Länder außerhalb Europas.)

3.32.2  Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Arbeitsunfällen und Be-
rufskrankheiten von Personen, die vom Versicherungsnehmer 
im Ausland eingestellt oder dort mit der Durchführung von 
Arbeiten betraut worden sind.

 Eingeschlossen bleiben jedoch Haftpflichtansprüche gegen 
den Versicherungsnehmer und die gesetzlichen Vertreter 
des Versicherungsnehmers und solcher Personen, die er zur 
Leitung oder Beaufsichtigung des versicherten Betriebes oder    
eines Teiles desselben angestellt hat, in dieser Eigenschaft, 
aus Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten, die den Bestim-
mungen des Sozialgesetzbuches VII unterliegen (siehe Ziff. 
7.9 AHB).

3.32.3 Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden – abwei-
chend von Ziff. 6.5 AHB – als Leistungen auf die Versiche-
rungssumme angerechnet. 

 Kosten sind:
 Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, 

Aufwendungen zur Abwendung oder Minderung des Scha-
dens bei oder nach Eintritt des Versicherungsfalles sowie 
Schadenermittlungskosten, auch Reisekosten, die dem Ver-
sicherer nicht selbst entstehen. Das gilt auch dann, wenn die 
Kosten auf Weisung des Versicherers entstanden sind.

 
3.32.4 Bei Versicherungsfällen in den USA, US-Territorien und Kana-

da oder in den USA / US-Territorien und Kanada geltend ge-
machten Ansprüchen gilt: Kosten gelten als Schadenersatz-
leistungen.

 
3.32.5 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. So weit der 

Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäischen 
Währungsunion angehören, liegt, gelten die Verpflichtungen 
des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der 
Euro-Betrag bei einem in der Europäischen Währungsunion 
gelegenen Geldinstitut angewiesen ist.

3.33 Besondere Bedingung für die Mitversicherung der 
gesetzlichen Haftpflicht aus Halten und Führen von 
nicht zulassungs- und nicht versicherungspflichtigen 
Kfz, Kfz-Anhängern, selbst fahrenden Arbeitsmaschi-
nen, nicht selbst fahrenden Arbeitsmaschinen, Kränen 
und Winden 

3.33.1 Versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die verursacht 
werden durch Gebrauch von

 
3.33.1.1 allen nur auf nicht öffentlichen Wegen und Plätzen verkeh-

renden Kfz und Anhänger ohne Rücksicht auf eine Höchstge-
schwindigkeit³;

 
3.33.1.2 allen Kfz mit nicht mehr als 6 km/h Höchstgeschwindigkeit;
 
3.33.1.3 allen selbst fahrenden Arbeitsmaschinen und Staplern mit 

nicht mehr als 20 km/h Höchstgeschwindigkeit4.

3.33.1.4 allen nicht selbst fahrenden Arbeitsmaschinen, Kräne und 
Winden.

 
3.33.2 Hierfür gilt:
 
3.33.2.1 Für diese Kfz gelten nicht die Ausschlüsse in Ziff. 3.1 (2) AHB 

und in Ziff. 4.3 (1) AHB.
 
3.33.2.2 Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer ge-

braucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug 
mit Wissen und Willen des Verfügungsberechtigten gebrau-
chen darf. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu 
sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem unberechtigten 
Fahrer gebraucht wird. 

 Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen 
Wegen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis 
benutzen. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu 
sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzt 
wird, der nicht die erforderliche Fahrerlaubnis hat.

3.33.3 Die gesetzliche Haftpflicht aus Abhandenkommen, Beschädi-
gung oder Vernichtung fremder Arbeitsmaschinen, die vom 
Versicherungsnehmer oder einer mitversicherten Person ge-
halten oder geführt werden ist im Rahmen der Ziff. 3.28 mit-
versichert.

3.33.4 Für Fuhrbetriebe, Frachtführer und Kurierdienste gilt:

 Nicht versichert sind Ansprüche wegen Schäden der Genos-
sen / Gesellschafter und ihrer Angehörigen, denen Maschinen 
überlassen sind.

3.34 Besondere Bedingungen für den Einschluss von Schäden 
durch Senkungen, Erschütterungen und Erdrutschun-
gen in der Betriebshaftpflichtversicherung

 Eingeschlossen sind – abweichend von Ziff. 7.14 AHB – 
Haftpflichtansprüche wegen Senkungen eines Grundstücks 
(auch eines darauf errichteten Werkes oder eines Teiles eines 
solchen), Erschütterungen infolge Rammarbeiten oder Erd-
rutschungen.

 Hinsichtlich Sachschäden gilt dies jedoch nur, falls diese an 
einem Grundstück und /oder den darauf befindlichen Gebäu-
den oder Anlagen entstehen und es sich hierbei nicht um das 
Baugrundstück selbst handelt.

 Soweit der vorstehende Einschluss auch Schäden durch Um-
welteinwirkung umfasst, besteht kein Versicherungsschutz 
über die Umwelthaftpflicht-Basisversicherung.

 Nicht versichert sind Ansprüche aus

 –  Schäden durch Stollen-, Tunnel- und Untergrundbahnbau 
(auch bei offener Bauweise);

 –  Schäden durch Verändern der Grundwasserverhältnisse;
 – dem deckungsvorsorgefreien Umgang mit radioaktiven 

Stoffen;
 – Besitz und Verwendung von Röntgeneinrichtungen und 

Störstrahlern, Laser- und Masergeräten.
  Soweit der vorstehende Einschluss auch Schäden durch 

Umwelteinwirkung umfasst, besteht kein Versicherungs-
schutz über die Umwelthaftpflicht-Basisversicherung,

  Soweit der vorstehende Einschluss auch Schäden durch 
Umwelteinwirkung umfasst, besteht kein Versicherungs-
schutz über die Umwelthaftpflicht-Basisversicherung,

 – Planungs- und Bauleitungstätigkeit, soweit die Bauvorha-
ben nicht vom Versicherungsnehmer ausgeführt werden.
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³ Hinweis: Bei Betriebsgrundstücken und -grundstücksteilen, die Besuchern, Kunden oder Lieferanten zugänglich sind, handelt es sich um sogenannte beschränkt 
öffentliche Verkehrsflächen. Kraftfahrzeuge mit mehr als 6 km/h Höchstgeschwindigkeit und selbst fahrende Arbeitsmaschinen mit einer Höchstgeschwindigkeit von 
mehr als 20 km/h, die ausschließlich oder gelegentlich auf solchen Betriebsgrundstücken oder Baustellen verkehren, sind versicherungspflichtig, mit der Folge, dass eine 
Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung nach Maßgabe der Allgemeinen Bedingungen für die Kraftfahrtversicherung (AKB) abgeschlossen werden muss. Auch bei einer 
behördlicherseits erteilten Befreiung von der Zulassungspflicht – Ausnahmegenehmigung nach § 70 Abs. 1 Ziff. 2 StVZO – bleibt die Versicherungspflicht bestehen.

4 Hinweis: Selbst fahrende Arbeitsmaschinen sind Fahrzeuge, die nach ihrer Bauart und ihren besonderen, mit dem Fahrzeug fest verbundenen Einrichtungen zur Leistung 
von Arbeit, nicht zur Beförderung von Personen oder Gütern bestimmt und geeignet sind und die zu einer vom Bundesminister für Verkehr bestimmten Art solcher Fahr-
zeuge gehören. Obwohl nicht zulassungspflichtig, müssen Arbeitsmaschinen beim Verkehr auf öffentlichen Straßen amtliche Kennzeichen führen, wenn ihre durch die 
Bauart bestimmte Höchstgeschwindigkeit 20 km/h übersteigt. Diese sind dann ausschließlich nach dem Kraftfahrt-Tarif zu versichern.



3.35 Besondere Bedingung für die Versicherung der Haft-
pflicht wegen Strahlenschäden

3.35.1 Eingeschlossen ist – abweichend von Ziff. 7.12 AHB und Ziff. 
7.10 (b) AHB – die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers aus

 – dem deckungsvorsorgefreien Umfang mit radioaktiven 
Stoffen;

 – Besitz und Verwendung von Röntgeneinrichtungen und 
Störstrahlern, Laser und Masergeräten.

 Soweit der vorstehende Einschluss auch Schäden durch Um-
welteinwirkung umfasst, besteht kein Versicherungsschutz 
über die Umwelthaftpflicht-Basisversicherung.

3.35.2 Werden vom Versicherungsnehmer gelieferte Erzeugnisse, 
Arbeiten oder sonstige Leistungen im Zusammenhang mit 
energiereichen ionisierenden Strahlen verwendet, ohne dass 
dies für den Versicherungsnehmer ersichtlich war, wird sich 
der Versicherer nicht auf Ziff. 7.12 AHB berufen.

 Dies gilt nicht für Schäden,

 – die durch den Betrieb einer Kernenergieanlage bedingt 
sind oder von einer solchen Anlage ausgehen;

 – die durch die Beförderung von Kernmaterialien einschließ-
lich der damit zusammenhängenden Lagerung bedingt sind.

3.35.3 Ausgeschlossen bleiben Ansprüche

 – wegen Schäden infolge der Veränderung des Erbgutes 
(Genom), die ab der zweiten Generation eintreten;

 – wegen Personenschäden solcher Personen, die – gleich-
gültig für wen oder in wessen Auftrag – aus beruflichem 
oder wissenschaftlichem Anlass im Betrieb des Versiche-
rungsnehmers eine Tätigkeit ausüben und hierbei die von 
energiereichen ionisierenden Strahlen oder Laserstrahlen 
ausgehenden Gefahren in Kauf zu nehmen  haben.

 – gegenüber jedem Versicherungsnehmer oder Versicherten, 
der den Schaden durch bewusstes Abweichen von dem 
Strahlenschutz dienenden Gesetzen, Verordnungen, be-
hördlichen Verfügungen oder Anordnungen verursacht hat.

3.36 Teilnahme an Arbeits- und Liefergemeinschaften

 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der Teilnah-
me an Arbeits- und Liefergemeinschaften auch dann, wenn 
sich der Haftpflichtanspruch gegen die Arbeits- oder Lieferge-
meinschaft selbst richtet. 

 Für die Teilnahme an Arbeits- und Liefergemeinschaften gelten 
unbeschadet der sonstigen Vertragsbedingungen (insbesondere 
der Versicherungssummen) folgende Bestimmungen:

3.36.1 Die Ersatzpflicht des Versicherers bleibt auf die Quote be-
schränkt, welche der prozentualen Beteiligung des Versiche-
rungsnehmers an der Arbeits- oder Liefergemeinschaft ent-
spricht. Dabei ist es unerheblich, welcher Partnerfirma die 
schadenverursachenden Personen oder Sachen (Arbeits-
maschinen, Baugeräte, Baumaterialien usw.) angehören.

3.36.2 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben Ansprüche 
wegen Schäden an den von den einzelnen Partnern in die 
Arbeitsgemeinschaft eingebrachten oder von der Arbeitsge-
meinschaft beschafften Sachen und alle sich daraus ergeben-
den Vermögensschäden, gleichgültig, von wem die Schäden 
verursacht worden sind.

3.36.3 Ebenso bleiben ausgeschlossen Ansprüche der Partner der Ar-
beits- oder Liefergemeinschaft untereinander sowie Ansprü-
che der Arbeits- oder Liefergemeinschaft und umgekehrt.

3.36.4 Die Ersatzpflicht des Versicherers erweitert sich innerhalb der 
vereinbarten Versicherungssummen über Ziffer 3.36.1 hinaus 
für den Fall, dass über das Vermögen eines Partners das Insol-
venzverfahren eröffnet oder die Eröffnung mangels Masse ab-
gelehnt worden ist und für diesen Partner wegen Nichtzahlung 
einer Prämie kein Versicherungsschutz besteht. Ersetzt wird der 
dem Versicherungsnehmer zugewachsene Anteil, so weit für 
ihn nach dem Ausscheiden des Partners und der dadurch er-
forderlichen Auseinandersetzung ein Fehlbetrag verbleibt.

3.36.5 Versicherungsschutz im Rahmen der Ziff. 3.36.1 bis 3.36.3 
besteht auch für die Arbeits- oder Liefergemeinschaft selbst.

3.37 Veranstaltung von Betriebsfeiern, Betriebsausflügen 
und Betriebsbesichtigungen

 Eingeschlossen ist im Umfang der AHB und der Besonderen 
Bedingungen für die Versicherung von Vermögensschäden 
die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus der 
Veranstaltung von Betriebsfeiern, Betriebsausflügen und Be-
triebsbesichtigungen.

3.38 Besondere Bedingung zur Versicherung von Haftpflicht-
ansprüchen aus dem Abhandenkommen und der Be-
schädigung von fremden Schlüsseln und Schlüssel-Code-
Karten

 Für alle Betriebe – mit Ausnahme von Betrieben, die in den 
Bereichen Bewachungsunternehmen und Detekteien tätig 
sind (siehe hierzu Ziff. 7.5.2) – gilt:

 Eingeschlossen ist – in Ergänzung von Ziff. 2.2 AHB und ab-
weichend von Ziff. 7.6 AHB – die gesetzliche Haftpflicht aus 
dem Abhandenkommen und der Beschädigung von fremden 
Schlüsseln und Schlüssel-Code-Karten (auch General-/ Haupt-
schlüssel für eine zentrale Schließanlage), die sich rechtmäßig 
im Gewahrsam des Versicherten befunden haben und zwar

 –  für den Ersatz von Schlüsseln / Schlüssel-Code-Karten,
 – für einen notwendigen Austausch der Schließanlagen,
 – für die Bewachung des Gebäudes, solange die Schließanla-

gen nicht ausgewechselt werden können, längstens bis zu 
zwei Wochen, gerechnet ab dem Zeitpunkt, an welchem 
der Verlust der Schlüssel festgestellt wurde. 

 Ausgeschlossen bleiben Haftpflichtansprüche aus Folgeschä-
den eines Schlüssel- / Schlüssel-Code-Karten-Verlustes (z. B. 
wegen Einbruchs) sowie die Haftung aus dem Verlust von 
Tresor- und Möbelschlüsseln sowie sonstigen Schlüsseln zu 
beweglichen Sachen.

3.39 Besondere Bedingungen für die Versicherung der Haft-
pflicht wegen Schäden aus Vermietung und Verleih von 
Arbeitsgeräten, Sarg-Liftern, Gerüsten und anderen Ge-
räten an Betriebsfremde

 Eingeschlossen ist im Umfang der AHB und der Besonderen 
Bedingungen für die Versicherung von Vermögensschäden 
die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus der 
entgeltlichen oder unentgeltlichen Überlassung von zulas-
sungsfreien, nicht versicherungspflichtigen Kfz und zulas-
sungsfreien, selbst fahrenden, nicht versicherungspflichtigen 
Arbeitsmaschinen sowie nicht selbst fahrenden Arbeitsma-
schinen, Sarg-Liftern und sonstigen Arbeitsgeräten und Ge-
rüsten an Betriebsfremde, wenn die jährliche Einnahme aus 
der Vermietung 10 % der Gesamtumsatzsumme desselben 
Jahres nicht übersteigt.

3.40 Besondere Bedingungen für die Mitversicherung von 
Vermögensschäden in der Haftpflichtversicherung

3.40.1 Vermögensschäden – Datenschutz

 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht wegen Vermö-
gensschäden im Sinne der Ziff. 2.1 AHB wegen Versiche-
rungsfällen, die während der Wirksamkeit der Versicherung 
eingetreten sind. Eingeschlossen sind insoweit auch Schäden 
infolge Ansprüchen Dritter aus der Verletzung von Daten-
schutzgesetzen durch Missbrauch personenbezogener Daten.

 Eingeschlossen sind – abweichend von Ziff. 7.4 (1) AHB – ge-
setzliche Haftpflichtansprüche von Versicherten untereinan-
der.

3.40.2 Sonstige Vermögensschäden

 Mitversichert ist im Rahmen des Vertrages die gesetzliche 
Haftpflicht wegen Vermögensschäden im Sinne der    Ziff. 2.1 
AHB wegen Versicherungsfällen, die während der Wirksam-
keit der Versicherung eingetreten sind.
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 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Schäden

 a.  durch vom Versicherungsnehmer (oder in seinem Auf-
trage oder für seine Rechnung von Dritten) hergestellte 
oder gelieferte Sachen, erbrachte Arbeiten oder sonstige 
Leistungen. Dies gilt nicht für Energiemehrkosten gemäß 
Ziff. 3.19. Dies gilt ebenfalls nicht, sofern eine Apotheke 
versichert ist.

 b.  aus planender, beratender, bau- oder montageleitender, 
prüfender oder gutachtlicher Tätigkeit;

 c.  aus Ratschlägen, Empfehlungen oder Weisungen an wirt-
schaftlich verbundene Unternehmen;

 d.  aus Vermittlungsgeschäften aller Art;

 e.  aus Auskunftserteilung, Übersetzung sowie Reiseveran-
staltung;

 f.  aus Anlage-, Kredit-, Versicherungs-, Grundstücks-, Lea-
sing- oder ähnlichen wirtschaftlichen Geschäften, aus Zah-
lungsvorgängen aller Art, aus Kassenführung sowie aus 
Untreue oder Unterschlagung;

 g.  aus
   – Rationalisierung und Automatisierung,
   –  Datenerfassung, -speicherung, -sicherung, -wiederher-

 stellung,
   –  Austausch, Übermittlung, Bereitstellung elektronischer 

 Daten;

 h.  aus der Verletzung von Persönlichkeits- und Namensrech-
ten, gewerblichen Schutzrechten und Urheberrechten so-
wie des Kartell- oder Wettbewerbsrechts;

 i.  aus der Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, Vor- und 
Kostenanschlägen;

 j.  aus Pflichtverletzungen, die mit der Tätigkeit als ehemalige 
oder gegenwärtige Mitglieder von Vorstand,  Geschäfts-
führer, Aufsichtsrat, Beirat oder anderer vergleichbarer 
Leitungs- oder Aufsichtsgremien / Organe im Zusammen-
hang stehen;

 k.  aus bewusstem Abweichen von gesetzlichen oder behörd-
lichen Vorschriften, von Anweisungen oder Bedingungen 
des Auftraggebers oder aus sonstiger bewusster Pflicht-
verletzung;

 l.  aus dem Abhandenkommen von Sachen, auch z. B. von 
Geld, Wertpapieren und Wertsachen;

 m.  aus Schäden durch ständige Emissionen (z. B. Geräusche, 
Gerüche, Erschütterungen).

3.41 Besondere Bedingung für die Mitversicherung von Schä-
den durch versehentlich nicht gemeldete Risiken

 Der Versicherungsschutz erstreckt sich in Ergänzung zu Ziff. 
3 und Ziff. 4 AHB auch auf versehentlich nicht gemeldete, 
nach Beginn der Versicherung eingetretene Risiken, die im 
Rahmen des versicherten Betriebes liegen und weder nach 
den Allgemeinen noch den Besonderen Bedingungen des 
Vertrages von der Versicherung ausgeschlossen sind. Der 
Versicherungsnehmer ist verpflichtet, sobald er sich des Ver-
säumnisses bewusst geworden ist, unverzüglich die entspre-
chende  Anzeige zu erstatten und die danach zu vereinbaren-
de Prämie vom Gefahreneintritt an zu entrichten.

3.42 Vertraglich übernommene Haftpflicht

 Eingeschlossen ist – abweichend von Ziff. 7.3 AHB – die vom 
Versicherungsnehmer als Mieter, Entleiher, Pächter oder Lea-
singnehmer durch Vertrag übernommene gesetzliche Haft-
pflicht privatrechtlichen Inhalts des jeweiligen Vertragspart-
ners (Vermieter, Verleiher, Verpächter, Leasinggeber) in die-
ser Eigenschaft.

3.43 Vorsorgeversicherung

 Abweichend von Ziff. 4.2 AHB gilt die Vorsorgeversicherung 
bis zur Höhe der im Versicherungsschein und seinen Nach-
trägen genannten Versicherungssumme des Vertrages für 
Personen-, Sach- und Vermögensschäden innerhalb dieser 
Versicherungssummen mitversichert.

3.44 Aktive Werklohnklage

3.44.1 Mitversichert sind – ergänzend zu Ziffer 5 AHB – die gesetz-
lich vorgesehenen Prozesskosten für die gerichtliche Durch-
setzung von Werklohnforderungen des Versicherungsneh-
mers gegen seinen Auftraggeber, soweit

 (1) der Auftraggeber des Versicherungsnehmers aufgrund 
eines behaupteten Haftpflichtanspruchs, der unter den 
Versicherungsschutz dieses Vertrages fallen würde, die 
Aufrechnung eigener Schadensersatzansprüche gegen die 
Werklohnforderung erklärt hat und

 (2) die Werklohnforderung in voller Höhe berechtigt, d. h. 
unstreitig und fällig ist. Als Nachweis, dass die Werklohn-
forderung unstrittig ist, hat der Versicherungsnehmer ein 
schriftliches Abnahmeprotokoll des Werks einzureichen, 
von welchem der Werklohn einbehalten wurde.

 Dies gilt nicht, wenn und soweit der Auftraggeber Vertrags-
erfüllungs- oder Gewährleistungsansprüche geltend macht.

3.44.2 Der Versicherer trägt die Kosten im Verhältnis des Schadens-
ersatzanspruchs zur geltend gemachten Werklohnforderung.

3.44.3 Der Versicherungsschutz für die Kosten der Werklohnklage 
entfällt rückwirkend, wenn rechtsverbindlich festgestellt wird, 
dass die Werklohnforderung ganz oder teilweise aus anderen 
als unter Ziff. 3.44.1 dieser Bedingungen genannten Gründen 
unbegründet ist.

3.44.4 Endet das Verfahren mit einem Vergleich, so trägt der Ver-
sicherer die Prozesskosten anteilig in Höhe der Vergleichs-
quote, sofern der Versicherer seine Zustimmung zu dem Ver-
gleich erklärt hat.

3.44.5 Hinsichtlich der Prozessführungsbefugnis gilt Ziff. 5.2 AHB 
entsprechend.

3.45 Ansprüche aus Benachteiligungen nach dem Allgemei-
nen Gleichbehandlungsgesetz

 Hinweis 
 Dieser Versicherungsschutz ist eine auf dem Anspruchs-

erhebungsprinzip (Claims-made-Prinzip) basierende Ver-
sicherung, das heißt der Versicherungsfall ist die erstma-
lige Geltendmachung eines Haftpflichtanspruchs gegen 
eine versicherte Person während der Dauer des Versiche-
rungsvertrages.

3.45.1 Gegenstand der Versicherung 

3.45.1.1 Der Versicherer bietet dem Versicherungsnehmer und den 
mitversicherten Personen Versicherungsschutz für den Fall, 
dass der Versicherungsnehmer oder mitversicherte Personen 
aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrecht-
lichen Inhalts wegen einer Verletzung einer Vorschrift zum 
Schutz vor Benachteiligung, insbesondere aus dem Allge-
meinen Gleichbehandlungsgesetz, aus den in Ziff. 3.45.1.2 
genannten Gründen für einen Personen-, Sach- oder Vermö-
gensschaden in Anspruch genommen werden. Vom Versi-
cherungsschutz ebenfalls umfasst sind Ansprüche auf Ersatz 
immaterieller Schäden wie z.B. aus § 15 Abs. 2 S.1 und § 21 
Abs. 2 S. 3 AGG. 

 Mitversicherte Personen sind: Mitglieder des Aufsichtsrates, 
des Vorstandes oder der Geschäftsführung des Versiche-
rungsnehmers oder seine leitenden Angestellten. 

 Für den Versicherungsnehmer besteht Versicherungsschutz 
ausschließlich im Rahmen der betrieblichen und beruflichen 
Tätigkeit. Für die mitversicherten Personen besteht Versi-
cherungsschutz ausschließlich im Rahmen der betrieblichen 
Tätigkeit für den Versicherungsnehmer.
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3.45.1.2  Gründe für eine Benachteiligung sind 

 – die Rasse 
 – die ethnische Herkunft 
 – das Geschlecht 
 – die Religion 
 – die Weltanschauung 
 – eine Behinderung 
 – das Alter 
 – oder die sexuelle Identität 

3.45.1.3  Der Versicherungsschutz im Sinne von Ziff. 3.45.1 erstreckt 
sich auch auf Tochtergesellschaften des Versicherungsneh-
mers, soweit sie ihren Firmensitz in Deutschland haben. 

 Tochtergesellschaften im Sinne dieses Vertrages sind Unter-
nehmen i. S. v. §§ 290 Abs. 1, Abs. 2, 271 Abs. 1 HGB, bei 
denen dem Versicherungsnehmer die Leitung oder Kontrolle 
direkt oder indirekt zusteht, entweder durch 

 – die Mehrheit der Stimmrechte der Gesellschafter oder 
 – das Recht, die Mehrheit der Mitglieder des Aufsichts-, des 

Verwaltungsrats oder eines sonstigen Leitungsorgans zu 
bestellen oder abzuberufen und er gleichzeitig Gesellschaf-
ter ist oder 

 – das Recht, einen beherrschenden Einfluss aufgrund eines 
mit diesem Unternehmen geschlossenen Beherrschungs-
vertrages oder aufgrund einer Satzungsbestimmung dieses 
Unternehmens auszuüben.

 Soweit sich der Versicherungsschutz auf neu hinzukommen-
de Tochtergesellschaften erstreckt, umfasst dieser nur solche 
Benachteiligungen, die nach dem Vollzug des Erwerbes be-
gangen worden sind. 

3.45.1.4  Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbestimmun-
gen – Versicherungsschutz nur, soweit und solange dem kei-
ne auf die Vertragsparteien direkt anwendbaren Wirtschafts-, 
Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Embargos der Europäi-
schen Union oder der Bundesrepublik Deutschland entgegen-
stehen. Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder Finanz-
sanktionen bzw. Embargos, die durch die Vereinigten Staaten 
von Amerika in Hinblick auf den Iran erlassen werden, soweit 
dem nicht europäische oder deutsche Rechtsvorschriften ent-
gegenstehen. 

3.45.2 Versicherungsfall 

 Versicherungsfall ist die erstmalige Geltendmachung eines 
Haftpflichtanspruchs gegen den Versicherungsnehmer oder 
eine mitversicherte Person während der Dauer des Versiche-
rungsvertrages. Im Sinne dieses Vertrages ist ein Haftpflicht-
anspruch geltend gemacht, wenn gegen den Versicherungs-
nehmer oder eine mitversicherte Person ein Anspruch schrift-
lich erhoben wird oder ein Dritter dem Versicherungsnehmer 
oder einer mitversicherten Person schriftlich mitteilt, einen 
Anspruch gegen den Versicherungsnehmer oder eine mitver-
sicherte Person zu haben.

3.45.3 Zeitliche Abgrenzung des Versicherungsschutzes 

3.45.3.1  Erfasste Benachteiligungen und Anspruchserhebung 

 Die Anspruchserhebung sowie die zugrunde liegende Benach-
teiligung müssen während der Wirksamkeit der Versicherung 
erfolgt sein. Wird eine Benachteiligung durch fahrlässige Un-
terlassung verursacht, gilt sie im Zweifel als an dem Tag be-
gangen, an welchem die versäumte Handlung spätestens hätte 
vorgenommen werden müssen, um den Eintritt des Schadens 
abzuwenden. 

3.45.3.2  Rückwärtsversicherung für vorvertragliche Benachteiligungen 

 Zusätzlich besteht auch Versicherungsschutz für Benachtei-
ligungen, die innerhalb eines Zeitraums von 1 Jahr vor Ver-
tragsbeginn begangen wurden. 

 Dies gilt jedoch nicht für solche Benachteiligungen, die eine 
versicherte Person, der Versicherungsnehmer oder eine Toch-
tergesellschaft bei Abschluss dieses Versicherungsvertrages 
kannte. Als bekannt gilt eine Benachteiligung, wenn sie von 

dem Versicherungsnehmer, einer Tochtergesellschaft oder 
versicherten Personen als – wenn auch nur möglicherweise – 
objektiv fehlsam erkannt oder ihnen, wenn auch nur bedingt, 
als fehlsam bezeichnet worden ist, auch wenn Schadenersatz-
ansprüche weder erhoben noch angedroht noch befürchtet 
worden sind. 

3.45.3.3  Nachmeldefrist für Anspruchserhebungen nach Vertragsbe-
endigung

 Der Versicherungsschutz umfasst auch solche Anspruchser-
hebungen, die auf Benachteiligungen beruhen, die bis zur 
Beendigung des Versicherungsvertrages begangen und inner-
halb eines Zeitraums von 3 Jahren nach Beendigung des Ver-
sicherungsvertrages erhoben und dem Versicherer gemeldet 
worden sind. 

 Die automatische Nachmeldefrist gilt nicht für den Fall eines 
Antrags auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Ver-
mögen des Versicherungsnehmers sowie in den Fällen der 
Vertragsbeendigung gem. Ziff. 28 AHB. sowie in den Fällen, 
in denen der Versicherungsvertrag wegen Zahlungsverzug 
beendet worden ist. Das gleiche gilt, wenn nach Beendigung 
dieses Vertrages anderweitig Versicherungsschutz für An-
sprüche aus Benachteiligungen abgeschlossen wird. 

 Versicherungsschutz besteht für die gesamte Nachmeldefrist 
im Rahmen und nach Maßgabe der bei Ablauf des letzten 
Versicherungsjahres geltenden Vertragsbestimmungen, und 
zwar in Höhe des unverbrauchten Teils der Versicherungs-
summe des letzten Versicherungsjahres. 

3.45.3.4  Meldung von Umständen (Notice of Circumstance – Regelung) 

 Der Versicherungsnehmer und die versicherten Personen 
haben die Möglichkeit, dem Versicherer während der Lauf-
zeit des Vertrages konkrete Umstände zu melden, die eine 
Inanspruchnahme des Versicherungsnehmers und/oder der 
versicherten Personen hinreichend wahrscheinlich erscheinen 
lassen. 

 Kündigt der Versicherer das Versicherungsverhältnis, kann 
zudem eine Meldung solcher Umstände innerhalb einer Frist 
von 30 Tagen nach Beendigung des Vertrages erfolgen. Die 
Meldung von Umständen innerhalb dieser Frist von 30 Ta-
gen nach Beendigung des Vertrages ist jedoch nicht möglich, 
wenn der Versicherungsvertrag aufgrund Zahlungsverzugs 
beendet worden ist. 

 Im Fall einer tatsächlichen späteren Inanspruchnahme, die 
aufgrund eines gemeldeten Umstandes spätestens innerhalb 
einer Frist von 3 Jahren erfolgen muss, gilt die Inanspruchnah-
me als zu dem Zeitpunkt der Meldung der Umstände erfolgt.

3.45.3.5  Insolvenz 

 Im Fall der Beantragung des Insolvenzverfahrens des Versi-
cherungsnehmers oder einer vom Versicherungsschutz um-
fassten Tochtergesellschaft erstreckt sich die Deckung für das 
betroffene Unternehmen und die mitversicherten Personen 
des betroffenen Unternehmens nur auf Haftpflichtansprüche 
infolge von Benachteiligungen, welche bis zum Zeitpunkt der 
Beantragung des Insolvenzverfahrens begangen worden sind.

3.45.4 Versicherungsumfang

3.45.4.1  Für den Umfang der Leistung des Versicherers gilt ein Höchst-
betrag von 1.000.000 € für jeden Versicherungsfall und für 
alle während eines Versicherungsjahres eingetretenen Versi-
cherungsfälle zusammen. Kosten gemäß Ziffer 3.45.4.3 sind 
darin inbegriffen. 

3.45.4.2  Unabhängig von den einzelnen Versicherungsjahren gelten 
mehrere während der Wirksamkeit des Versicherungsvertra-
ges geltend gemachte Ansprüche eines oder mehrerer An-
spruchsteller 

 – aufgrund einer Benachteiligung, welche durch den Versi-
cherungsnehmer und/oder eine oder mehrere mitversicherte 
Personen begangen wurde,
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 – aufgrund mehrerer Benachteiligungen, welche durch den 
Versicherungsnehmer und/oder eine oder mehrere mitver-
sicherte Personen begangen wurden, sofern diese Benach-
teiligungen demselben Sachverhalt zuzuordnen sind und 
miteinander in rechtlichem, wirtschaftlichem oder zeitlichem 
Zusammenhang stehen, 

 als ein Versicherungsfall. 

 Dieser gilt unabhängig von dem tatsächlichen Zeitpunkt der 
Geltendmachung der einzelnen Haftpflichtansprüche als in 
dem Zeitpunkt eingetreten, in dem der erste Haftpflichtan-
spruch geltend gemacht wurde. Liegt die erste Benachteili-
gung zeitlich vor Beginn des Versicherungsvertrages bzw. 
vor Beginn des Zeitraums der Rückversicherung nach Ziff. 
3.45.3.2, so gelten alle Benachteiligungen dieser Serie als 
nicht versichert.

3.45.4.3  Kosten sind insbesondere: Anwalts-, Sachverständigen-, Zeu-
gen- und Gerichtskosten, Aufwendungen zur Abwendung 
oder Minderung des Schadens bei oder nach Eintritt des Ver-
sicherungsfalles sowie Schadenermittlungskosten, auch Rei-
sekosten, die dem Versicherer nicht selbst entstehen. Dies gilt 
auch dann, wenn die Kosten auf Weisung des Versicherers 
entstanden sind. 

3.45.4.4  Falls die vom Versicherer verlangte Erledigung eines Haft-
pflichtanspruches durch Anerkenntnis, Befriedigung oder 
Vergleich an dem Verhalten des Versicherungsnehmers oder 
einer mitversicherten Person scheitert oder falls der Versiche-
rer seinen vertragsgemäßen Anteil zur Befriedigung des Ge-
schädigten zur Verfügung stellt, so hat der Versicherer für 
den von der Weigerung bzw. der Zurverfügungstellung an 
entstehenden Mehraufwand an Hauptsache, an Zinsen und 
Kosten nicht aufzukommen. 

3.45.5 Ausschlüsse 

 Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche 

3.45.5.1  gegen den Versicherungsnehmer und/oder die mitversicher-
ten Personen, soweit sie den Schaden vorsätzlich oder durch 
wissentliches Abweichen von Gesetz, Vorschrift, Beschluss, 
Vollmacht oder Weisung oder durch sonstige wissentliche 
Pflichtverletzung herbeigeführt haben; dem Versicherungs-
nehmer und/oder den mitversicherten Personen werden die 
Handlungen oder Unterlassungen nicht zugerechnet, die 
ohne ihr Wissen begangen worden sind;

3.45.5.2  die von den mitversicherten Personen gem. Ziff. 3.45.1 gel-
tend gemacht werden. Ansprüche des Versicherungsnehmers 
selbst oder seiner Angehörigen (siehe Ziff. 7.5 (1) AHB) gegen 
die mitversicherten Personen sind von der Versicherung aus-
geschlossen; 

3.45.5.3  – welche vor Gerichten außerhalb Deutschlands geltend ge-
macht werden – dies gilt auch im Falle der Vollstreckung 
von Urteilen, die außerhalb Deutschlands gefällt wurden –; 

 – wegen Verletzung oder Nichtbeachtung des Rechts auslän-
discher Staaten; 

3.45.5.4  jeglicher Art, die kollektiv erhoben werden, wie z. B. im Zu-
sammenhang mit Streitgenossenschaften, Verbandsklagen 
oder die z. B. von Gewerkschaften oder Betriebsräten erho-
ben werden; 

3.45.5.5  im Zusammenhang mit der Wahrnehmung von rechtlichen 
Interessen aus dem kollektiven Arbeits- oder Dienstrecht; 
ausgeschlossen sind auch Ansprüche im Zusammenhang mit 
Arbeitskampfmaßnahmen (z. B. Aussperrung, Streik);

3.45.5.6  auf Entschädigung und/oder Schadenersatz mit Strafcharak-
ter; hierunter fallen auch Strafen, Buß- und Ordnungs- oder 
Zwangsgelder, die gegen den Versicherungsnehmer oder die 
mitversicherten Personen verhängt worden sind; 

3.45.5.7  soweit sie aufgrund Vertrages oder besonderer Zusagen über 
den Umfang der gesetzlichen Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers hinausgehen; 

3.45.5.8  wegen Gehalt, rückwirkenden Lohnzahlungen, Pensionen, 
Renten, Ruhegeldern, betrieblicher Altersversorgung, Abfin-
dungszahlungen im Zusammenhang mit der Beendigung von 
Arbeitsverhältnissen und Sozialplänen sowie Ansprüche aus 
Personenschäden, bei denen es sich um Arbeitsunfälle und 
Berufskrankheiten im Betrieb des Versicherungsnehmers ge-
mäß dem Sozialgesetzbuch VII handelt; 

3.45.5.9  wegen Benachteiligungen, die vor dem Vollzug des Erwerbs/
der Übernahme eines anderen Unternehmens durch den Ver-
sicherungsnehmer und/oder eine seiner Tochtergesellschaf-
ten begangen worden sind; 

3.45.5.10 wegen Benachteiligungen, die nach dem Abschluss des der 
Veräußerung zugrunde liegenden Vertrages des Versiche-
rungsnehmers und/oder einer seiner Tochtergesellschaften 
durch ein anderes Unternehmen begangen worden sind; 

3.45.5.11 und Aufwendungen im Zusammenhang mit der Vornahme 
von Maßnahmen aufgrund gesetzlicher Verpflichtungen, die 
Auswirkungen auf die Betriebsstätte, wie z. B. baulichen Ver-
änderungen, den Arbeitsplatz und/oder den Arbeitsprozess 
haben.

3.46 Auslösen von Fehlalarm

 Mitversichert sind – abweichend von den Ziff. 1 und 2.1 AHB 
und Ziff. 3.40.2 lit. a dieser Bedingungen – Ansprüche wegen 
Vermögensschäden durch versehentlich ausgelösten Alarm 
bei Dritten (z. B. Einsatzkosten von Feuerwehr-, Wach- und 
Sicherheitsdiensten), auch soweit es sich um öffentlich-recht-
liche Ansprüche handelt.

 Die Höchstersatzleistung beträgt innerhalb der Versiche-
rungssumme für Vermögensschäden je Versicherungsfall 
5.000 €, höchstens 10.000 € für alle Versicherungsfälle eines 
Versicherungsjahres. 

 Für Schäden, die Folge eines Personen- oder Sachschadens 
sind, besteht Versicherungsschutz bis zur Höhe der Personen- 
bzw. Sachschaden-Versicherungssumme.

3.47 Bedingungsverbesserungen (Innovationsklausel)

 Falls die dem Vertrag zu Grunde liegenden Allgemeinen oder 
Besonderen Bedingungen ausschließlich zu Ihrem Vorteil und 
ohne Mehrbeitrag geändert werden, so gelten die neuen Be-
dingungen mit sofortiger Wirkung auch für Ihren Vertrag.

3.48 Nachbesserungsbegleitschäden

 Versichert sind im Folgenden bestimmte Kosten, die nur zur 
gesetzlich geschuldeten Nachbesserung aufgewendet wer-
den, ohne dass ein Sachschaden als Folge eines mangelhaften 
Werkes eingetreten ist. Versichert sind ausschließlich die Kos-
ten, die erforderlich sind, um die mangelhafte Werkleistung 
zum Zwecke der Nachbesserung zugänglich zu machen und 
um nach erfolgter Nachbesserung den vorherigen Zustand 
wiederherzustellen. Ziff. 1.2 (1) AHB findet insoweit keine 
Anwendung. 

 Als Schadenereignis gem. Ziff. 1.1 AHB gilt der Zeitpunkt, in 
dem die Arbeiten abgeschlossen sind, die später die Nachbes-
serung erforderlich machen. 

 Kein Versicherungsschutz besteht für diese Kosten, sofern

 – die Sachen, die zur Durchführbarkeit der Nachbesserungs-
arbeiten beschädigt oder beseitigt werden müssen, ur-
sprünglich vom Versicherungsnehmer selbst oder in seinem 
Auftrag oder für seine Rechnung von Dritten verlegt oder 
angebracht worden sind, 

 – sie sich auf sonstige Leistungen beziehen, die ursprünglich 
vom Versicherungsnehmer geschuldet waren, 

  oder 
 – sie zur Beseitigung des Mangels an der Werkleistung selbst 

aufgewendet werden. 

 Die Versicherungssumme für Nachbesserungsbegleitschäden 
beträgt 100.000 € im Rahmen der Sachschaden-Versiche-
rungssumme.
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 Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers: 20 % von jedem 
Schaden, mindestens 100 €, höchstens 1.000 €.

3.49 Tätigkeitsschäden an zur Verfügung gestelltem Fremd-
material

 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers wegen Tätigkeitsschäden an Fremdmaterial, das 
dem Versicherungsnehmer zum Ein-, Auf- oder Zusammen-
bau zur Verfügung gestellt wurde. Ziff. 1.2 und 7.8 AHB fin-
den insoweit keine Anwendung. 

 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind Ansprüche 
wegen Vermögensschäden, die sich aus diesen Tätigkeits-
schäden ergeben.

 Die Versicherungssumme für Tätigkeitsschäden an zur Ver-
fügung gestelltem Fremdmaterial beträgt 50.000 €, sofern 
Komfort-Schutz oder Summenkombination 1 vereinbart 
wurde, und 5.000.000 €, sofern KomfortPlus-Schutz, Kom-
fortPlus5-Schutz oder Summenkombination 2 vereinbart 
wurde, und 10.000.000 €, sofern KomfortPlus10-Schutz ver-
einbart wurde, jeweils im Rahmen der Sachschaden-Versiche-
rungssumme.

4. Besondere Bedingungen und Risikobeschreibungen für 
die Versicherung der Haftpflicht wegen Schäden durch 
Umwelteinwirkung im Rahmen der Betriebs- und Be-
rufs-Haftpflichtversicherung (Umwelthaftpflicht-Basis-
versicherung)

4.1 Gegenstand der Versicherung

4.1.1 Versichert ist – abweichend von Ziff. 7.10 (b) AHB – im Rah-
men und Umfang des Vertrages die gesetzliche Haftpflicht 
privatrechtlichen Inhalts des Versicherungsnehmers wegen 
Personen- und Sachschäden durch Umwelteinwirkung, wenn 
diese Umwelteinwirkung nicht von Anlagen oder Tätigkeiten 
ausgeht oder ausgegangen ist, die unter Ziff. 4.2 fallen.

 Mitversichert sind gem. Ziff. 2.1 AHB Vermögensschäden aus 
der Verletzung von Aneignungsrechten, des Rechts am ein-
gerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb, wasserrecht-
lichen Benutzungsrechten oder -befugnissen. Diese werden 
wie Sachschäden behandelt.

4.1.2 Versicherungsschutz besteht auch dann, wenn gelagerte 
Stoffe bei ihrer Verwendung im räumlichen und gegenständ-
lichen Zusammenhang mit versicherten Anlagen in Boden, 
Luft oder Wasser (einschl. Gewässer) gelangen, ohne in diese 
eingebracht oder eingeleitet zu sein.

4.1.3 Der Versicherungsschutz bezieht sich auch auf die Haftpflicht 
wegen Schäden eines Dritten, die dadurch entstehen, dass 
Stoffe in Abwässer und mit diesen in Gewässer gelangen.

4.2 Risikobegrenzung

 Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Umwelteinwirkun-
gen aus

4.2.1 Anlagen des Versicherungsnehmers, die bestimmt sind, ge-
wässerschädliche Stoffe herzustellen, zu verarbeiten, zu lagern, 
abzulagern, zu befördern oder wegzuleiten (WHG-Anlagen) 
mit Ausnahme von Kleingebinden bis 100 l/kg Einzelfassungs-
vermögen und 1.000 l/kg Gesamtfassungsvermögen.

4.2.2 Anlagen des Versicherungsnehmers gem. Anhang 1 zum Um-
welthaftungsgesetz (UHG-Anlagen).

4.2.3 Anlagen des Versicherungsnehmers, die nach dem Umwelt-
schutz dienenden Bestimmungen einer Genehmigungs- oder 
Anzeigepflicht unterliegen (sonstige deklarierungspflichtige 
Anlagen).

4.2.4 Abwasseranlagen des Versicherungsnehmers oder dem Ein-
bringen oder Einleiten von Stoffen in ein Gewässer oder 
Einwirken auf ein Gewässer derart, dass die physikalische, 
chemische oder biologische Beschaffenheit des Wassers ver-
ändert wird, durch den Versicherungsnehmer (Abwasseranla-
gen- und Einwirkungsrisiko).

4.2.5 Anlagen des Versicherungsnehmers gem. Anhang 2 zum Um-
welthaftungsgesetz (UHG-Anlagen / Pflichtversicherung).

4.2.6 Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, Demontage, In-
standhaltung und Wartung von Anlagen gem. Ziff. 4.2.1 – 
4.2.5 oder Teilen, die ersichtlich für Anlagen gem. Ziff. 4.2.1 – 
4.2.5 bestimmt sind.

4.2.7 Mitversichert ist – abweichend von Ziff. 4.1 und 4.2.1 bis 
4.2.6 – die gesetzliche Haftpflicht aus der Lagerung umwelt-
gefährdender Stoffe für den versicherten Betrieb, sofern das 
Fassungsvermögen des einzelnen Behältnisses nicht mehr als 
100 Liter / Kilogramm beträgt, das Gesamtfassungsvermögen 
aller vorhandenen Einzelbehältnisse 1.000 Liter / Kilogramm 
nicht übersteigt und es sich um branchenübliche Stoffe han-
delt.

 Wird eine dieser Mengenschwellen überschritten, erlischt – 
abweichend von Ziff. 3.1 (2) AHB – für diese Anlagen / Ge-
binde, die die Schwellenwerte überschreiten, die Mitversiche-
rung. Falls Versicherungsschutz für die Anlagen / Gebinde, 
die die Schwellenwerte überschreiten, gewünscht wird, ist 
eine separate Umwelthaftpflicht-Versicherung abzuschließen.

4.2.8 Mitversichert ist – abweichend von Ziff. 4.1 und 4.2.1 bis 
4.2.6 – die gesetzliche Haftpflicht aus dem Betreiben von Fett-
abscheidern.

4.2.9 Für landwirtschaftliche Lohn- und Lohnmaschinenbetriebe, 
landwirtschaftliche Maschinengenossenschafften und -ringe 
gilt:

 Nicht versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der Ver-
wendung von Klärschlamm, Jauche, Gülle, festem Stalldung, 
Pflanzenschutz- und Düngemitteln.

4.3 Erweiterung des Versicherungsschutzes

 Abweichend von Ziff. 4.2.6 ist die gesetzliche Haftpflicht 
aus Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, Demontage, 
Instandhaltung und Wartung von Anlagen gem. Ziff. 4.2.1 – 
4.2.5 oder Teilen, die ersichtlich für Anlagen gem. Ziff. 4.2.1 – 
4.2.5 bestimmt sind, versichert, wenn der Versicherungsneh-
mer nicht selbst Inhaber der Anlagen ist.

 Der Ausschluss von Schäden durch Abwässer gem. Ziff. 7.14 
(1) AHB findet insoweit keine Anwendung.

 Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalls werden 
unter den in Ziff. 4.5 genannten Voraussetzungen durch den 
Versicherer ersetzt, sofern Regressansprüche des Inhabers der 
Anlage gegen den Versicherungsnehmer bestehen können.

4.4 Versicherungsfall

 Versicherungsfall ist – abweichend von Ziff. 1.1 AHB – die 
nachprüfbare erste Feststellung des Personenschadens, Sach-
schadens oder eines gem. Ziff. 4.1.1 mitversicherten Ver-
mögensschadens durch den Geschädigten, einen sonstigen 
Dritten oder den Versicherungsnehmer. Der Versicherungsfall 
muss während der Wirksamkeit der Versicherung eingetreten 
sein. Hierbei kommt es nicht darauf an, ob zu diesem Zeit-
punkt bereits Ursache oder Umfang des Schadens oder die 
Möglichkeit zur Erhebung von Haftpflichtansprüchen erkenn-
bar war.

4.5 Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles

4.5.1 Der Versicherer ersetzt, auch ohne dass ein Versicherungsfall 
eingetreten ist,

 –  nach einer Störung des Betriebes
 oder
 –  aufgrund behördlicher Anordnung

 Aufwendungen des Versicherungsnehmers für Maßnahmen 
zur Abwendung oder Minderung eines sonst unvermeidbar 
eintretenden Personen-, Sach- oder gem. Ziff. 4.1.1 mitver-
sicherten Vermögensschadens. Die Feststellung der Störung 
des Betriebes oder die behördliche Anordnung müssen in die 
Wirksamkeit der Versicherung fallen, wobei maßgeblich der 
frühere Zeitpunkt ist.
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4.5.2 Aufwendungen aufgrund behördlicher Anordnungen im Sinne 
der Ziff. 4.5.1 werden unter den dort genannten Voraussetzun-
gen unbeschadet der Tatsache übernommen, dass die Maß-
nahmen durch den Versicherungsnehmer oder im Wege der 
Ersatzvornahme durch die Behörde ausgeführt werden.

4.5.3 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, 

4.5.3.1 dem Versicherer die Feststellung einer derartigen Störung des 
Betriebes oder eine behördliche Anordnung unverzüglich an-
zuzeigen und 

 alles zu tun, was erforderlich ist, die Aufwendungen auf den 
Umfang zu begrenzen, der notwendig und objektiv geeignet 
ist, den Schadeneintritt zu verhindern oder den Schadenum-
fang zu mindern und

 auf Verlangen des Versicherers fristgemäß Widerspruch ge-
gen behördliche Anordnungen einzulegen 

 oder

4.5.3.2  sich mit dem Versicherer über die Maßnahmen abzustimmen. 

4.5.4 Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziff. 4.5.3 ge-
nannten Obliegenheiten vorsätzlich, so werden ihm im Rah-
men des für Aufwendungen gem. Ziff. 4.5.5 vereinbarten Ge-
samtbetrages nur die notwendigen und objektiv geeigneten 
Aufwendungen ersetzt.

 Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziff. 4.5.3 ge-
nannten Obliegenheiten grob fahrlässig, so ist der Versiche-
rer berechtigt, etwaige über die notwendigen und objektiv 
geeigneten Aufwendungen hinausgehende Aufwendungen 
in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungs-
nehmer entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die Beweislast 
für das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt der 
Versicherungsnehmer. 

 Abweichend von Abs. 1 und 2 bleibt der Versicherer zum Er-
satz etwaiger über die notwendigen und objektiv geeigneten 
Aufwendungen hinausgehender Aufwendungen verpflichtet, 
soweit die Verletzung der Obliegenheit nicht für den Umfang 
der Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist.

4.5.5 Aufwendungen werden im Rahmen der vereinbarten Versi-
cherungssumme und der Jahreshöchstersatzleistung bis zu 
einem Gesamtbetrag von 100.000 € je Störung des Betriebes 
oder behördlicher Anordnung, pro Versicherungsjahr jedoch 
nur bis 200.000 €, ersetzt.

 Der Versicherungsnehmer hat von den Aufwendungen 10 % 
selbst zu tragen.

 Kommt es trotz Durchführung der Maßnahmen zu einem 
Schaden, so werden die vom Versicherer ersetzten Aufwen-
dungen auf die für den Versicherungsfall maßgebende Ver-
sicherungssumme angerechnet, es sei denn, dass der Ersatz 
dieser Aufwendungen im Rahmen der Jahreshöchstersatzleis-
tung eines früheren Versicherungsjahres die Ersatzleistung für 
Versicherungsfälle tatsächlich gemindert hat.

4.5.6 Nicht ersatzfähig sind in jedem Falle Aufwendungen – auch 
soweit sie sich mit Aufwendungen im Sinne der Ziff. 4.5.1 
decken – zur Erhaltung, Reparatur, Erneuerung, Nachrüs-
tung, Sicherung oder Sanierung von Betriebseinrichtungen, 
Grundstücken oder Sachen (auch gemietete, gepachtete, ge-
leaste und dgl.) des Versicherungsnehmers; auch für solche, 
die früher im Eigentum oder Besitz des Versicherungsneh-
mers standen.

 Ersetzt werden jedoch solche Aufwendungen zur Abwen-
dung oder Minderung eines sonst unvermeidbar eintretenden 
versicherten Personen-, Sach- oder gemäß Ziff. 4.1.1 mitver-
sicherten Vermögensschadens, falls Betriebseinrichtungen, 
Grundstücke oder Sachen des Versicherungsnehmers, die von 
einer Umwelteinwirkung nicht betroffen sind, beeinträchtigt 
werden müssen.  Eintretende Wertverbesserungen sind abzu-
ziehen.

4.6 Nicht versicherte Tatbestände

 Nicht versichert sind

4.6.1 Ansprüche wegen Schäden, die dadurch entstehen oder ent-
standen sind, dass beim Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen diese Stoffe verschüttet werden, abtropfen, ablaufen, 
verdampfen, verdunsten oder durch ähnliche Vorgänge in 
den Boden oder ein Gewässer gelangen. Das gilt nicht, soweit 
solche Vorgänge auf einer Störung des Betriebes beruhen.

4.6.2 Ansprüche wegen Schäden, die durch betriebsbedingt unver-
meidbare, notwendige oder in Kauf genommene Umweltein-
wirkungen entstehen.

 Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer den Nachweis 
erbringt, dass er nach dem Stand der Technik zum Zeitpunkt 
der schadenursächlichen Umwelteinwirkungen unter den 
Gegebenheiten des Einzelfalles die Möglichkeiten derartiger 
Schäden nicht erkennen musste.

4.6.3 Ansprüche wegen Schäden, die vor Beginn des Versicherungs-
vertrages eingetreten sind.

4.6.4 Ansprüche wegen Schäden, für die nach Maßgabe früherer 
Versicherungsverträge Versicherungsschutz besteht oder hät-
te beantragt werden können.

4.6.5 Ansprüche wegen Schäden, die sich daraus ergeben, dass der 
Versicherungsnehmer nach Beginn des Versicherungsverhält-
nisses Grundstücke erwirbt oder in Besitz nimmt, die zu die-
sem Zeitpunkt bereits von einer Umwelteinwirkung betroffen 
waren.

4.6.6 Ansprüche wegen Schäden aus Eigentum, Besitz oder Betrieb 
von Anlagen oder Einrichtungen zur Endablagerung von Ab-
fällen.

4.6.7 Ansprüche wegen Schäden, die durch vom Versicherungs-
nehmer hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse, durch Arbei-
ten oder sonstige Leistungen nach Ausführung der Leistung 
oder nach Abschluss der Arbeiten entstehen (Produkthaft-
pflicht).

 Ist Versicherungsschutz gemäß Ziff. 4.3 gegeben, gilt dieser 
Ausschluss nicht.

4.6.8 Ansprüche wegen Schäden, die durch vom Versicherungs-
nehmer erzeugte oder gelieferte Abfälle nach Auslieferung 
entstehen.

4.6.9 Ansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder 
jeden Mitversicherten), die den Schaden dadurch verursa-
chen, dass sie bewusst von Gesetzen, Verordnungen oder an 
den Versicherungsnehmer gerichteten behördlichen Anord-
nungen oder Verfügungen, die dem Umweltschutz dienen, 
abweichen.

4.6.10 Ansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder 
jeden Mitversicherten), die den Schaden dadurch verursa-
chen, dass sie es bewusst unterlassen, die vom Hersteller ge-
gebenen oder nach dem Stand der Technik einzuhaltenden 
Richtlinien oder Gebrauchsanweisungen für Anwendung, 
regelmäßige Kontrollen, Inspektionen oder Wartungen zu 
befolgen oder notwendige Reparaturen bewusst nicht aus-
führen.

4.6.11 Ansprüche

 – wegen Bergschäden (i. S. d. § 114 BBergG), soweit es sich 
handelt um die Beschädigung von Grundstücken, deren 
Bestandteilen und Zubehör;

 –  wegen Schäden beim Bergbaubetrieb (i. S. d. § 114 BBergG) 
durch schlagende Wetter, Wasser- und Kohlensäureeinbrü-
che sowie Kohlenstaubexplosionen.

4.6.12 Ansprüche wegen Schäden infolge der Veränderung der La-
gerstätte des Grundwassers oder seines Fließverhaltens.
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4.6.13 Ansprüche wegen Schäden, die nachweislich auf Kriegsereig-
nissen, anderen feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren 
Unruhen, Generalstreik, illegalem Streik oder unmittelbar auf 
Verfügungen oder Maßnahmen von hoher Hand beruhen; 
das gleiche gilt für Schäden durch höhere Gewalt, soweit sich 
elementare Naturkräfte ausgewirkt haben.

4.6.14 Ansprüche wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein 
Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder beauftrag-
te Person durch den Gebrauch eines Kraftfahrzeuges oder 
Kraftfahrzeuganhängers verursachen.

 Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die der 
Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ih-
nen bestellte oder beauftragte Person durch den Gebrauch 
eines Wasserfahrzeuges verursachen oder für die sie als Hal-
ter oder Besitzer eines Wasserfahrzeuges in Anspruch ge-
nommen werden.

 Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten 
(Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versiche-
rungsschutz, so gilt das auch für alle anderen Versicherten.

 Eine Tätigkeit der in Abs. 1 und Abs. 2 genannten Personen an 
einem Kraftfahrzeug, Kraftfahrzeuganhänger und Wasserfahr-
zeug ist kein Gebrauch i. S. dieser Bestimmung, wenn keine 
dieser Personen Halter oder Besitzer dieses Fahrzeuges ist und 
wenn das Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird.

 Falls im Rahmen und Umfang des Vertrages eine abweichen-
de Regelung getroffen wurde, gilt dieser Ausschluss insoweit 
nicht.

4.6.15 Ansprüche wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein 
Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte 
Person durch den Gebrauch eines Luft- oder Raumfahrzeuges 
verursachen oder für die sie als Halter oder Besitzer eines Luft- 
oder Raumfahrzeuges in Anspruch genommen werden.

 Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten 
(Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versiche-
rungsschutz, so gilt das auch für alle anderen Versicherten.

 Nicht versichert ist die Haftpflicht aus

 –  der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lieferung 
von Luft- oder Raumfahrzeugen oder Teilen für  Luft- oder 
Raumfahrzeuge, soweit die Teile ersichtlich für den Bau 
von Luft- oder Raumfahrzeugen oder den Einbau in Luft- 
oder Raumfahrzeuge bestimmt waren,

 –  Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, Überho-
lung, Reparatur, Beförderung) an Luft- oder Raumfahrzeu-
gen oder deren Teilen,

 und zwar wegen Schäden an Luft- oder Raumfahrzeugen, 
der mit diesen beförderten Sachen, der Insassen sowie wegen 
sonstiger Schäden durch Luft- oder Raumfahrzeuge.

4.7 Versicherungssummen / Maximierung / Serienschadenklausel

4.7.1 Es gilt die im Versicherungsschein und seinen Nachträgen 
ausgewiesene Versicherungssumme für Personen-, Sach- und 
Vermögensschäden.

 Diese Versicherungssumme bildet auch die Höchstersatzleis-
tung des Versicherers für alle Versicherungsfälle eines Versi-
cherungsjahres.

4.7.2 Für den Umfang der Leistung des Versicherers bildet die an-
gegebene Versicherungssumme die Höchstgrenze bei jedem 
Versicherungsfall. Dies gilt auch dann, wenn sich der Versi-
cherungsschutz auf mehrere entschädigungspflichtige Perso-
nen erstreckt.

 Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintre-
tende Versicherungsfälle durch

 – dieselbe Umwelteinwirkung
 – mehrere unmittelbar auf derselben Ursache beruhenden 

Umwelteinwirkungen
 – mehrere unmittelbar auf den gleichen Ursachen beruhen-

den Umwelteinwirkungen, wenn zwischen gleichen Ursa-
chen ein innerer, insbesondere sachlicher und zeitlicher 
Zusammenhang besteht

 gelten unabhängig von ihrem tatsächlichen Eintritt als ein 
Versicherungsfall, der im Zeitpunkt des ersten dieser Versi-
cherungsfälle als eingetreten gilt.

 Ziff. 6.3 AHB wird gestrichen.

4.8 Nachhaftung

4.8.1 Endet das Versicherungsverhältnis wegen des vollständigen 
oder dauernden Wegfalls des versicherten Risikos oder durch 
Kündigung des Versicherers oder des Versicherungsnehmers, 
so besteht der Versicherungsschutz für solche Personen-, 
Sach- oder gem. Ziff. 4.1.1 mitversicherte Vermögensschä-
den weiter, die während der Wirksamkeit der Versicherung 
eingetreten sind, aber zum Zeitpunkt der Beendigung des 
Versicherungsverhältnisses noch nicht festgestellt waren, mit 
folgender Maßgabe:

 –  Der Versicherungsschutz gilt für die Dauer von 3 Jahren 
vom Zeitpunkt der Beendigung des Versicherungsverhält-
nisses an gerechnet.

 –  Der Versicherungsschutz besteht für die gesamte Nach-
haftungszeit im Rahmen des bei Beendigung des Versi-
cherungsverhältnisses geltenden Versicherungsumfanges, 
und zwar in Höhe des unverbrauchten Teils der Versiche-
rungssumme des Versicherungsjahres, in dem das Versi-
cherungsverhältnis endet.

4.8.2 Die Regelung der Ziff. 4.8.1 gilt für den Fall entsprechend, 
dass während der Laufzeit des Versicherungsverhältnisses ein 
versichertes Risiko teilweise wegfällt, mit der Maßgabe, dass 
auf den Zeitpunkt des Wegfalls des versicherten Risikos abzu-
stellen ist.

4.9 Versicherungsfälle im Ausland

4.9.1 Eingeschlossen sind im Umfang von Ziff. 4.1 dieser Bedin-
gungen – abweichend von Ziff. 7.9 AHB – auch im Ausland 
eintretende Versicherungsfälle,

 –  die auf eine Umwelteinwirkung im Inland oder eine Tätig-
keit im Sinne der Ziff. 4.3 im Inland zurückzuführen sind. 
Dies gilt für Tätigkeiten im Sinne der Ziff. 4.3 nur, wenn 
die Anlagen oder Teile nicht ersichtlich für das Ausland be-
stimmt waren;

 –  aus Anlass von Geschäftsreisen oder aus der Teilnahme an 
Ausstellungen und Messen.

4.9.2 Nur aufgrund ausdrücklicher Vereinbarung sind eingeschlos-
sen im Umfang von Ziff. 4.1 dieser Bedingungen – abwei-
chend von Ziff. 7.9 AHB – auch im Ausland eintretende Versi-
cherungsfälle,

4.9.2.1 die auf die Planung, Herstellung oder Lieferung von Anlagen 
oder Teilen im Sinne von Ziff. 4.3 zurückzuführen sind, wenn 
die Anlagen oder Teile ersichtlich für das Ausland bestimmt 
waren;

4.9.2.2 die auf die Montage, Demontage, Instandhaltung oder War-
tung von Anlagen oder Teilen im Sinne von Ziff. 4.3 zurück-
zuführen sind, wenn diese Tätigkeiten im Ausland erfolgen;

4.9.2.3 die auf die sonstige Montage, Demontage, Instandhaltung, 
Wartung oder sonstige Tätigkeiten zurückzuführen sind, 
wenn diese Tätigkeiten im Ausland erfolgen.

 Zu Ziff. 4.9.2:
 Der Versicherungsschutz besteht nur für solche Personen- 

und Sachschäden, die Folgen einer plötzlichen und unfallarti-
gen Störung des bestimmungsgemäßen Betriebes sind. Auf-
wendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles gemäß Ziff. 
4.5 werden nicht ersetzt.

 Zu Ziff. 4.9.2.2 und 4.9.2.3:
 Besonderer Vereinbarung bedarf die Versicherung der Haft-

pflicht für im Ausland gelegene Anlagen oder Betriebsstätten, 
z. B. Produktions- oder Vertriebsniederlassungen, Läger und 
dgl.

4.9.3 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche 
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4.9.3.1 aus Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten von Personen, die 
vom Versicherungsnehmer im Ausland eingestellt oder dort 
mit der Durchführung von Arbeiten betraut worden sind. 

 Eingeschlossen bleiben jedoch Haftpflichtansprüche gegen 
den Versicherungsnehmer und die gesetzlichen  Vertreter des 
Versicherungsnehmers und solche Personen, die er zur Lei-
tung oder Beaufsichtigung des versicherten Betriebes oder    
eines Teiles desselben angestellt hat, in dieser Eigenschaft aus 
Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten, die den Bestimmun-
gen des SGB VII unterliegen (siehe Ziff. 7.9 AHB).

4.9.3.2 auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere punitive 
oder exemplary damages;

4.9.3.3 nach den Artikeln 1792 ff. und 2270 und den damit  im Zu-
sammenhang stehenden Regressansprüchen nach Art. 1147 
des französischen Code Civil des französischen Code Civil 
oder gleichartiger Bestimmungen anderer Länder.

4.9.4 Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden – abwei-
chend von Ziff. 6.5 AHB – als Leistungen auf die Versiche-
rungssumme angerechnet.

 Kosten sind:
 Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, 

Aufwendungen zur Abwendung oder Minderung des Scha-
dens bei oder nach Eintritt des Versicherungsfalls sowie Scha-
denermittlungskosten, auch Reisekosten, die dem Versicherer 
nicht selbst entstehen. Das gilt auch dann, wenn die Kosten 
auf Weisung des Versicherers entstanden sind.

4.9.5 Bei Versicherungsfällen in USA, US-Territorien und Kanada 
oder in den USA/US-Territorien und Kanada gemachten An-
sprüchen gilt:

4.9.6 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der 
Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäischen 
Währungsunion angehören, liegt, gelten die Verpflichtungen 
des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der 
Euro-Betrag bei einem in der Europäischen Währungsunion 
gelegenen Geldinstitut angewiesen ist.

4.10 Inländische Versicherungsfälle, die im Ausland geltend ge-
macht werden 

 Für Ansprüche, die im Ausland geltend gemacht werden, gilt:

4.10.1 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben Ansprüche

4.10.1.2 auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere punitive 
oder exemplary damages;

4.10.1.3 nach den Artikeln 1792 ff. und 2270 und den damit  im Zu-
sammenhang stehenden Regressansprüchen nach Art. 1147 
des französischen Code Civil des französischen Code Civil 
oder gleichartiger Bestimmungen anderer Länder.

4.10.2 Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden – abwei-
chend von Ziff. 6.5 AHB – als Leistungen auf die Versiche-
rungssumme angerechnet.

 Kosten sind:
 Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, 

Aufwendungen zur Abwendung oder Minderung des Scha-
dens bei oder nach Eintritt des Versicherungsfalles sowie 
Schadenermittlungskosten, auch Reisekosten, die dem Ver-
sicherer nicht selbst entstehen. Das gilt auch dann, wenn die 
Kosten auf Weisung des Versicherers entstanden sind.

4.10.3 Bei Versicherungsfällen, die in USA / US-Territorien und Kana-
da geltend gemacht werden, gilt: Kosten gelten als Schaden-
ersatzleistungen.

4.10.4 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der 
Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäischen 
Währungsunion angehören, liegt, gelten die Verpflichtungen 
des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der 
Euro-Betrag bei einem in der Europäischen Währungsunion 
gelegenen Geldinstitut angewiesen ist.

5. Risikobegrenzungen

5.1 Brand- und Explosionsschäden

 Nicht versichert sind Ansprüche gegen die Personen (Versi-
cherungsnehmer oder jeden Mitversicherten), die den Scha-
den durch bewusst gesetz-, vorschrifts- oder sonst pflicht-
widrigen Umgang mit brennbaren oder explosiblen Stoffen 
verursachen.

5.2 Feuer- und Explosions-Sachschäden aus Anlass von 
Schweiß-, Schneid-, Löt-, Abbrenn- und Auftauarbeiten

 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Feuer- und Ex-
plosionsschäden aus Anlass von

 a)  Schweiß- und Schneidarbeiten mit Brenngas (autogen) 
oder elektrischem Strom,

 b)  Arbeiten mit Lötgeräten und Gasbrennern jeder Art beim 
Löten, Abbrennen von Farbanstrichen, Auftauen eingefro-
rener Rohrleitungen, Anwärmen und dgl.,

 wenn diese Arbeiten auf fremden Grundstücken von Perso-
nen ausgeführt werden, die nicht nachweislich mit Gerät und 
Verfahren vertraut sind.

 Werden Betriebsangehörige im Rahmen ihrer Ausbildung mit 
der Durchführung solcher Arbeiten betraut, besteht Versiche-
rungsschutz nur dann, wenn die Arbeiten unter Aufsicht und 
verantwortlicher Anleitung fachkundiger Personen ausge-
führt werden.

5.3 Besondere Bedingung für inländische Versicherungsfälle, 
die im Ausland geltend gemacht werden

 Für Ansprüche, die im Ausland geltend gemacht werden, gilt:

5.3.1 Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden – abwei-
chend von Ziff. 6.5 AHB – als Leistungen auf die Versiche-
rungssumme angerechnet.

 Kosten sind:
 Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, 

Aufwendungen zur Abwendung oder Minderung des Scha-
dens bei oder nach Eintritt des Versicherungsfalles sowie Scha-
denermittlungskosten, auch Reisekosten, die dem Versicherer 
nicht selbst entstehen. Das gilt auch dann, wenn die Kosten 
auf Weisung des Versicherers entstanden sind.

5.3.2 Bei Versicherungsfällen, die in USA, US-Territorien und Kana-
da geltend gemacht werden, gilt: Kosten gelten als Schaden-
ersatzleistungen.

5.3.3 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der 
Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäischen 
Währungsunion angehören, liegt, gelten die Verpflichtungen 
des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der 
Euro-Betrag bei einem in der Europäischen Währungsunion 
gelegenen Geldinstitut angewiesen ist.

6. Nicht versicherte Risiken

6.1 Kfz, Kfz-Anhänger und Wasserfahrzeuge

6.1.1 Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die der Ver-
sicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen 
bestellte oder beauftragte Person durch den Gebrauch eines 
Kfz oder Kfz-Anhängers verursachen.

6.1.2 Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die der Ver-
sicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen 
bestellte oder beauftragte Person durch den Gebrauch eines 
Wasserfahrzeugs verursachen oder für die sie als Halter oder 
Besitzer eines Wasserfahrzeugs in Anspruch genommen wer-
den.

6.1.3 Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten 
(Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versiche-
rungsschutz, so gilt das auch für alle anderen Versicherten.
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6.1.4 Eine Tätigkeit der in Ziff. 6.1.1 und 6.1.2 genannten Personen 
an einem Kfz, Kfz-Anhänger und Wasserfahrzeug ist kein Ge-
brauch im Sinne dieser Bestimmung, wenn keine dieser Per-
sonen Halter oder Besitzer des Fahrzeugs ist und wenn das 
Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird.

6.2 Luft- / Raumfahrzeuge

6.2.1 Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die der Ver-
sicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen 
bestellte oder beauftragte Person durch den Gebrauch eines 
Luft- oder Raumfahrzeugs verursachen oder für die sie als 
Halter oder Besitzer eines Luft- oder Raumfahrzeugs in An-
spruch genommen werden.

6.2.2 Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten 
(Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versiche-
rungsschutz, so gilt das auch für alle anderen Versicherten.

6.2.3 Nicht versichert ist die Haftpflicht aus

 –  der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lieferung 
von Luft- oder Raumfahrzeugen oder Teilen von Luft- oder 
Raumfahrzeugen so weit die Teile ersichtlich für den Bau 
von Luft- oder Raumfahrzeugen oder den Einbau in Luft- 
oder Raumfahrzeugen bestimmt waren,

 –  Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, Überho-
lung, Reparatur, Beförderung) an Luft- oder Raumfahrzeu-
gen oder deren Teilen,

 und zwar wegen Schäden an Luft- oder Raumfahrzeugen, der 
mit diesen beförderten Sachen, der Insassen und alle sich da-
raus ergebenden Vermögensschäden sowie wegen sonstiger 
Schäden durch Luft- oder Raumfahrzeuge.

6.3 Kriegsereignisse, Aufruhr, innere Unruhen, General-
streik, Entschädigung mit Strafcharakter usw.

 Ausgeschlossen sind Ansprüche 

6.3.1 wegen Schäden, die nachweislich auf Kriegsereignissen, an-
deren feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, 
Generalstreik, illegalem Streik oder unmittelbar auf Verfü-
gungen oder Maßnahmen von hoher Hand beruhen; das 
Gleiche gilt für Schäden durch höhere Gewalt, so weit sich 
elementare Naturkräfte ausgewirkt haben;

6.3.2 auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere punitive 
oder exemplary damages;

6.3.3 nach den Art. 1792 ff. und 2270 und den damit  im Zusam-
menhang stehenden Regressansprüchen nach Art. 1147 des 
französischen Code Civil des französischen Code Civil oder 
gleichartiger Bestimmungen anderer Länder.

6.4 Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Em-
bargos

 Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbestimmun-
gen – Versicherungsschutz nur, soweit und solange dem kei-
ne auf die Vertragsparteien direkt anwendbaren Wirtschafts-, 
Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Embargos der Europäi-
schen Union oder der Bundesrepublik Deutschland entgegen-
stehen. 

 Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktio-
nen bzw. Embargos, die durch die Vereinigten Staaten von 
Amerika in Hinblick auf den Iran erlassen werden, soweit dem 
nicht europäische oder deutsche Rechtsvorschriften entge-
genstehen.

6.5 Sonstige nicht versicherte Risiken

 Ausgenommen von der Versicherung und besonders zu ver-
sichern ist, was nicht nach dem Antrag ausdrücklich in Versi-
cherung gegeben oder nach Besonderen Bedingungen oder 
Risikobeschreibungen ohne besonderen Beitrag mitversichert 
ist, insbesondere die Haftpflicht

6.5.1 aus Tätigkeiten, die weder dem versicherten Betrieb oder Be-
ruf eigen, noch sonst dem versicherten Risiko zuzurechnen 
sind;

6.5.2 wegen Personenschäden durch im Geltungsbereich des 
Arzneimittelgesetzes (AMG) an Verbraucher abgegebene 
Arzneimittel, für die der Versicherungsnehmer in der Eigen-
schaft als pharmazeutischer Unternehmer i. S. des AMG eine 
Deckungsvorsorge zu treffen hat;

6.5.4 aus Herstellung, Verarbeitung oder Beförderung von Spreng-
stoffen oder ihrer Lagerung zu Großhandelszwecken sowie 
aus Veranstaltung oder Abbrennen von Feuerwerken;

6.4.5 aus Besitz oder Betrieb von Bahnen zur Beförderung von Per-
sonen oder Sachen sowie aus der selbstständigen oder nichts-
elbstständigen Teilnahme am Eisenbahnverkehr;

6.5.6 wegen Bergschäden (i. S. des § 114 BBergG), so weit es sich 
handelt um die Beschädigung von Grundstücken, deren Be-
standteilen und Zubehör; wegen Schäden beim Bergbau-
betrieb (i. S. des § 114 BBergG) durch schlagende Wetter, 
Wasser- und Kohlensäureeinbrüche sowie Kohlenstaubexplo-
sionen.

7. Mitversicherte Risiken, Deckungserweiterungen und be-
sondere Regelungen für bestimmte Betriebe / Betriebs-
arten

 Ziff. 7.1 bis 7.4 gelten für Betriebe, die in folgenden Berei-
chen tätig sind: Bestattungsunternehmen.

7.1 Beschäftigung von Sarg-Trägern und Musikern während 
der Beerdigungs-Zeremonie

 Eingeschlossen ist im Umfang der AHB und der Besonderen 
Bedingungen die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsneh-
mers aus der Beschäftigung von Sarg-Trägern und Musikern 
während der Beerdigungs-Zeremonie. Versicherungsschutz be-
steht auch dann, wenn zwischen dem Versicherungsnehmer 
und den Sarg-Trägern / Musikern kein Angestellten-Verhältnis 
besteht.

 Der Versicherungsschutz entfällt, wenn die Sarg-Träger und 
Musiker den Auftrag für ihre Tätigkeiten nicht vom Versiche-
rungsnehmer erhalten haben.

7.2 Betrieb von Klimazellen / Kühlräumen

 Eingeschlossen ist im Umfang der AHB und der Besonderen 
Bedingungen die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers aus dem Besitz und Betrieb von Klimazellen / Kühl-
räumen.

7.3 Betrieb von Pferdekutschen

 Eingeschlossen ist im Umfang der AHB und der Besonderen 
Bedingungen die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers aus Besitz und Betrieb eigener und geliehener / ge-
mieteter Pferdekutschen.

 Versicherungsschutz für die gesetzliche Haftpflicht als Tierhal-
ter oder -hüter besteht nur, wenn dies ausdrücklich im Versi-
cherungsschein oder seinen Nachträgen vereinbart wurde.

7.4 Schäden aus fehlerhafter Thanatologen-Tätigkeit

 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus Ansprüchen 
Hinterbliebener, wenn die Form der Beerdigungszeremonie 
ganz oder teilweise geändert werden musste, weil die Thana-
tologen-Tätigkeit durch den Versicherungsnehmer fehlerhaft 
durchgeführt wurde. Versicherungsschutz besteht jedoch nur 
dann, wenn die Form der Beerdigungszeremonie tatsächlich 
von der zuvor zwischen dem Versicherungsnehmer und den 
Hinterbliebenen vereinbarten Form abweicht. 

 Die Höchstersatzleistung beträgt innerhalb der Versicherungs-
summe für Personenschäden je Versicherungsfall 500 €, höch-
stens 1.000 € für alle Versicherungsfälle eines Versicherungs-
jahres. 
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 Sofern die Hinterbliebenen ein Gerichtsurteil in dieser Sache 
gegen den Versicherungsnehmer erwirken, erhöht sich die 
Entschädigung auf den gerichtlich festgelegten Betrag. Die 
Höchstersatzleistung ist in diesem Fall die  vertraglich verein-
barte Personenschaden-Versicherungssumme.

Ziff. 7.5 gilt für Betriebe, die in folgenden Bereichen tätig sind: 
Bewachungsunternehmen, Detekteien.

7.5 Besondere Bedingungen für die Haftpflichtversicherung 
von Bewachungsunternehmen (ausgenommen Land-
fahrzeug-Bewachungsunternehmen)

7.5.1  Versichert ist durch die Bewachungshaftpflichtversicherung 
im Rahmen der Allgemeinen Versicherungsbedingungen für 
die Haftpflichtversicherung (AHB) und der nachfolgenden 
Bestimmungen die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers aus dem Betrieb eines Bewachungsunternehmens 
im Umfang der für die Ausübung des Gewerbes erforderli-
chen Erlaubnis für Schäden, die den Auftraggebern oder Drit-
ten bei der Durchführung des Bewachungsvertrages entste-
hen. Nicht versichert sind Ansprüche aus Tätigkeiten, die über 
die Bewachungstätigkeit hinaus erbracht werden.

7.5.2 Eingeschlossen in den Versicherungsschutz ist die gesetzliche 
Haftpflicht des Versicherungsnehmers

 a)  in Ergänzung von Ziff. 2.2 AHB wegen Abhandenkom-
mens der bewachten Sachen,

 b)  abweichend von Ziff. 7.6 und Ziff. 7.7 AHB wegen Be-
schädigung oder Vernichtung der bewachten Sachen, und 
alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden;

 c)  aus dem behördlich erlaubten Besitz und Gebrauch von 
Schusswaffen und Munition zu betrieblichen Zwecken.

 a) und b) gelten auch für die dem Versicherungsnehmer oder 
seinen Betriebsangehörigen zur Durchführung der Bewa-
chung überlassenen Schlüssel / Schlüssel-Code-Karten und 
den erforderlich werdenden Austausch der Schließanlage.

7.5.3 Mitversichert ist im Rahmen dieses Vertrages die gesetzliche 
Haftpflicht wegen Vermögensschäden im Sinne der Ziff. 2.1 
AHB aus Versicherungsfällen, die während der Wirksamkeit 
der Versicherung eingetreten sind.

 Ausgeschlossen sind Ansprüche gegen die Personen, die be-
wusst von Gesetzen, Verordnungen oder anderen Rechtsvor-
schriften abweichen.

7.5.4 Nicht versichert sind Ansprüche

 a)  aus der Bewachung von Landfahrzeugen einschließlich 
mitgeführter Gegenstände;

 b)  wegen Verlust, Verwechslung oder Beschädigung von 
Gegenständen, die in einer Garderobe in Verwahrung ge-
geben werden (Die Versicherung von Garderobenrisiken 
muss ggf. besonders vereinbart werden.);

 c)  aus der Durchführung von Geld- und Werttransporten.

7.5.5 Die Bestimmungen der Ziff. 3.1 (3) und 4 AHB (Vorsorgever-
sicherung) und der Ziff. 24 AHB (Auflagen bei gefahrdrohen-
den Umständen) finden keine Anwendung.

7.5.6 Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur Leistung frei, 
wenn der Versicherungsnehmer andere als zum Zeitpunkt des 
Vertragsschlusses genehmigte Arten von Bewachungstätig-
keit durchführt.

Ziff. 7.6 bis 7.11 gelten für Betriebe, die in folgenden Bereichen 
tätig sind: Gastgewerbe, Beherbergungsbetriebe, Catering.

7.6 Gelegentlicher Einsatz mobiler Getränke- und Imbiss-
stände

 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus dem gelegent-
lichen Einsatz ambulanter Getränke- und Imbissstände (auch 
Imbisswagen). Ausgeschlossen bleibt die gesetzliche Haft-
pflicht aus der Teilnahme am Straßenverkehr. Ist auch ein 
anderer Versicherer zur Leistung verpflichtet (z. B. Kraftfahrt-
versicherer), so geht dessen Leistungspflicht vor.

7.7 Kinderspielplätze, Hoteleigene Schwimmbäder, Solarien, 
Saunen usw.

 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus Besitz und Be-
trieb von Kinderspielplätzen und -räumen von Gaststätten so-
wie hoteleigenen Schwimmbädern, Schießständen, Solarien, 
Saunen, Kinderspielplätzen, -spielräumen und -beaufsichti-
gung, Minigolfplätzen, Sportanlagen (z. B. Tennisplätzen) sowie 
die Durchführung von Veranstaltungen auf dem Betriebsge-
lände.

7.8 Bei Mitversicherung von Sälen für Veranstaltungen gilt:

 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers aus der ihm obliegenden Verkehrssicherungspflicht. 
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus dem Veran-
stalterrisiko des Versicherungsnehmers.

7.9 Bei Mitversicherung des Verwahrungsrisikos für Sachen 
von Restaurations-Gästen gilt:

 Sofern ausdrücklich beantragt und im Versicherungsschein 
und seinen Nachträgen ausgewiesen, ist versichert die ge-
setzliche Haftpflicht aus Beschädigung, Vernichtung oder Ab-
handenkommen von Sachen (ausgenommen Tiere, Kfz aller 
Art mit Zubehör und Inhalt), die von Restaurationsgästen zur 
Aufbewahrung übergeben worden sind.

 Die vereinbarte Summe stellt die Höchstersatzleistung für alle 
Schäden dar, die je Tag und Gast eintreten.

7.10 Bei Mitversicherung des Verwahrungsrisikos für Sachen 
von Beherbergungs-Gästen gilt:

 Sofern ausdrücklich beantragt und im Versicherungsschein 
und seinen Nachträgen ausgewiesen, ist versichert die gesetz-
liche Haftpflicht aus Beschädigung, Vernichtung oder Abhan-
denkommen der von den beherbergten Gästen eingebrach-
ten Sachen (ausgenommen Tiere, Kfz aller Art mit Zubehör 
und Inhalt).

 Zu den eingebrachten Sachen gehören auch aufbewahrte 
Sachen und solche, deren Aufbewahrung zu Unrecht abge-
lehnt wurde.

 Die vereinbarte Summe stellt die Höchstersatzleistung für alle 
Schäden dar, die den beherbergten Gästen eines Zimmers / 
Appartements an einem Tag zustoßen.

 Die Gesamtleistung für alle Schäden eines Versicherungsjah-
res beträgt das Hundertfache dieser Summe.

7.11 Bei Gastgaragen und Einstellplätzen für Beherbergungs-
Gäste gilt:

7.11.1 Sofern ausdrücklich beantragt und im Versicherungsschein 
und seinen Nachträgen ausgewiesen, gilt: Eingeschlossen ist – 
abweichend von Ziff. 7.7 AHB und in Ergänzung zu Ziff. 2.2 
AHB – die gesetzliche Haftpflicht aus Beschädigung, Vernich-
tung, Entwendung, Abhandenkommen oder unbefugtem 
Gebrauch der eingestellten Kraftfahrzeuge und deren Zube-
hör (ausgenommen Inhalt und Ladung) und alle sich daraus 
ergebenden Vermögensschäden.

 Die Höchstersatzleistung beträgt je Kfz 25.000 €.

 Die Gesamtleistung für alle Schäden eines Versicherungsjah-
res beträgt das Zehnfache dieser Summe.

7.11.2 Sofern ausdrücklich beantragt und im Versicherungsschein 
und seinen Nachträgen ausgewiesen, gilt: Eingeschlossen ist – 
abweichend von Ziff. 7.7 AHB und in Ergänzung zu Ziff. 2.2 
AHB – die gesetzliche Haftpflicht aus Beschädigung, Vernich-
tung, Entwendung, Abhandenkommen oder unbefugtem 
Gebrauch des in den eingestellten Kraftfahrzeugen befind-
lichen und für den privaten Bedarf der Insassen bestimmten 
Reisegepäcks (ausgenommen sonstiger Inhalt und Ladung) 
und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden.

 Die Höchstersatzleistung beträgt 2.500 €. Diese Summe stellt 
die Höchstersatzleistung für alle Schäden dar, die das Reise-
gepäck in einem Kfz an einem Tag betreffen.
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 Die Gesamtleistung für alle Schäden eines Versicherungsjah-
res beträgt das Zehnfache dieser Summe.

 Zu Ziff. 7.11.1 und 7.11.2
 Versicherungsschutz besteht nur, solange sich das Kfz in ver-

schließbaren Garagen, in Hofräumen oder umfriedeten Ein-
stellplätzen befindet.

 Beim Bewegen fremder Kfz gilt:

 Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer ge-
braucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug 
mit Wissen und Willen des Verfügungsberechtigten gebrau-
chen darf. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu 
sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem unberechtigten 
Fahrer gebraucht wird.

 Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen 
Wegen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis 
benutzen. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu 
sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzt 
wird, der nicht die erforderliche Fahrerlaubnis hat.

7.11.3 Sofern ausdrücklich beantragt und im Versicherungsschein 
und seinen Nachträgen ausgewiesen, ist eingeschlossen – 
abweichend von Ziff. 7.7 AHB – die gesetzliche Haftpflicht 
aus der Beschädigung und Vernichtung von fremden Kfz 
und deren Zubehör (ausgenommen Inhalt und Ladung) beim 
Zubringen und Abholen dieser Kfz außerhalb des Betriebs-
grundstücks.

 Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer ge-
braucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug 
mit Wissen und Willen des Verfügungsberechtigten gebrau-
chen darf. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu 
sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem unberechtigten 
Fahrer gebraucht wird.

 Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen 
Wegen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis 
benutzen. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu 
sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzt 
wird, der nicht die erforderliche Fahrerlaubnis hat.

 Die Höchstersatzleistung beträgt je Kfz 25.000 € und je Ver-
sicherungsjahr 50.000 €.

 Zu Ziff. 7.11.1, 7.11.2 und 7.11.3
 Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche gegen die Perso-

nen (Versicherungsnehmer oder Mitversicherte), die das Fahr-
zeug oder Reisegepäck entwendet oder unbefugt gebraucht 
haben.

Ziff. 7.12 gilt für Betriebe, die in folgenden Bereichen tätig sind: 
Hausmeister.

7.12 Betriebsbeschreibung Hausmeister

 Die Aufgabe des Hausmeisters besteht im Wesentlichen dar-
in, für Hauseigentümer die Betreuung der Immobilie zu über-
nehmen und dabei vor allem für Sauberkeit, Sicherheit und 
Funktionsfähigkeit der Einrichtungen und Anlagen zu sorgen. 
Er darf alle aufsichtsführenden und pflegerischen Arbeiten 
sowie einfache Instandsetzungsarbeiten durchführen, die 
nicht wesentliche handwerkliche Teiltätigkeiten darstellen. 
Die Tätigkeiten werden nachfolgend aufgelistet.

7.12.1 Aufsicht

 – Hausverwaltung einschließlich Nebenkostenabrechnung
 – Überwachung des Gesamtzustandes der Immobilie und der 

Außenanlage einschließlich Schließdienst
 – Überwachung von Garagen / Tiefgaragenanlagen
 – Heizungsanlage – Funktionstüchtigkeit überwachen (Be-

dienen, Entlüften, Wasser nachfüllen, Brennstoffvorrat)
 – Überwachung der Aufzugsanlage
 – Botendienst – Ausführung von Besorgungen

7.12.2 Pflege

 – Garten- und Landschaftspflege (Rasenmähen, Unkraut ent-
fernen, Heckenschneiden, Rasensprengen, Blumen gießen)

 – Instandhaltung und Säuberung von Kinderspielplätzen
 – Kehrdienst, Papier- und Abfallkörbe leeren, Mülldienst
 – Winterdienst (Schneebeseitigung, Streuen)
 – Entrümpelungs- und Aufräumarbeiten, Müllbeseitigung, 

Sperrgutabfuhr
 – Toilettenbetreuung (Seife, Handtücher, Papier)
 – Abfluss-Siphon reinigen
 – Dachrinnenreinigung
 – Bodenrinnen, Fußroste und Wassereinläufe säubern
 – Fernseh-, Video- und Musikanlagen und Sattelitenanlagen 

aufstellen und anschließen
 – Computeranlagen aufstellen und anschließen
 – Telefonanlagen aufstellen und einstellen bzw. programmie-

ren
 – Aufstellung und Inbetriebnahme von Haushalts- und 

Küchengeräten
 – Lampen aufhängen
 – Bilder aufhängen
 – Gardinen abnehmen und aufhängen
 – Rollos spannen
 – Filterwechsel in Lüftungsanlagen (Abluftfilter)
 – Kühlschränke abtauen
 – Möbelmontage
 – Regale zusammenbauen und aufstellen
 – Montage von Fertigzäunen (ohne Fundamenterstellung)
 – Auslegen von Ködern und Fallen zur Schädlingsbekäm-

pfung

7.12.3 Instandsetzung

 – Dichtungswechsel an Wasserarmaturen
 – Funktionsstörungen an Türschlössern beheben (Auswech-

seln von Schließzylindern)
 – Glühbirnen und Leuchtstoffröhren auswechseln
 – Möbelbeschläge einstellen bzw. auswechseln
 – Schadstellen an Tapeten und Türen ausbessern
 – Kleine Löcher und Risse mit Spachtelmasse schließen
 – Trockenbauarbeiten im Rahmen von Reparaturmaßnahmen
 – Stühle leimen, Türscharniere ölen

7.12.4 Gelegentliche handwerkliche und handwerksähnliche Arbei-
ten – nicht als Schwerpunkttätigkeit

 Die Aufnahme einer der folgenden Tätigkeiten als Betriebs-
schwerpunkt stellt eine Änderung der versicherten Tätigkeit 
dar und erfordert eine unverzügliche Meldung beim Versiche-
rer. Es gelten die Bestimmungen der Ziff. 3 AHB.

 – Einbau von genormten Baufertigteilen (Fenster, Türen, Zar-
gen, Regale)

 – Holz- und Bautenschutz (Mauerschutz und Holzimprägnie-
rung)

 – Bodenleger (Verlegung von Teppich-, Laminat-, PVC- und 
Fertigparkettböden)

 – Rohr- und Kanalreinigung
 – Teppichbodenreinigung
 – Tankschutz
 – Bautentrocknung
 – Verfugen
 – Estrichlegen
 – Fliesen-, Platten- und Mosaiklegerarbeiten
 – Rollladen- und Jalousieneinbau
 – Parkettlegen
 – Raumausstatter
 – Gebäudereinigungsarbeiten (auch Unterhalts- und Glasrei-

nigung)
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Ziff. 7.13 und 7.14 gelten für Betriebe, die in folgenden Bereichen 
tätig sind: Medizinische Therapie, Massage, Krankengymnastik, 
Schönheitspflege.

7.13 Schäden infolge Medikamentenverwechselung 

 Mitversichert ist im Umfang der AHB und der Besonderen Be-
dingungen die gesetzliche Haftpflicht aus der Verabreichung 
von Medikamenten. Mitversichert sind dabei Schadenersatz-
ansprüche aus der versehentlichen Verwechselung von Me-
dikamenten.

7.14 Besonderen Bedingungen für die Haftpflichtversiche-
rung von selbstständigen Heilgehilfen, Physiotherapeu-
ten, Masseuren, Massagepraxen, Krankengymnasten, 
Krankenschwestern/-pfleger, Altenpfleger und ambu-
lanten Pflegediensten

7.14.1. Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus

7.14.1.1 der Verabfolgung von Massagen aller Art, Teil- und Vollmas-
sagen, einschließlich vorschriftsmäßigem Ölen und Pudern, 
auch unter Verwendung von Massageapparaten,

7.14.1.2 Heilgymnastik (Krankengymnastik),

7.14.1.3 hydro- und elektrotherapeutischer Behandlung,

7.14.1.4 Krankenpflege, Altenpflege,

7.14.1.5 Kosmetik zur Körperpflege.

7.14.2 Voraussetzung für den Versicherungsschutz ist die Berufser-
laubnis, die am Tage des Schadenereignisses noch bestanden 
haben muss. 

7.14.3 Mitversichert sind auch Ansprüche aus Schäden durch Heil-
behandlung bei Massagen, sowie Bestrahlungen und Licht-
bäder, wenn diese verabreicht werden

 a)  an gesunde Personen aus sportlichen Gründen oder Grün-
  den der Körperpflege,

 b)  auf ärztliche Anordnung.

 Versicherungsschutz besteht jedoch auch dann, wenn das 
Fehlen einer ärztlichen Anordnung den Eintritt des Schadens 
und dessen Höhe nicht beeinflusst hat.

7.14.4 Packungen und Heilbäder sind auch ohne ärztliche Versor-
gung eingeschlossen, wenn sie aus sportlichen Gründen zur 
Körperpflege oder als vorbeugende kreislaufregulierende 
Maßnahmen verabfolgt werden.

7.14.5 Nicht versichert ist Heilbehandlung, die in das Arbeitsgebiet 
eines Arztes fällt, sowie die Behandlung offener Füße und 
Krampfadern.

7.14.6 Mitversichert sind die im Betrieb des Versicherungsnehmers 
tätigen Familienangehörigen sowie sonstige beschäftigte Per-
sonen unter der Voraussetzung, dass sie zur Prämienberech-
nung aufgegeben werden.

Ziff. 7.15 gilt für alle Betriebe mit Ausnahme von Betrieben, die 
in folgenden Bereichen tätig sind: Gastgewerbe, Beherbergungs-
betriebe, Catering.

7.15 Besondere Bedingung für die Mitversicherung des Ab-
handenkommens von Patienten-, Besucher- und Beleg-
schaftshabe

 Eingeschlossen ist – in Ergänzung von Ziff. 2.2 AHB und ab-
weichend von Ziff. 7.6 AHB – die gesetzliche Haftpflicht aus 
dem Abhandenkommen von Sachen (einschl. Kraftfahrzeuge 
und Fahrräder mit Zubehör) der Betriebsangehörigen und Be-
sucher – bei Betrieben der medizinischen Therapie, Massage 
und Krankengymnastik auch von Sachen der Patienten – und 
alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden. Ausgenom-
men hiervon sind Geld, Wertpapiere (einschl. Sparbücher), 
Scheckhefte, Scheck- und Kreditkarten, Urkunden, Kostbar-
keiten und andere Wertsachen.

Ziff. 7.16 gilt für Betriebe, die in folgenden Bereichen tätig sind: 
landwirtschaftliche Lohn- und Lohnmaschinenbetriebe, landwirt-
schaftliche Maschinengenossenschaften und -ringe

7.16 Nicht versicherte Risiken

 Nicht versichert sind bei der Anwendung von Pflanzenschutz-, 
Schädlingsbekämpfungs- und Düngemitteln Ansprüche we-
gen Schäden

 – am behandelten Gut,
 – durch bewusstes Abweichen von Gebrauchsanweisungen

 und behördlichen Vorschriften,
 – durch Schädlingsbekämpfung aus der Luft.

Ziff. 7.17 bis 7.21 gelten für Betriebe, die in folgenden Bereichen 
tätig sind: Vermietungsbetriebe von Wassersport-Fahrzeugen

7.17 Versicherungsumfang

 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers aus Halten, Besitz und Gebrauch von Wasser-
sport-Fahrzeugen, die ausschließlich zur Vermietung – ohne 
Berufsbesatzung – verwendet werden und deren Standort im 
Inland ist.

7.18 Mitversicherte Risiken

 Mitversichert ist 

7.18.1 die persönliche gesetzliche Haftpflicht des verantwortlichen 
Führers und der sonst zur Bedienung des Fahrzeugs berech-
tigten Personen;

7.18.2 die gesetzliche Haftpflicht aus dem Ziehen von Wasserskiläu-
fern und Schirmdrachenfliegern.

7.19 Nicht versicherte Risiken

7.19.1 Nicht versichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht des 
Wasserskiläufers und des Schirmdrachenfliegers.

7.19.2 Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die sich bei 
der Beteiligung an Motorbootrennen oder bei den damit im 
Zusammenhang stehenden Übungsfahrten ereignen.

7.19.3 Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche gegen die Perso-
nen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten), die 
den Schaden durch bewusst gesetz-, vorschrifts- oder sonst 
pflichtwidrigen Umgang mit brennbaren oder explosiblen 
Stoffen verursachen.

7.19.4.1  Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die der Ver-
sicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen 
bestellte oder beauftragte Person durch den Gebrauch eines 
Kfz oder Kfz-Anhängers verursachen.

7.19.4.2  Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten 
(Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versiche-
rungsschutz, so gilt das auch für alle anderen Versicherten.

7.19.4.3  Eine Tätigkeit der in Ziff. 7.19.4.1 genannten Personen an 
einem Kfz, Kfz-Anhänger und Wasserfahrzeug ist kein Ge-
brauch im Sinne dieser Bestimmung, wenn keine dieser Per-
sonen Halter oder Besitzer des Fahrzeugs ist und wenn das 
Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird.

7.20 Auslandsschäden

7.20.1 Eingeschlossen ist – abweichend von Ziff. 7.9 AHB und Ziff. 
3.25.1 dieser Bedingungen – die gesetzliche Haftpflicht des 
Versicherungsnehmers wegen im Ausland vorkommender 
Versicherungsfälle. (Besonderer Vereinbarung bedarf die Ver-
sicherung der Haftpflicht für im Ausland gelegene Betriebs-
stätten.)

7.20.2 Es gelten die Ziff. 3.32.2 bis 3.32.5 dieser Bedingungen.

7.20.3 Im Falle der vorläufigen Beschlagnahme eines Wassersport-
Fahrzeugs in einem ausländischen Hafen ist die etwa erfor-
derliche Sicherheitsleistung oder Hinterlegung ausschließlich 
Sache des Versicherungsnehmers.

VBS H 2 2530  05.2012 Stand 05.2018 Seite 22 von 30



7.21 Führen ohne vorgeschriebene behördliche Erlaubnis

7.21.1 Das Wassersportfahrzeug darf nur von einem berechtigten 
Führer gebraucht werden. Berechtigter Führer ist, wer das 
Wassersportfahrzeug mit Wissen und Willen des Verfügungs-
berechtigten gebrauchen darf. Der Versicherungsnehmer ist 
verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Wassersportfahrzeug 
nicht von einem unberechtigten Führer gebraucht wird. 

7.21.2 Der Führer des Wassersportfahrzeugs darf das Wassersport-
fahrzeug nur mit der erforderlichen behördlichen Erlaubnis 
benutzen. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür 
zu sorgen, dass das Wassersportfahrzeug nicht von einem 
Führer benutzt wird, der nicht die erforderliche behördliche 
Erlaubnis hat.

Ziff. 7.22 gilt für Betriebe, die in folgenden Bereichen tätig sind: 
Fuhrbetriebe, Frachtführer und Kurierdienste

7.22 Schäden am eingelagerten Gut

 Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche wegen Schäden 
am eingelagerten Gut.

Ziff. 7.23 bis 7.27 gelten für Betriebe, die in folgenden Bereichen 
tätig sind: Schulen und andere pädagogische Einrichtungen

7.23 Versicherungsumfang

7.23 Versichert ist im Rahmen der Allgemeinen Versicherungs-Be-
dingungen für die Haftpflicht-Versicherung (AHB) und der 
nachfolgenden Bestimmungen die gesetzliche Haftpflicht des 
Versicherungsnehmers aus dem Betrieb einer öffentlichen 
oder privaten Schule oder einer im Versicherungsschein ge-
nannten pädagogischen Einrichtung,

 insbesondere aus

7.23.1 der Erteilung von Unterricht (auch Experimentalunterricht 
mit/ohne radioaktive Stoffe) sowie aus Erziehung und Auf-
sichtsführung;

7.23.2 Schulveranstaltungen und Veranstaltungen der pädagogi-
schen Einrichtung, die nicht über den allgemein üblichen Rah-
men hinausgehen (z. B. Elternversammlungen, Schulfeste, 
Schulfeiern);

7.23.3 der Veranstaltung von Schüler- oder Klassenreisen, Ausflügen 
mit den Kindern sowie Schulausflügen und aus damit verbun-
denen Aufenthalten in Herbergen und Heimen, auch bei vor-
übergehenden Auslandsaufenthalt bis zu einem Jahr.

 Für die Auslandsdeckung bei Klassenreisen etc. gilt folgende 
Besondere Bedingung: 

 Eingeschlossen ist – abweichend von Ziff. 7.9 AHB – die ge-
setzliche Haftpflicht aus im Ausland vorkommenden Versi-
cherungsfällen.

 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. So weit der 
Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäischen 
Währungsunion angehören, liegt, gelten die Verpflichtungen 
des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der 
Euro-Betrag bei einem in der Europäischen Währungsunion 
gelegenen Geldinstitut angewiesen ist.

7.24 Mitversicherte Risiken

 Mitversichert ist

7.24.1 die gesetzliche Haftpflicht

7.24.1.1  als Eigentümer, Mieter, Pächter, Leasingnehmer, Nutznießer 
von Grundstücken – ausgenommen Verkehrsübungsplätze, 
Gebäuden und Räumlichkeiten, so weit sie für den Schulbe-
trieb bzw. den Betrieb der pädagogischen Einrichtung oder 
als Dienstwohnung benutzt werden;

7.24.1.2  aus der Verwendung von Sport- und Übungsgeräten zu Un-
terrichtszwecken im eigenen Schulbetrieb;

7.24.2 die persönliche gesetzliche Haftpflicht

7.24.2.1  der Mitglieder des Schulvorstandes und des Kuratoriums in 
dieser Eigenschaft;

7.24.2.2  der Lehrer, Aufsichtspersonen und der sonstigen beschäf-
tigten oder beauftragten Personen für Haftpflichtansprüche 
wegen Schäden, die sie in Ausführung ihrer dienstlichen Ver-
richtungen verursachen, auch bei vorübergehendem Aus-
landsaufenthalt bis zu einem Jahr.

 Für die Auslandsdeckung gilt die unter Ziff. 7.23.3 aufgeführte 
Besondere Bedingung.

 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Personen-
schäden, bei denen es sich um Dienst- oder Arbeitsunfälle 
im Betrieb der Schule oder Dienststelle gemäß den beamten-
rechtlichen Bestimmungen oder gemäß dem Sozialgesetz-
buch VII handelt; eingeschlossen ist jedoch die Haftpflicht 
wegen Personenschäden aus Arbeitsunfällen von Kindern, 
Schülern, Lernenden und Studierenden.

7.25 Nicht versicherte Risiken

 Nicht versichert ist

7.25.1 die Haftpflicht aus
 Forschungs- oder Gutachtertätigkeit;
 ungewöhnlicher oder besonders gefährlicher Betätigung;

7.25.2 die persönliche Haftpflicht der Schüler.

7.26 Luft- und Wasserfahrzeuge

7.26.1 Versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die verursacht 
werden durch Gebrauch von Luftfahrzeugen, die nicht der 
Versicherungspflicht unterliegen.

7.26.2 Versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die verursacht 
werden durch Gebrauch von Wassersportfahrzeugen, aus-
genommen eigene Segelboote (auch Windsurfbretter) und 
eigene oder fremde Wassersportfahrzeuge mit Motoren – 
auch Hilfs- oder Außenbordmotoren – oder Treibsätzen.

 Mitversichert ist jedoch der gelegentliche Gebrauch von frem-
den Wassersportfahrzeugen mit Motoren, so weit für das 
Führen keine behördliche Erlaubnis erforderlich ist.

7.27 Internatsbetriebe

 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der Gewäh-
rung von Unterkunft und Verpflegung.

Ziff. 7.28 gilt für Kirchengemeinden

7.28 Versicherungsumfang 

7.28.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers als Kirchengemeinde.

7.28.2 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers aus Veranstaltungen, auch Ausflügen und Festen;

7.28.3 Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht

7.28.3.1  der verfassungsmäßig berufenen oder gesetzlichen Vertreter 
des Versicherungsnehmers (z. B. Seelsorger, Mitglieder des 
Kirchenvorstandes) in dieser Eigenschaft;

7.28.3.2  sämtlicher übrigen Beamten, Angestellten und Arbeiter so-
wie ehrenamtlichen Helfer für Schäden, die sie in Ausführung 
ihrer dienstlichen Verrichtungen für den Versicherungsneh-
mer verursachen.

 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschä-
den, bei denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrank-
heiten im Betrieb des Versicherungsnehmers gemäß dem 
Sozialgesetzbuch VII  handelt. Das Gleiche gilt für solche 
Dienstunfälle gemäß den beamtenrechtlichen Vorschriften, 
die in Ausübung oder infolge des Dienstes Angehörigen der-
selben Dienststelle zugefügt werden.
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Ziff. 7.29 bis 7.31 gelten für Betriebe, die in folgenden Bereichen 
tätig sind: Kfz-Handel, Kfz-Werkstätten, Kfz-Aufbereitung

7.29 Mitversicherte Risiken

 Eingeschlossen ist – abweichend von Ziff. 7.3 AHB – die vom 
Versicherungsnehmer durch Freistellungsverpflichtung ge-
genüber dem jeweiligen Bundesland sowie den am Anerken-
nungsverfahren beteiligten Stellen übernommene gesetzliche 
Haftpflicht aus der Durchführung von Abgasuntersuchungen 
gem. Ziff. 4.8.2 Anlage VIII a StVZO, Sicherheitsprüfungen 
gem. § 29 StVZO, Gasanlagenprüfungen bzw. Gassystemein-
bauprüfungen gem. § 41 a StVZO sowie Prüfungen der Fahrt-
schreiber oder EG-Kontrollgeräte gem. § 57 b StVZO.

7.30 Nicht versicherte Risiken

 Für die Betriebshaftpflichtversicherung – nicht Zusatzhaft-
pflichtversicherung gem. Ziff. 7.32 bis 7.36 – gilt: Ausge-
schlossen sind Haftpflichtansprüche aus Beschädigung oder 
Vernichtung von Kfz, Anhängern, Arbeitsmaschinen (selbst-
fahrenden und nicht selbstfahrenden), Arbeits- und Anbau-
geräten oder damit fest verbundenen Teilen, so weit sich 
diese Fahrzeuge bzw. Teile zur Reparatur oder zu sonstigen 
Zwecken in der Obhut des Versicherungsnehmers befinden 
oder befunden haben.

7.31 Zusätzlicher Einschluss: Wageninhalt fremder Kfz

 Sofern ausdrücklich beantragt und im Versicherungsschein 
und seinen Nachträgen ausgewiesen, gilt:

 Eingeschlossen ist – abweichend von Ziff. 7.6 und 7.7 AHB 
und in Ergänzung zu Ziff. 2.2 AHB – die gesetzliche Haft-
pflicht aus der Beschädigung, Vernichtung oder dem Abhan-
denkommen von in fremden Kfz befindlichem zusätzlichem 
Wageninhalt – ausgenommen Geld, Wertpapiere (einschließ-
lich Sparbücher, Scheckhefte, Scheck- und Kreditkarten), 
Kostbarkeiten und andere Wertsachen – und alle sich daraus 
ergebenden Vermögensschäden.

 Die Höchstersatzleistung beträgt innerhalb der Versicherungs-
summe 5.000 € je Versicherungsfall und Fahrzeug, höchstens 
10.000 € für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjah-
res.

Ziff. 7.32 bis 7.36 gelten für Betriebe, die in folgenden Bereichen 
tätig sind: Kfz-Handel, Kfz-Werkstätten, Kfz-Aufbereitung, Rei-
fenhandel / -montage, Kfz-Zubehörhandel

 Besondere Bedingungen für die Zusatzhaftpflichtversiche-
rung für Kfz-Handel und -Handwerk

7.32 Gegenstand der Versicherung 

7.32.1 Versichert ist auf der Grundlage der Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB) und 
im nachstehenden Umfang – abweichend von Ziff. 7.7 AHB 
und in Ergänzung zu Ziff. 2.2 AHB – die gesetzliche Haft-
pflicht des Versicherungsnehmers und seiner Betriebsangehö-
rigen aus der Beschädigung, Vernichtung oder dem Abhan-
denkommen von fremden Kraftfahrzeugen, selbstfahrenden 
Arbeitsmaschinen und Anhängern durch eine gewerbliche 
oder berufliche Tätigkeit des Versicherungsnehmers an oder 
mit diesen Fahrzeugen (z. B. Reparatur, Inspektionsarbeiten 
etc.). Dasselbe gilt für deren demontierte Teile, sofern sie sich 
gleichzeitig mit dem dazugehörigen Fahrzeug in Obhut des 
Versicherungsnehmers oder einer von ihm beauftragten Per-
son befinden oder befunden haben. Arbeits- und Anbaugerä-
te sowie nicht selbstfahrende Arbeitsmaschinen sind im Sinne 
dieser Versicherung Fahrzeugen gleichgestellt.

 Dieser Versicherungsschutz gilt auch für Schäden aus dem 
Austausch, der Übertragung und Bereitstellung elektronischer 
Daten. Hierauf finden die Bestimmungen der Ziff. 3.30.1 bis 
3.30.4 und Ziff. 3.30.6 Anwendung.

7.32.2 Nicht versichert sind jedoch Ansprüche aufgrund der nachste-
hend genannten Ereignisse, soweit diese eintreten, während 
sich die Fahrzeuge und die dazugehörigen Teile in der Obhut 
des Versicherungsnehmers oder einer von ihm beauftragten 
Person befinden:

 – Unfall, d. h. durch unmittelbar von außen her plötzlich mit 
mechanischer Gewalt einwirkendes Ereignis;

 – Brand oder Explosion;
 – Entwendung, insbesondere Diebstahl, unbefugter Gebrauch 

durch betriebsfremde Personen, Raub und Unterschlagung;
 – unmittelbare Einwirkung von Sturm, Hagel, Blitzschlag 

oder Überschwemmung;
 – Zusammenstoß von in Bewegung befindlichen Fahrzeugen 

mit Haarwild im Sinne von § 2 Abs. 1 Nr. 1 des Bundesjagd-
gesetzes;

 – mut- oder böswillige Handlungen betriebsfremder Personen;
 – Bruchschäden an der Verglasung von Fahrzeugen und 

Schäden an der Verkabelung durch Kurzschluss oder
 – Beschädigungen oder Zerstörungen der Reifen von Fahr-

zeugen, wenn die Beschädigung oder Zerstörung durch 
eines der vorgenannten Ereignisse erfolgt und durch das 
Ereignis noch andere Schäden an dem Fahrzeug verursacht 
werden.

 Hinweis: Für diese Ereignisse ist der Abschluss einer geson-
derten Versicherung nach den Sonderbedingungen zur Haft-
pflicht und Fahrzeugversicherung für Kfz-Handel und -Hand-
werk erforderlich!

7.33 Erweiterung des Versicherungsschutzes

7.33.1 Sofern ausdrücklich beantragt und im Versicherungsschein 
und seinen Nachträgen ausgewiesen, gilt:

 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht wegen Schäden 
an Neufahrzeugen, die noch vor Übergabe an den Kunden 
durch mangelhaft durchgeführte oder unterlassene Überga-
bekontrollarbeiten am Fahrzeug verursacht werden.

7.33.2 Sofern ausdrücklich beantragt und im Versicherungsschein 
und seinen Nachträgen ausgewiesen, gilt:

 Eingeschlossen ist – abweichend von Ziff. 7.7 AHB und in 
Ergänzung zu Ziff. 2.2 AHB und Ziff. 7.32.1 Satz 2 dieser 
Versicherung – die gesetzliche Haftpflicht aus der Beschädi-
gung, Vernichtung oder dem Abhandenkommen von Teilen 
fremder Fahrzeuge, sofern sich diese Teile ohne das dazu-
gehörige Fahrzeug in Obhut des Versicherungsnehmers oder 
einer von ihm beauftragten Person befinden oder befunden 
haben. Ziff. 7.32.2 dieser Bedingungen findet hierfür keine 
Anwendung.

7.34 Umfang der Versicherung

7.34.1 Der Versicherer ersetzt im Rahmen der vereinbarten Versiche-
rungssumme

7.34.1.1  bei Totalschaden, Zerstörung oder Abhandenkommen des 
Fahrzeuges den Wiederbeschaffungswert am Tag des Scha-
dens, höchstens jedoch den Neupreis – abzüglich eines vor-
handenen Restwerts des Fahrzeugs –, sowie erforderliche 
Abschleppkosten.

 Ein Totalschaden liegt vor, wenn die erforderlichen Kosten 
der Reparatur des Fahrzeugs dessen Wiederbeschaffungswert 
übersteigen.

 Wiederbeschaffungswert ist der Preis für den Kauf eines 
gleichwertigen gebrauchten Fahrzeugs am Tag des Schaden-
ereignisses.

 Neupreis ist der Betrag, der für den Kauf eines neuen Fahr-
zeugs in der Ausstattung des beschädigten Fahrzeugs oder  – 
wenn der Typ des beschädigten Fahrzeugs nicht mehr herge-
stellt wird – eines vergleichbaren Nachfolgemodells am Tag 
des Schadenereignisses aufgewendet werden muss. Maßgeb-
lich für den Kaufpreis ist die unverbindliche Empfehlung des 
Herstellers abzüglich orts- und marktüblicher Nachlässe.

 Restwert ist der Veräußerungswert des Fahrzeugs im beschä-
digten oder zerstörten Zustand.
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7.34.1.2  in allen sonstigen Fällen der Beschädigung des Fahrzeuges die 
erforderlichen Kosten der Wiederherstellung und die hierfür 
notwendigen einfachen Fracht-, Abschlepp- und sonstigen 
Transportkosten sowie einen etwaigen Minderwert. Entspre-
chendes gilt bei Zerstörung, Abhandenkommen oder Beschä-
digung von Teilen des Fahrzeugs.

7.34.1.3  die Kosten eines Ersatz- bzw. Mietfahrzeuges oder Nutzungs-
ausfall oder – bei gewerblich benutzten Fahrzeugen – Ver-
dienstausfall sowie etwaige weitere Sach- und Sachfolge-
schäden (Hotelübernachtung  u. a.).

7.35 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers

 Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer ge-
braucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug 
mit Wissen und Willen des Verfügungsberechtigten gebrau-
chen darf. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu 
sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem unberechtigten 
Fahrer gebraucht wird. 

 Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen 
Wegen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis 
benutzen. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu 
sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzt 
wird, der nicht die erforderliche Fahrerlaubnis hat.

 Wenn der Versicherungsnehmer diese Obliegenheiten ver-
letzt, gilt Ziff. 26 AHB (Rechtsfolgen bei Verletzung von Ob-
liegenheiten).

7.36 Ausschlüsse

 Ausgeschlossen bleiben

7.36.1 die nach Ziff. 1.2 AHB ausgeschlossenen Ansprüche, insbeson-
dere auf Nachbesserung mangelhafter Reparaturleistungen 
(wie z. B. Wiederholung der Reparatur), Rückgängigmachung 
des Reparaturauftrages (Wandelung) und Herabsetzung der 
vereinbarten Vergütung (Minderung). Das gleiche gilt für Re-
paraturleistungen, die zur Beseitigung der bei der Durchfüh-
rung der Übergabe – Kontrollarbeiten festgestellten Mängel 
erforderlich sind,

7.36.2 gemäß Ziff. 7.8 AHB Ansprüche wegen Schäden, die an den 
vom Versicherungsnehmer (oder in seinem Auftrag oder für 
seine Rechnung von Dritten) hergestellten oder gelieferten 
Arbeiten oder Sachen infolge einer in der Herstellung oder 
Lieferung liegenden Ursache entstehen.

Ziff. 7.37 bis 7.40 gelten für Betrieben, die in folgenden Bereichen 
tätig sind: Garagenbetriebe, Parkplätze, Parkhäuser jeweils ohne 
Fahrzeugbewachung

7.37 Versicherungsumfang

 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers aus Besitz und Vermietung von Garagen und Ein-
stellplätzen für Kfz in Gebäuden und auf umfriedeten Grund-
stücken.

7.38 Mitversicherte Risiken

7.38.1 Eingeschlossen ist – abweichend von Ziff. 7.7 AHB und in 
Ergänzung von Ziff. 2.2 AHB – die gesetzliche Haftpflicht 
wegen Beschädigung, Vernichtung, Abhandenkommen oder 
unbefugtem Gebrauch von eingestellten fremden Kfz und 
deren Zubehör (ausgenommen Inhalt und Ladung) und aus 
dem Bewegen dieser Fahrzeuge auf dem Betriebsgrundstück 
(nicht auf öffentlichen Wegen und Plätzen) und alle sich dar-
aus ergebenden Vermögensschäden.

7.38.2 Die Regelungen der Ziff. 1.2 AHB und der Ziff. 7.8 AHB blei-
ben bestehen.

7.38.3 Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer ge-
braucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug 
mit Wissen und Willen des Verfügungsberechtigten gebrau-
chen darf. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu 
sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem unberechtigten 
Fahrer gebraucht wird.

 Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen 
Wegen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis 
benutzen. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu 
sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzt 
wird, der nicht die erforderliche Fahrerlaubnis hat.

 Wenn der Versicherungsnehmer diese Obliegenheiten ver-
letzt, gilt Ziff. 26 AHB (Rechtsfolgen bei Verletzung von Ob-
liegenheiten).

7.38.4 Die Höchstersatzleistung bei Schäden an Kfz beträgt im Rah-
men der Sachschaden-Versicherungssumme je Kfz 50.000 €. 
Die Gesamtleistung je Versicherungsjahr beträgt 250.000 €.

7.39 Nicht versicherte Risiken

 Nicht versichert sind Ansprüche 

 – aus der Übernahme einer Fahrzeugbewachung i. S. der Be-
wachungsVO,

 – aus Anlass von Reparaturen,
 – gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder Mitversi-

cherte), die das Fahrzeug entwendet oder unbefugt ge-
braucht haben.

7.40 Zusätzlicher Einschluss: Beschädigungsrisiko beim Zu-
bringen oder Abholen

 Sofern ausdrücklich beantragt und im Versicherungsschein 
und seinen Nachträgen ausgewiesen, gilt:

7.40.1 Eingeschlossen ist – abweichend von Ziff. 7.7 AHB – die ge-
setzliche Haftpflicht aus der Beschädigung und Vernichtung 
von fremden Kfz und deren Zubehör (ausgenommen Wagen-
inhalt und Ladung) beim Zubringen und Abholen dieser Kfz 
außerhalb des Betriebsgrundstücks und alle sich daraus erge-
benden Vermögensschäden.

7.40.2 Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer ge-
braucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit 
Wissen und Willen des Verfügungsberechtigten gebrauchen 
darf. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sor-
gen, dass das Fahrzeug nicht von einem unberechtigten Fah-
rer gebraucht wird.

 Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen 
Wegen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis 
benutzen. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu 
sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzt 
wird, der nicht die erforderliche Fahrerlaubnis hat.

 Wenn der Versicherungsnehmer diese Obliegenheiten ver-
letzt, gilt Ziff. 26 AHB (Rechtsfolgen bei Verletzung von Ob-
liegenheiten).

Ziff. 7.41 und 7.42 gelten für automatische Waschstraßen

7.41 Mitversicherte Risiken

7.41.1 Eingeschlossen ist – abweichend von Ziff. 7.7 AHB und in 
Ergänzung von Ziff. 2.2 AHB – die gesetzliche Haftpflicht 
wegen Beschädigung, Vernichtung, Abhandenkommen oder 
unbefugtem Gebrauch von fremden Kfz und deren Zubehör 
(ausgenommen Inhalt und Ladung) anlässlich des Waschens 
und dem Bewegen dieser Fahrzeuge auf dem Betriebsgrund-
stück (nicht auf öffentlichen Wegen, Straßen und Plätzen) 
und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden.

7.41.2 Die Regelungen der Ziff. 1.2 AHB und der Ziff. 7.8 AHB blei-
ben bestehen.

7.41.3 Für diese Kfz gelten nicht die Ausschlüsse in Ziff. 3.1 (2) AHB 
und in Ziff. 4.3 (1) AHB.

7.41.4 Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer ge-
braucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug 
mit Wissen und Willen des Verfügungsberechtigten gebrau-
chen darf. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu 
sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem unberechtigten 
Fahrer gebraucht wird.
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 Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen 
Wegen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis 
benutzen. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu 
sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzt 
wird, der nicht die erforderliche Fahrerlaubnis hat.

 Wenn der Versicherungsnehmer diese Obliegenheiten ver-
letzt, gilt Ziff. 26 AHB (Rechtsfolgen bei Verletzung von Ob-
liegenheiten).

7.41.5 Die Höchstersatzleistung bei Schäden an Kfz beträgt im Rah-
men der Sachschaden-Versicherungssumme je Kfz 50.000 €. 
Die Gesamtleistung je Versicherungsjahr beträgt 250.000 €.

7.42 Nicht versicherte Risiken

 Nicht versichert sind Ansprüche 

 – aus Anlass von Reparaturen,
 – gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder Mitver-

sicherte), die das Fahrzeug entwendet oder unbefugt ge-
braucht haben.

Ziff. 7.43 bis 7.45 gelten für Beschäftigte im öffentlichen Dienst

7.43 Mitversicherte Risiken

 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus dem erlaub-
ten Besitz und Gebrauch von Schusswaffen und Munition zu 
dienstlichen Zwecken.

 Ausgeschlossen sind Ansprüche gegen die Personen, die be-
wusst von Gesetzen, Verordnungen oder anderen Rechtsvor-
schriften abweichen.

7.44 Nicht versicherte Risiken

 Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz bleiben Haftpflicht-
ansprüche

7.44.1 wegen Schäden am Eigentum der Dienststelle oder an von 
Dritten der Dienststelle oder dem Versicherungsnehmer an-
vertrauten Sachen anlässlich seiner Tätigkeit;

7.44.2 aus dem Halten und Hüten von Hunden und Pferden, es sei 
denn hierfür wurde gesondert Versicherungsschutz beantragt,

7.44.3 aus handwerklicher Berufstätigkeit, z. B. auf dem Gebiet des 
Kraftfahrzeug- oder Nachrichtenwesens oder der Waffenver-
waltung,

7.45 Ausscheiden aus dem Dienst

 Scheidet der Beamte oder Angestellte bzw. die Beamtin oder 
Angestellte während der Dauer des Vertrages aus dem Dienst 
aus, so erlischt damit die Berufshaftpflichtversicherung.

Ziff. 7.46 bis 7.48 gelten für Krankenschwestern / -pfleger und 
Altenpfleger an kommunalen oder öffentlich-rechtlichen Kranken-
anstalten

7.46 Versicherungsumfang

 Versichert gilt die gesetzliche Haftpflicht der gesamten dienst-
lichen Tätigkeit im Rahmen des Anstellungsvertrages mit 
der Krankenanstalt, so weit hierfür weder eine anderweitige 
Deckung noch eine Freistellungspflicht des Dienstherrn (Kran-
kenanstalt, leitender Krankenhausarzt) besteht.

 Insoweit beinhaltet der Versicherungsschutz nur die Abwehr 
der unberechtigten Ansprüche.

7.47 Mitversicherte Risiken

 Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf die gesetz-
liche Haftpflicht aus dem Umgang mit medizinischen Hilfs-
apparaten jeder Art.

 Abweichend von Ziff. 7.12 AHB erstreckt sich der Versiche-
rungsschutz auch auf den Umgang mit Röntgen- und sonsti-
gen Strahlenapparaten.

7.48 Ausscheiden aus dem Dienst

 Unabhängig von der vereinbarten Vertragsdauer erlischt der 
Versicherungsschutz bei Ausscheiden aus den Diensten der 
kommunalen bzw. öffentlich-rechtlichen Krankenanstalten.

Ziff. 7.49 gilt nur bei Mitversicherung des Hufbeschlags

7.49 Versicherungsumfang

 Sofern ausdrücklich beantragt und im Versicherungsschein 
und seinen Nachträgen ausgewiesen, gilt:

 Eingeschlossen sind – abweichend von Ziff. 7.7 AHB – Haft-
pflichtansprüche wegen Schäden an Tieren durch Hufbeschlag 
oder Hufpflege (z. B. Beschneiden des Horns), und alle sich 
daraus ergebenden Vermögensschäden.

 Ausgeschlossen bleiben Ansprüche aus Heilbehandlungen von 
Tieren. Die Regelungen der Ziff. 1.2 AHB und der Ziff. 7.8 AHB 
bleiben bestehen.

Ziff. 7.50 gilt für Betriebe, die in folgenden Bereichen tätig sind: 
Hundezucht, Hundedressur und Hundehandel

7.50 Nicht versicherte Risiken

 Es gelten die Ziff. 9.3 und 9.4.

Ziff. 7.51 gilt für Betriebe, die in folgenden Bereichen tätig sind: 
Tierpensionen

7.51 Nicht versicherte Risiken

 Es gelten die Ziff. 9.3 und 9.4.

 Darüber hinaus sind nicht versichert Schäden an Pensionstie-
ren sowie die persönliche gesetzliche Haftpflicht von fremden 
Tierbenutzern und Tierpflegern.

Ziff. 7.52 und 7.53 gelten für Betriebe, die in folgenden Bereichen 
tätig sind: Wanderschäfereien

7.52 Nicht versicherte Risiken

 Es gilt die Ziff. 9.3.2.

 Darüber hinaus sind nicht mitversichert Haftpflichtansprüche 
wegen Flurschäden

7.53 Flurschäden

 Sofern ausdrücklich beantragt und im Versicherungsschein 
und seinen Nachträgen ausgewiesen, gilt:

 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus Flurschäden 
anlässlich des Ausbrechens von Schafherden aus dem Pferch.

Ziff. 7.54 gilt für Betriebe, die im Bereich der Schönheitspflege 
tätig sind

7.54 Mitversicherte Risiken

 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus

 – Eyelash Extension (Wimpernverlängerung),
 – Haarentfernung mittels Licht- / Lasertechnik,
 – Kryolipolyse (Fettreduktion durch Kälte),
 – Mesotherapie (Einbringen von hautverjüngenden Mitteln 

mit einem elektrischen Gerät),
 – Mikrodermabrasion (kontrolliertes, mechanisches Abtragen 

der oberen Hautschichten mit kleinen Kristallen),
 – Saugwellenmassage und Schröpfkopfmassage (nicht 

Schröpfen),
 – Spot Reducer (Behandlung von Alters- und Pigmentflecken 

durch Vereisung),
 – Vapozon (Auftragen von Wasserdampf zur Erweiterung 

der Hautporen),
 – Vitametik (Entspannungsmassage).
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8. Besondere Bedingungen und Risikobeschreibungen für 
die Produkthaftpflichtversicherung aus Handwerks- 
und / oder Handelstätigkeiten

 Diese Besonderen Bedingungen und Risikobeschreibun-
gen gelten nicht für Industriehersteller, Produktion in 
Serie und / oder Handelsware, die unter eigenem Namen 
verkauft wird.

 Der Versicherungsschutz für Produkthaftpflichtrisiken aus 
Handwerks- und / oder Handelstätigkeiten – jedoch nicht für 
Handelsware, die unter eigenem Namen verkauft wird – rich-
tet sich nach den Allgemeinen Versicherungsbedingungen für 
die Haftpflichtversicherung (AHB) und den folgenden Beson-
deren Bedingungen und Risikobeschreibungen:

8.1 Gegenstand der Versicherung

8.1.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers für Personen-, Sach- und daraus entstandene weite-
re Schäden, soweit diese durch vom Versicherungsnehmer

� – hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse,
� – erbrachte Arbeiten oder sonstige Leistungen

 verursacht wurden.

 Dieser Versicherungsschutz beginnt mit dem Zeitpunkt, in 
dem der Versicherungsnehmer die Erzeugnisse in den Ver-
kehr gebracht, die Arbeiten abgeschlossen oder die Leistun-
gen ausgeführt hat.

8.1.2 Eingeschlossen sind – abweichend von Ziff. 7.7 AHB – gesetz-
liche Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die an fremden 
Sachen durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des 
Versicherungsnehmers an oder mit diesen Sachen entstanden 
sind, und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden. 
Dieser Versicherungsschutz besteht nur, sofern die Schäden 
nach Abschluss der Arbeiten oder Ausführung der sonstigen 
Leistungen eingetreten sind.

 Ausgeschlossen bleiben Ansprüche wegen Beschädigung von 

� – Kraft , Schienen  und Wasserfahrzeugen, Containern sowie 
deren Ladung;

� – Sachen, die sich beim Versicherungsnehmer zur Lohnbe- 
oder -verarbeitung, Reparatur oder sonstigen Zwecken be-
finden oder befunden haben.

8.2 Versichertes Risiko

 Der Versicherungsschutz bezieht sich auf den in der Betriebs-
beschreibung genannten Produktions- und Tätigkeitsumfang.

 Im Rahmen dieses Risikos sind mitversichert Ansprüche we-
gen Schäden aus der Vergabe von Leistungen an Dritte (Sub-
unternehmer). Nicht versichert bleibt die Haftpflicht der Sub-
unternehmer selbst und deren Betriebsangehörige.

8.3 Mitversicherte Personen

 Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht

8.3.1 der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers und sol-
cher Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichtigung des 
versicherten Betriebes oder eines Teils desselben angestellt 
hat, in dieser Eigenschaft;

8.3.2 sämtlicher übrigen Betriebsangehörigen für Schäden, die sie 
in Ausführung ihrer dienstlichen Verrichtungen verursachen.

 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschä-
den, bei denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankhei-
ten im Betrieb des Versicherungsnehmers gemäß dem Sozial-
gesetzbuch VII handelt.

8.4 Abgrenzungen und Erweiterungen des Versicherungs-
schutzes

8.4.1 Personen  oder Sachschäden aufgrund von Sachmängeln in-
folge Fehlens von vereinbarten Eigenschaften

 Eingeschlossen sind – insoweit abweichend von Ziff. 1.1, 
1.2 und 7.3 AHB – auf Sachmängeln beruhende Schadens-
ersatzansprüche Dritter im gesetzlichen Umfang wegen Per-
sonen-, Sach- und daraus entstandener weiterer Schäden, 
wenn der Versicherungsnehmer aufgrund einer Vereinbarung 
mit seinem Abnehmer über bestimmte Eigenschaften seiner 
Erzeugnisse, Arbeiten und Leistungen dafür verschuldensun-
abhängig einzustehen hat, dass diese bei Gefahrübergang 
vorhanden sind.

8.4.2 Verbindungs-, Vermischungs-, Verarbeitungsschäden

8.4.2.1 Eingeschlossen sind gesetzliche Schadenersatzansprüche 
Dritter wegen der in Ziff. 8.4.2.2 genannten Vermögensschä-
den im Sinne von Ziff. 2.1 AHB infolge Mangelhaftigkeit von 
Gesamtprodukten Dritter, die durch eine aus tatsächlichen 
oder wirtschaftlichen Gründen nicht trennbare Verbindung, 
Vermischung oder Verarbeitung von mangelhaft hergestell-
ten oder gelieferten Erzeugnissen mit anderen Produkten ent-
standen sind. Erzeugnisse im Sinne dieser Regelung können 
sowohl solche des Versicherungsnehmers als auch Produkte 
Dritter sein, die Erzeugnisse des Versicherungsnehmers ent-
halten. Mängel bei der Beratung über die An- oder Verwen-
dung der vom Versicherungsnehmer hergestellten oder gelie-
ferten Erzeugnisse sowie Falschlieferungen stehen Mängeln 
in der Herstellung oder Lieferung gleich.

 Versicherungsschutz besteht insoweit auch – abweichend von 
Ziff. 1.1, 1.2 und 7.3 AHB – für auf Sachmängeln beruhen-
de Schadenersatzansprüche Dritter im gesetzlichen Umfang, 
wenn der Versicherungsnehmer aufgrund einer Vereinbarung 
mit seinem Abnehmer über bestimmte Eigenschaften seiner 
Erzeugnisse, Arbeiten und Leistungen dafür verschuldensun-
abhängig einzustehen hat, dass diese bei Gefahrübergang 
vorhanden sind.

8.4.2.2 Gedeckt sind ausschließlich Schadenersatzansprüche wegen

8.4.2.2.1  der Beschädigung oder Vernichtung der anderen Produkte, 
soweit hierfür nicht bereits Versicherungsschutz nach Ziff. 8.1 
oder 8.4.1 besteht;

8.4.2.2.2  anderer für die Herstellung der Gesamtprodukte aufgewen-
deter Kosten mit Ausnahme des Entgeltes für die mangelhaf-
ten Erzeugnisse des Versicherungsnehmers;

8.4.2.2.3  Kosten für eine rechtlich gebotene und wirtschaftlich zumut-
bare Nachbearbeitung der Gesamtprodukte oder für eine an-
dere Schadenbeseitigung (siehe aber Ziff. 8.6.2.8). Der Ver-
sicherer ersetzt diese Kosten in dem Verhältnis nicht, in dem 
das Entgelt für die Erzeugnisse des Versicherungsnehmers 
zum Verkaufspreis der Gesamtprodukte (nach Nachbearbei-
tung oder anderer Schadenbeseitigung) steht;

8.4.2.2.4  weiterer Vermögensnachteile (z. B. entgangenen Gewinnes), 
weil die Gesamtprodukte nicht oder nur mit einem Preis-
nachlass veräußert werden können (siehe aber Ziff. 6.2.8). 
Der Versicherer ersetzt diese Vermögensnachteile in dem 
Verhältnis nicht, in dem das Entgelt für die Erzeugnisse des 
Versicherungsnehmers zu dem Verkaufspreis steht, der bei 
mangelfreier Herstellung oder Lieferung der Erzeugnisse des 
Versicherungsnehmers für die Gesamtprodukte zu erzielen 
gewesen wäre;

8.4.2.2.5  der dem Abnehmer des Versicherungsnehmers unmittelbar 
entstandenen Kosten durch den Produktionsausfall, der aus 
der Mangelhaftigkeit der Gesamtprodukte herrührt. Ansprü-
che wegen eines darüber hinausgehenden Schadens durch 
den Produktionsausfall sind nicht versichert.

8.4.3 Weiterver- oder -bearbeitungsschäden

8.4.3.1 Eingeschlossen sind gesetzliche Schadenersatzansprüche Drit-
ter wegen der in Ziff. 8.4.3.2 genannten Vermögensschä-
den im Sinne von Ziff. 2.1 AHB infolge Weiterverarbeitung 
oder -bearbeitung mangelhaft hergestellter oder gelieferter 
Erzeugnisse, ohne dass eine Verbindung, Vermischung oder 
Verarbeitung mit anderen Produkten stattfindet. Erzeugnisse 
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im Sinne dieser Regelung können sowohl solche des Versi-
cherungsnehmers als auch Produkte Dritter sein, die Erzeug-
nisse des Versicherungsnehmers enthalten. Mängel bei der 
Beratung über die An- oder Verwendung der vom Versi-
cherungsnehmer hergestellten oder gelieferten Erzeugnisse 
sowie Falschlieferungen stehen Mängeln in der Herstellung 
oder Lieferung gleich.

 Versicherungsschutz besteht insoweit auch – abweichend von 
Ziff. 1.1, 1.2 und 7.3 AHB – für auf Sachmängeln beruhen-
de Schadenersatzansprüche Dritter im gesetzlichen Umfang, 
wenn der Versicherungsnehmer aufgrund einer Vereinbarung 
mit seinem Abnehmer über bestimmte Eigenschaften seiner 
Erzeugnisse, Arbeiten und Leistungen dafür verschuldensun-
abhängig einzustehen hat, dass diese bei Gefahrübergang 
vorhanden sind.

8.4.3.2 Gedeckt sind ausschließlich Schadenersatzansprüche wegen

8.4.3.2.1  Kosten für die Weiterverarbeitung oder -bearbeitung der man-
gelhaften Erzeugnisse mit Ausnahme des Entgeltes für die 
mangelhaften Erzeugnisse des Versicherungsnehmers, sofern 
die verarbeiteten oder bearbeiteten Erzeugnisse unveräußer-
lich sind;

8.4.3.2.2  Kosten für eine rechtlich gebotene und wirtschaftlich zumut-
bare Nachbearbeitung der weiterverarbeiteten oder  bearbei-
teten Erzeugnisse oder für eine andere Schadenbeseitigung 
(siehe aber Ziff. 8.6.2.8). Der Versicherer ersetzt diese Kosten 
in dem Verhältnis nicht, in dem das Entgelt für die Erzeugnis-
se des Versicherungsnehmers zum Verkaufspreis der weiter-
verarbeiteten oder  bearbeiteten Erzeugnisse (nach Nachbe-
arbeitung oder anderer Schadenbeseitigung) steht;

8.4.3.2.3  weiterer Vermögensnachteile (z. B. entgangenen Gewinnes), 
weil die weiterverarbeiteten oder bearbeiteten Erzeugnisse 
nicht oder nur mit einem Preisnachlass veräußert werden 
können (siehe aber Ziff. 8.6.2.8). Der Versicherer ersetzt die-
se Vermögensnachteile in dem Verhältnis nicht, in dem das 
Entgelt für die Erzeugnisse des Versicherungsnehmers zu dem 
Verkaufspreis steht, der bei mangelfreier Herstellung oder Lie-
ferung der Erzeugnisse des Versicherungsnehmers nach Wei-
terverarbeitung oder -bearbeitung zu erwarten gewesen wäre.

8.4.4 Aus- und Einbaukosten 

8.4.4.1 Eingeschlossen sind gesetzliche Schadenersatzansprüche Drit-
ter wegen der in Ziff. 8.4.4.2 und 8.4.4.3 genannten Vermö-
gensschäden im Sinne von Ziff. 2.1 AHB infolge Mangelhaf-
tigkeit von Gesamtprodukten Dritter die durch den Einbau, 
das Anbringen, Verlegen oder Auftragen von mangelhaft 
hergestellten oder gelieferten Erzeugnissen entstanden sind. 
Erzeugnisse im Sinne dieser Regelung können sowohl solche 
des Versicherungsnehmers als auch Produkte Dritter sein, die 
Erzeugnisse des Versicherungsnehmers enthalten. Mängel bei 
der Beratung über die An- oder Verwendung der vom Ver-
sicherungsnehmer hergestellten oder gelieferten Erzeugnisse 
sowie Falschlieferungen stehen Mängeln in der Herstellung 
oder Lieferung gleich.

 Versicherungsschutz besteht insoweit auch – abweichend von 
Ziff. 1.1, 1.2 und 7.3 AHB – für auf Sachmängeln beruhen-
de Schadenersatzansprüche Dritter im gesetzlichen Umfang, 
wenn der Versicherungsnehmer aufgrund einer Vereinbarung 
mit seinem Abnehmer über bestimmte Eigenschaften seiner 
Erzeugnisse, Arbeiten und Leistungen dafür verschuldensun-
abhängig einzustehen hat, dass diese bei Gefahrübergang 
vorhanden sind.

8.4.4.2 Gedeckt sind ausschließlich Schadenersatzansprüche wegen

8.4.4.2.1  Kosten für den Austausch mangelhafter Erzeugnisse (nicht 
jedoch von deren Einzelteilen), d.h. Kosten für das Ausbauen, 
Abnehmen, Freilegen oder Entfernen mangelhafter Erzeug-
nisse und das Einbauen, Anbringen, Verlegen oder Auftragen 
mangelfreier Erzeugnisse oder mangelfreier Produkte Dritter. 
Vom Versicherungsschutz ausgenommen bleiben die Kosten 
für die Nach- und Neulieferung mangelfreier Erzeugnisse 
oder mangelfreier Produkte Dritter.

8.4.4.2.2  Kosten für den Transport mangelfreier Erzeugnisse oder man-
gelfreier Produkte Dritter mit Ausnahme solcher an den Erfül-
lungsort der ursprünglichen Lieferung des Versicherungsneh-
mers. Sind die Kosten für den direkten Transport vom Versi-
cherungsnehmer bzw. vom Dritten zum Ort des Austausches 
geringer als die Kosten des Transportes vom Erfüllungsort der 
ursprünglichen Lieferung des Versicherungsnehmers zum Ort 
des Austausches, sind nur die Kosten des Direkttransportes 
versichert.

8.4.4.3 Ausschließlich für die in Ziff. 4.4.2 genannten Kosten besteht 
in Erweiterung der Ziff. 4.4.1 – und insoweit abweichend von 
Ziff. 1.1 und 1.2 AHB – Versicherungsschutz auch dann, wenn 
sie zur Erfüllung einer gesetzlichen Pflicht zur Neulieferung 
oder zur Beseitigung eines Mangels des Erzeugnisses des Ver-
sicherungsnehmers von diesem oder seinem Abnehmer auf-
gewendet werden. 

8.4.4.4 Kein Versicherungsschutz besteht, wenn

8.4.4.4.1  der Versicherungsnehmer die mangelhaften Erzeugnisse 
selbst eingebaut oder montiert hat oder in seinem Auftrag, 
für seine Rechnung oder unter seiner Leitung hat einbauen 
oder montieren lassen; dies gilt nicht, wenn der Versiche-
rungsnehmer beweist, dass die Mangelhaftigkeit nicht aus 
dem Einbau, der Montage oder Montageleitung, sondern 
ausschließlich aus der Herstellung oder Lieferung resultiert;

8.4.4.4.2  sich die Mangelbeseitigungsmaßnahmen gemäß Ziff. 8.4.4.1 
bis 8.4.4.3 auf Teile, Zubehör oder Einrichtungen von Kraft-,
Schienen- oder Wasserfahrzeugen beziehen, soweit diese 
Erzeugnisse im Zeitpunkt der Auslieferung durch den Versi-
cherungsnehmer oder von ihm beauftragte Dritte ersichtlich 
für den Bau von oder den Einbau in Kraft-, Schienen- oder 
Wasserfahrzeugen bestimmt waren;

8.4.4.4.3   Ziff. 8.6.2.8 eingreift.

8.5 Auslandsdeckung

 Auslandsschäden sind im Rahmen der Ziff. 3.32 mitversichert.

8.6 Risikoabgrenzungen

8.6.1 Nicht versichert sind

8.6.1.1 Ansprüche, soweit diese nicht in Ziff. 8.4 ausdrücklich mitver-
sichert sind,

� – auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, aus Selbstvor-
nahme, Rücktritt, Minderung, auf Schadenersatz statt der 
Leistung;

� – wegen Schäden, die verursacht werden, um die Nachbes-
serung durchführen zu können;

� – wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsgegenstandes 
oder wegen des Ausbleibens des mit der Vertragsleistung 
geschuldeten Erfolges;

� – auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrauen auf 
ordnungsgemäße Vertragserfüllung;

� – auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzögerung der 
Leistung;

� – wegen anderer an die Stelle der Erfüllung tretender Ersatz-
leistungen.

 Dies gilt auch dann, wenn es sich um gesetzliche Ansprüche 
handelt;

8.6.1.2 im Rahmen der Versicherung gem. Ziff.  8.4.2 ff. Ansprüche 
wegen Folgeschäden (z. B. Betriebsunterbrechung oder Pro-
duktionsausfall), soweit diese nicht in den Ziff.  8.4.2 ff. aus-
drücklich mitversichert sind.

8.6.2 Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz sind

8.6.2.1 Ansprüche aus Garantien oder aufgrund sonstiger vertrag-
licher Haftungserweiterungen, soweit es sich nicht um im 
Rahmen der Ziff. 8.4 versicherte Vereinbarungen bestimmter 
Eigenschaften von Erzeugnissen, Arbeiten und Leistungen bei 
Gefahrübergang handelt, für die der Versicherungsnehmer 
verschuldensunabhängig im gesetzlichen Umfang einzuste-
hen hat;
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8.6.2.2 Ansprüche, die daraus hergeleitet werden, dass gelieferte 
Sachen oder Arbeiten mit einem Rechtsmangel behaftet sind 
(z. B. Schäden aus der Verletzung von Patenten, gewerbli-
chen Schutzrechten, Urheberrechten, Persönlichkeitsrechten, 
Verstößen in Wettbewerb und Werbung);

8.6.2.3 Ansprüche wegen Schäden gemäß Ziff. 7.8 AHB;

8.6.2.4 Ansprüche gegen den Versicherungsnehmer oder jeden Mit-
versicherten, soweit diese den Schaden durch bewusstes 
Abweichen von gesetzlichen oder behördlichen Vorschriften 
sowie von schriftlichen Anweisungen oder Bedingungen des 
Auftraggebers herbeigeführt haben;

8.6.2.5 Ansprüche aus Sach  und Vermögensschäden durch Erzeug-
nisse, deren Verwendung oder Wirkung im Hinblick auf den 
konkreten Verwendungszweck nicht nach dem Stand der 
Technik oder in sonstiger Weise ausreichend erprobt waren.

 Dies gilt nicht für Schäden an Sachen, die mit den hergestell-
ten oder gelieferten Erzeugnissen weder in einem Funktions-
zusammenhang stehen noch deren bestimmungsgemäßer 
Einwirkung unterliegen;

8.6.2.6 Ansprüche aus

� Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lieferung von 
Luft- oder Raumfahrzeugen sowie von Teilen von Luft- oder 
Raumfahrzeugen, soweit diese Teile im Zeitpunkt der Aus-
lieferung durch den Versicherungsnehmer oder von ihm be-
auftragte Dritte ersichtlich für den Bau von Luft- oder Raum-
fahrzeugen sowie den Einbau in Luft- oder Raumfahrzeuge 
bestimmt waren,

� Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, Überho-
lung, Reparatur, Beförderung) an Luft- oder Raumfahrzeugen 
sowie Luft- oder Raumfahrzeugteilen

8.6.2.7 Ansprüche wegen Vermögensschäden im Sinne von Ziff. 2.1 
AHB, die von Unternehmen, die mit dem Versicherungsneh-
mer oder seinen Gesellschaftern durch Kapital mehrheitlich 
verbunden sind oder unter einer einheitlichen unternehmeri-
schen Leitung stehen, geltend gemacht werden.

8.6.2.8 Ansprüche wegen Kosten gemäß Ziff. 8.4.2.2.3, 8.4.3.2.2 
und 8.4.4 sowie Ansprüche wegen Beseitigungs- bzw. Ver-
nichtungskosten im Rahmen der Ziff. 8.4.2.2.4 und 8.4.3.2.3, 
die im Zusammenhang mit einem Rückruf von Erzeugnissen 
geltend gemacht werden. Erzeugnisse im Sinne dieser Rege-
lung können sowohl solche des Versicherungsnehmers als 
auch Produkte Dritter sein, die Erzeugnisse des Versicherungs-
nehmers enthalten. Rückruf ist die auf gesetzlicher Verpflich-
tung beruhende Aufforderung des Versicherungsnehmers, 
zuständiger Behörden oder sonstiger Dritter an Endverbrau-
cher, Endverbraucher beliefernde Händler, Vertrags- oder 
sonstige Werkstätten, die Erzeugnisse von autorisierter Stelle 
auf die angegebenen Mängel prüfen, die gegebenenfalls 
festgestellten Mängel beheben oder andere namentlich be-
nannten Maßnahmen durchführen zu lassen.

8.7 Zeitliche Begrenzung

8.7.1 Der Versicherungsschutz gemäß Ziff.  8.4.2 ff. umfasst die 
Folgen aller Versicherungsfälle, die dem Versicherer nicht 
später als drei Jahre nach Beendigung des Versicherungsver-
trages gemeldet werden. Unberührt bleiben die vertraglichen 
Anzeigeobliegenheiten.

8.7.2 Für Ansprüche nach Ziff. 8.4.2 ff. wegen Schäden durch Er-
zeugnisse des Versicherungsnehmers, die vor Inkrafttreten 
dieses Versicherungsvertrages ausgeliefert wurden, besteht 
Versicherungsschutz nur bei besonderer Vereinbarung.

8.8 Versicherungsfall und Serienschaden 

8.8.1 Versicherungsfall ist das während der Wirksamkeit des Ver-
trages eingetretene Schadenereignis gemäß Ziff. 1.1 AHB. Bei 
Ziff. 8.4.4.3 ist es für den Versicherungsfall – abweichend von 
Ziff. 1.1 AHB – unerheblich, dass es sich nicht um Haftpflicht-
ansprüche handelt.

8.8.2 Der Versicherungsfall tritt ein bei:

8.8.2.1 Ziff. 8.4.2 im Zeitpunkt der Verbindung, Vermischung oder 
Verarbeitung der Erzeugnisse;

8.8.2.2 Ziff. 8.4.3 im Zeitpunkt der Weiterbearbeitung oder -verarbei-
tung der Erzeugnisse;

8.8.2.3 Ziff. 8.4.4 im Zeitpunkt des Einbaus, Anbringens, Verlegens 
oder Auftragens der Erzeugnisse;

8.8.2.4 Ziff. 8.4.5.2.1 bis 8.4.5.2.5 im Zeitpunkt der Produktion, Be- 
oder Verarbeitung der in Ziff. 8.4.5 genannten Sachen;

8.8.2.5 Ziff. 8.4.5.2.6 in den für Ziff. 8.4.2 bis 8.4.4 vorgenannten 
Zeitpunkten, je nachdem, mit welcher dieser Ziffern die Rege-
lung gemäß Ziff. 8.4.5.2.6 in Zusammenhang steht;

8.8.2.6 Ziff. 8.4.6 in den für Ziff. 8.4.2 bis 8.4.5 vorgenannten Zeit-
punkten, je nachdem, mit welcher dieser Ziffern die in Ziff. 
8.4.6 geregelte Überprüfung in Zusammenhang steht.

8.8.3 Mehrere während der Wirksamkeit des Vertrages eintretende 
Versicherungsfälle

� – aus der gleichen Ursache, z. B. aus dem gleichen Konst-
ruktions-, Produktions- oder Instruktionsfehler, es sei denn, 
es besteht zwischen den mehreren gleichen Ursachen kein 
innerer Zusammenhang, oder

� – aus Lieferungen solcher Erzeugnisse, die mit den gleichen 
Mängeln behaftet sind,

 gelten unabhängig von ihrem tatsächlichen Eintritt als in dem 
Zeitpunkt eingetreten, in dem der erste dieser Versicherungs-
fälle eingetreten ist.

 Ziff. 6.3 AHB wird gestrichen.

8.9 Versicherungssumme, Maximierung und Selbstbehalt

8.9.1 Es gelten die im Versicherungsschein und seinen Nachträgen 
genannten Versicherungssummen für Personen-, Sach- und 
Vermögensschäden.

8.9.2 Die Höchstersatzleistung für alle Versicherungsfälle eines Ver-
sicherungsjahres (Maximierung) ist begrenzt auf das Doppelte 
der im Versicherungsschein genannten Versicherungssummen 
für Personen-, Sach- und Vermögensschäden.

8.9.3 Der Versicherungsnehmer hat sich bei jedem Versicherungs-
fall an den versicherten Schäden in Höhe von 20 %, mindes-
tens 100 €, höchstens 1.000 € selbst zu beteiligen. Im Falle 
eines Serienschadens im Sinne von Ziff. 8.8.3 beträgt der 
Selbstbehalt für alle Versicherungsfälle dieser Serie 10.000 €.

8.10 Erhöhungen und Erweiterungen des Risikos / neue Risi-
ken

8.10.1 Der Versicherungsnehmer hat

� – wesentliche Erhöhungen oder Erweiterungen des Produk-
tions- oder Tätigkeitsumfanges Ziff. 3.1 (2) AHB,

� – Risiken, die nach Abschluss der Versicherung neu entste-
hen (Vorsorgeversicherung gem. Ziff. 3.1 (3) und 4 AHB)

 zwecks Vereinbarung neuer Prämien und Überprüfung der 
Bedingungen – abweichend von Ziff. 13.1 und 4.1 AHB – un-
verzüglich anzuzeigen.

8.10.2 Kommt der Versicherungsnehmer dieser Anzeigepflicht nicht 
nach, so erhöhen sich die in Ziff. 8.9.3 genannten Selbst-
behalte in Schadenfällen, die mit solchen Erhöhungen oder 
Erweiterungen oder mit neu entstandenen Risiken in Zusam-
menhang stehen, auf den doppelten Betrag.

8.10.3 Für die Vorsorgeversicherung Ziff. 3.1 (3) und 4 AHB gelten 
die dem Vertrag zugrunde liegenden Versicherungssummen 
für Personen-, Sach- und Vermögensschäden, in im Versiche-
rungsschein und seinen Nachträgen genannt werden.
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9. Besondere Bedingungen, Risikobeschreibungen und Er-
läuterungen für die Haftpflichtversicherung der Tierhal-
tung 

 Sofern ausdrücklich beantragt und im Versicherungsschein 
und seinen Nachträgen ausgewiesen, gilt:

  
9.1. Mitversicherung

 Mitversichert ist im Rahmen der Allgemeinen Versicherungs-
bedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB) die ge-
setzliche Haftpflicht des  Hüters – sofern er nicht gewerbsmä-
ßig tätig ist –, der im Auftrag des Versicherungsnehmers die 
Führung der Aufsicht über das (die) Tier(e) übernommen hat 
und wegen eines durch das (die) Tier(e) verursachten Scha-
dens von einem Dritten auf Schadenersatz in Anspruch ge-
nommen wird.

9.2. Besondere Bedingungen für den Einschluss von Auslands-
schäden 

9.2.1 Eingeschlossen ist – abweichend von Ziff. 7.9 AHB – die gesetz-
liche Haftpflicht des Versicherungsnehmers wegen im Aus-
land vorkommender Versicherungsfälle

 aus Anlass einer vorübergehenden Tätigkeit bis zu einem Jahr 
im europäischen Ausland. Dies gilt auch für die Inanspruch-
nahme als Halter oder Hüter von mitversicherten Tieren.

9.2.2 Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Arbeitsunfällen und Be-
rufskrankheiten von Personen, die vom Versicherungsnehmer 
im Ausland eingestellt oder dort mit der Durchführung von 
Arbeiten betraut worden sind.

 Eingeschlossen bleiben jedoch Haftpflichtansprüche gegen 
den Versicherungsnehmer und die gesetzlichen Vertreter des 
Versicherungsnehmers und solcher Personen, die er zur Lei-
tung oder Beaufsichtigung des versicherten Betriebes oder     
eines Teiles desselben angestellt hat, in dieser Eigenschaft, 
aus Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten, die den Bestim-
mungen des Sozialgesetzbuches VII unterliegen (siehe Ziff. 
7.9 AHB).

9.2.3 Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden – abwei-
chend von Ziff. 6.5 AHB – als Leistungen auf die Versiche-
rungssumme angerechnet.

 Kosten sind:
 Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, 

Aufwendungen zur Abwendung oder Minderung des Scha-
dens bei oder nach Eintritt des Versicherungsfalles sowie 
Schadenermittlungskosten, auch Reisekosten, die dem Ver-
sicherer nicht selbst entstehen. Das gilt auch dann, wenn die 
Kosten auf Weisung des Versicherers entstanden sind.

9.2.4 Bei Versicherungsfällen in den USA, US-Territorien und Kana-
da oder in den USA / US-Territorien und Kanada geltend ge-
machten Ansprüchen gilt: Kosten gelten als Schadenersatz-
leistungen.

9.2.5 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. So weit der 
Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäischen 
Währungsunion angehören, liegt, gelten die Verpflichtungen 
des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der 
Euro-Betrag bei einem in der Europäischen Währungsunion 
gelegenen Geldinstitut angewiesen ist.

9.3 Nicht versicherte Risiken

9.3.1 Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die durch 
Hunde folgender Rassen verursacht wurden:

 American Staffordshire Terrier, Bandog, Bordeaux-Dogge, 
Bullterrier, Dogo Argentino, Fila Brasileiro, Mastino Espanol, 
Mastino Neapolitano, Pitbull-Terrier, Römischer Kampfhund, 
Staffordshire Bullterrier, Tosa Inu einschließlich deren Misch-
linge.

 Das Gleiche gilt für Kreuzungen von Hunderassen, bei denen 
zumindest eine der o. g. Rassen gekreuzt wurden.

9.3.2 Nicht versichert ist im Rahmen der Umwelthaftpflicht-Basisver-
sicherung die Verwendung von Klärschlamm, Jauche, Gülle, 
festem Stalldung, Pflanzenschutz- und Düngemitteln.

9.4 Ausschlüsse für Hunderassen gemäß Ziff. 9.3.1

 Für die unter Ziffer 9.3.1 dieser Bedingung genannten Hunde 
gelten nicht die Bestimmungen über den Versicherungsschutz 
gemäß Ziffer 3.1 (2) AHB (Erhöhungen und Erweiterungen) 
sowie Ziffer 3.1 (3) und Ziffer 4 AHB (Vorsorge-Versicherung).
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